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Ötto Küster un die individuelle Wiedergutmachung
D :  y den erkrankten Direktor im OÖberkirchenrat eın un

la) Zur Einführung: beriet die abgesetzte rechtmäßige Kirchenleitung. als
sein Schwiegervater, Prälat Mayer-List. diese für den

Die Landesregjerung Baden- Württemberg hat Rechts- iınhaftierten Bischoft Wurm weiterführte.
anwalt Otıo Küster. den Staatsbeauftragten für die 045 1ın das Justizministerium berufen. wurdeWiedergutmachung ın Baden- Württembery, dessen Kuster 947 der verantwortungsvolle AuftragFreiburger ede WITr in Nr 971/921 veröllfentli:  ten (vgl.

36), 30 95+4 ZUu Jahresende 95.  r gekündigt. eınes Staatskommıissars für die Wiedergutmachung
teil Als solcher hatte sich er der Menschen AM:sıch dabe:; die Auflösung des ‚landats- nehmen, denen waährend des ‚Dritten Reiches‘ welt-vertrages, den Ötto Küster mıt der Regierung für se1ne anschaulichen oder olitıschen Gründen Schaden ZU  -Tätigkeit der Wiedergutmachung eingegangen War. fügt worden War. amıt übernahrm er die schwierigeAuf Grund e1ines durch Indiskretion in die Hände des Aufgabe, nıcht An der Wiedergutmachung arbei-Ministerpräsidenten gelangten Privalbriefs hat die ten, sondern auch unserem Volk, dem nıemand mehrLandesregierung Küster dann am Or S_ 054 frist- in der glauben woilte, Vertrauen e!r-los entlassen. werben. jeviel Ötto Kuster el eleıstet haat kamDer Vorgang hat ın der Offentlichkeit großes Aufsechen durch den Ruf zum Ausdruck. mıt em .  hn die Bun-

erregt und sehr vıel Kommentare hervorgerufen (s desregierung 1955 stellvertretenden „eiter der19 Der größte eıl der angeschenen deutschen Zeti- deutschen Israel-Delegation Im Haa machte
tungen un Zeitschriften gleich weicher polıtischen Kıch- Mıt durch seınen Eintfluis kam dumals der Wiedergut-tung, von der PD-Presse über den Rheinischen V\ier- machungsvertrag mıt dem Staate Israel zustande.kur bis Zur ‚Zeit hat das Vorgehen der Landesregie- Gerade setztec S1 dafür e1nN. dafß die Versöhnung
Iung scharft kritisiert. Die zugehenden zahlreichen mıt Israel dem deutschen Volke un seiıner RegicrungBerichte ZEUBECN VOO dem Eindruck und der Erschütte-

die, eıt über 1e€ Grenzen Deutschlands hinaus. eın fühlbares Opter wert seın INUSSEe und daifs zugleich
gerade diese Sache des echts hervorgerufen hat Um der Staat Israel seine Sühnegeldforderung VOr 4,9 auf

ım Gesamten handelt, Mılliarden ermäßigte 18. Nr. l  20, 1L1|klarzustellen, um S Si Viele MVienschen haben N: 1e Person Ötto Küstersversuchen wiır. Von Dokumenten nd Dar- als einen Beweis dafür gewertet, unsSer s tief In
stellungen!, die dazu erschienen sind, den Ablauf der Schande geratenes Volk gewillt WÄärTr, durch freiwilligeVorgänge Zu childern Sühne eın Zeichen echter Umkehr aufzurichten. Seit-Es ist allerdings wicht1gz, von vornhereın Zu wissen; her hat Küster versucht. die bestehenden echts-

es sich nıcht einen x-beliebigen Juristen oder
Beamten handelt, sondern ÖOtto Auster. vorschrilten nach ihrem Sinn un: Zweck auszulegen un
Zum erständnis der Vourgänge muß An wissen, den Geschädigten wirklıch helfen. Unbilligen
tto Kuster ist. Wır tellen daher eine kurze Charak- Forderungen trat dabei mit einem entschlossenen

N  eın ent CgCNn. Viele der einst schwer betroffenen Ver-teristik seiner Person und seiner eistung die Spitze folgten es: NS sehen darum heute 1n KüusterDarstellung. wıe einen Garanten echten deutschen veubauwil-
lens ım Zusammenleben der Völker (vgl U,1b) Wer ıst Redchtsanzalt Küster?

Pfarrer Friedrich OMMOSS, Lehrer Pfarrseminar der
Württ. vang. Landeskirche. schreibt uns den Vorgän- 1c) AÄAus dem WUırken Otto Küsters

urn Rechtsanwal: ÖOtto Küster:
„Dem Staatsbeauftragten für die Wiedergutmachung In diesem usammenhang ırd verstandl: weNn

ım Justizministerium Baden- Württembere, Rechtsan- Dr. Daum in der ın Düsseldorf erscheinenden ‚All-
gemeinen Wodchenzeitung' (Nr. 34) un derwalt Ötto Küster, :  ist gekündigt worden. Was bedeutet Überschrift Sturmzeichen‘ schrei:bt:diese Kündigung? Und ist tto Küster?

eiınmal rhielt er eine assung 3 dem Justiz- u B Schließlich können Ibst Fiskalisten nıcht den
minısterium. als 1M Herbst 933 wEeSCn Widerstandes geheuren Zuwachs moralıschem Äredit verkennen.

die Partei und Kampfes die Glaubens- den Deutschland durch Wiırken dieser Persönlich-
wegung Deutsche Christen gehen mußte. Damit keıt 1m In- und Ausland erzielen konnte. ware AaUuU-
seine Zulassung als Rechtsanwalt gefährdet. Dennoch Berst kurzsichtig. einen der nıcht allzu zahlreichen Posi-
nahm er weiterhin aktıyv Kampf Uum den rechten tıvposten auf dem Gebiete der Wiıedergutmachung auf-
Weg von Kirche und olk teil. Sprang er tür eben. Bei den vielen Enttäuschungen un der

Herangezogen wurde auch der Justizministeri um Baden- V  er  urt: schmerzlichen Rechtsnot. ın der sıch die OÖpfer des Na-
temberz 1934 Zur Verwertung geganSsencd Bericht die tionalsozialısmus heute finden. kann mMan sıch e1in-
Bezichungen zwischen Rechtsanwalt Auster und dem Lande* (3.4 Sei- fach icht eisten, auf eine wirkliche Arbeitskraft
Han fonann urn Oberlunde- z  AA ent P  vA '3  .  >2  2Z  .. er

ma 4 ‚Anlavsren) W:E die Ansprachen van Tustizmi  ter Dr verzichten. die VvVon moralischen I[mpulsen beseelt ist
»€! Aytscinmtunr  T A Üdı: Au  L, 34 ‚IM talsvenden zZıitiert Ai$ und Von der Inıtiative qusstrahlt. [° s MaS sein. daß
$ des Al  - sıch eine Persönlichkeit dieser Art iıcht ımmer einfach
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1. Otto Küster und die individuelle Wiedergutmachung 
I. Der „Fall Küster" 

la) Zur Einführung: 
Die Landesregierung Baden-Württemberg hat Rechts-
anwalt Otto Küster. den Staatsbeauftragten für die 
Wiedergutmachung in Baden-Württemberg, dessen 
Freiburger Rede wir in Nr. 21/24 veröffentlichten (vgl. 
u. S. 3(i), am 30. 6. 1954 zum Jahresende 1954 gekündigt. 
Es handelt sich dabei um die Auflösung des Mandats-
vertrages, den Otto Küster mit der Regierung für seine 
Tätigkeit der Wiedergutmachung eingegangen war. 
Auf Grund eines durch Indiskretion in die Hände des 
Ministerpräsidenten gelangten Privatbriefs hat die 
Landesregierung R. A. Küster dann am 5. 3.. 1954 frist-
los entlassen. 
Der Vorgang hat in der Öffentlichkeit großes Aufsehen 
erregt und sehr viel Kommentare hervorgerufen (s. u. 
S,12 ff.). Der größte Teil der angesehenen deutschen Zei-
tungen und Zeitschriften. gleich welcher politischen Rich-
tung, von der SPD-Presse über den .Rheinischen Mer-
kur' bis zur ‚Zeit' hat das Vorgehen der Landesregie-
rung scharf kritisiert. Die uns zugehenden zahlreichen 
Berichte zeugen von dem Eindruck und der Erschütte-
rung, die, weit über die Grenzen Deutschlands hinaus.. 
gerade diese Sache des Rechts hervorgerufen hat. Um 
klarzustellen, um was es sich im Gesamten handelt, 
versuchen wir. an Hand von Dokumenten und Dar-
stellungen', die dazu erschienen sind, den Ablauf der 
Vorgänge zu schildern. 
Es ist allerdings wichtig, von vornherein zu wissen; 
daß es sich nicht um einen x-beliebigen Juristen oder 
Beamten handelt, sondern um Otto Küster. 
Zum 'Verständnis der Vorgänge muß man wissen, wer 
Otto Küster ist. Wir stellen daher eine kurze Charak-
teristik seiner Person und seiner Leistung an die Spitze 
unserer Darstellung. 

Ih) Wer ist Rechtsanwalt Küster? 
Pfarrer Friedrich Kommoss. Lehrer am Pfarrseminar der 
Württ. Evang. Landeskirche. schreibt uns zu den Vorgän-
gen um Rechtsanwalt Otto Küster: 

„Dem Staatsbeauftragten für die Wiedergutmachung 
im Justizministerium Baden-Württemberg, Rechtsan-
walt Otto Küster. ist gekündigt worden. Was bedeutet 
diese Kündigung? Und wer ist Otto Küster? 
Schon einmal erhielt er eine Entlassung aus dem Justiz-
ministerium. als er im Herbst 1933 wegen Widerstandes 
gegen die Partei und Kampfes gegen die Glaubens-
bewegung Deutsche Christen gehen mußte. Damit War 
seine Zulassung als Rechtsanwalt gefährdet. Dennoch 
nahm er weiterhin aktiv am Kampf um den rechten 
Weg von Kirche und Volk teil. So sprang er z. B. für 
a ffirangezogen wurde audt der uns vorn Justizministerium Baden-Würt-

temberg am 20. 3. 1934 zur Verwertung zugegangene .Bericht über die 
Beziehungen zwisciten Rechtsanwalt Kulte-, und dem Lande' (3• Sei-
ten mit 14 Anlazen) sow ie die An.pradten vfin rustizmini•ter Dr. 
.gfr ,ri:eyznq un.I Obtriszn.!,-.rert.h. , n ,-1 , tdritt D. 1'. 
'cri Amheini uhrt:::4- am 12. Aud:.,t I J54 ;im felgenden zitiert .cis 
Bericht des J. M.).  

den erkrankten Direktor im Oberkirchenrat ein und 
beriet die abgesetzte rechtmäßige Kirchenleitung. als 
sein Schwiegervater, Prälat Mayer-List, *diese für den 
inhaftierten Bischof D. Wurm weiterführte. 
Ende 1943 in das Justizministerium berufen. wurde 
R. A. Küster 1947 der verantwortungsvolle Auftrag 
eines Staatskommissars für die Wiedergutmachung zu-
teil. Als solcher hatte er sich aller der Menschen anzu-
nehmen, denen während des ‚Dritten Reiches' aus weit-
anschaulichen oder politischen Gründen Schaden zuge-
fügt worden war. Damit übernahm er die schwierige 
Aufgabe, nicht nur an der Wiedergutmachung zu arbei-
ten, sondern auch unserem Volk, dem niemand mehr 
in der Welt glauben wollte, neues Vertrauen zu er-
werben. Wieviel Otto Küster dabei geleistet hat. kam 
durch den Ruf zum Ausdruck, mit dem ihn die Bun-
desregierung 1952 zum stellvertretenden Leiter der 
deutschen Israel-Delegation im Haag machte. 
Mit durch seinen Einfluß kam damals der Wiedergut-
machungsvertrag mit dem Staate Israel zustande. 
Gerade er setzte sich dafür ein. daß die Versöhnung 
mit Israel dem deutschen Volke und seiner Regierung 
ein fühlbares Opfer wert sein müsse und daß zugleich 
der Staat Israel seine Sühnegeldforderung von 4.2 auf 
3 Milliarden ermäßigte Nr. 19/20, S. 11]. 
Viele Menschen haben damals die Person Otto Küsters 
als einen Beweis dafür gewertet, daß unser so tief in 
Schande geratenes Volk gewillt war, durch freiwillige 
Sühne ein Zeichen echter Umkehr aufzurichten. Seit-
her hat R. A. Küster versucht. die bestehenden Rechts-
vorschriften nach ihrem Sinn und Zweck auszulegen und 
so den Geschädigten wirklich zu helfen. Unbilligen 
Forderungen trat er dabei mit einem entschlossenen 
Nein entgegen. Viele der einst schwer betroffenen Ver-
folgten des- NS sehen darum heute in R. A. Küster so 
etwas wie einen Garanten echten deutschen Neubauwil-
lens im Zusammenleben der Völker (vgl. u. S.11 f.) 

lc) Aus dem Wirken Otto Küsters 
In diesem Zusammenhang wird es verständlich. wenn 
Dr. H. G. van Dam in der in Düsseldorf erscheinenden ‚All-
gemeinen Wochenzeitung' (Nr. 14 vorn 9. 7. 34) unter der 
Oberschrift ,Sturmzeichen‘ schreibt: 

„... Schließlich können selbst Fiskalisten nicht den un-
geheuren Zuwachs an moralisdrem Kredit verkennen. 
den Deutschland durch das Wirken dieser Persönlich-
keit im In- und Ausland erzielen konnte. Es wäre äu-
ßerst kurzsichtig. einen der nicht allzu zahlreichen Posi-
tivposten auf dem Gebiete der Wiedergutmachung auf-
zugeben. Bei den vielen Enttäuschungen und der 
schmerzlichen Rechtsnot. in der sich die Opfer des Na-
tionalsozialismus heute befinden. kann man es sich ein-
fach nicht leisten, auf eine wirkliche Arbeitskraft zu 
verzichten. die von moralischen Impulsen beseelt ist 
und von der Initiative ausstrahlt. Es mag sein. daß 
sich eine Persönlichkeit dieser Art nicht immer einfach 
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in den Rahmen buürokratischer Wirksamkeit PrCSSCHN fälschlich behaupteter Zugehörigkeit zum Judentum
läßt, den s1e dem Antrıeb eınes unbeugsamen wırd daher regelm  äbig  S- be1 Verfolgung V fälsch-
Uun: selbständigen Gerechtigkeitssinns zeitweilıg lıch behaupteter pulitischer Gegnerschalt mindestens ıin
pr besonderen A  allen eın Verfolgungsschaden anzuerken-
Die Wuürdigung des  $  en waıSs O1Wto Aüster geleistet hat 11C1HN sCIN. VOrausgeselzt. An der Verfolgte sıch be1ı se1-
kann sıch hier Nur auf emıYe Yunkte beschränken. „Die MCr Verteidiyung anstandıg verhalten hat

Hiernach wird bıs heute vertahren. Dai auch diesereıt (9;32 VO: 12 54) hat daran erinnert. daß ()tto
Kuster 6cs U, A, VOoOrT allem auch „für sıch in Anspruch Erla ZzZu der RKeihe derjenigen gehört. deren Nıcht-
nehmen darf, geistiger Vater des konstruktiven NMilc- übereinstimmung nıt dem Gesetzesbuchstaben der Rech-
ftraucnsvotums se1N, das viel politischen Sta- nungshof pflichtmäht
bilität der Bundesrepublik beigetragen hat Da anderen att. .g_ beanstandet hat, steht auf einem

Ötto Kuster se1ıne Aufgabe als Leiter der Wiedergut- (Aus Stuttgarter Zeitung, Nr. 187 Vom 54.)
machung, dıe die Personen beschältigt und jäahr-
lıch über bis I5 Miıllionen Mark verfügt, ın hervor-
ragender Weise erfüllte, hat auch die egierung ımmer Id) ur Sıluation der WViedergutmachung
wieder bestätigt
Die Bedeutung Kusters ırd weiıt über die Grenzen

Was die obıgen Beispiele f}  ur die seıt 935 immer WwWIe-
der so schwer Enttäuschten UrCci Unrecht, ıcht 1Ur

Deutschlands hınaus anerkannt. So chrei:bt der ın New durch die hinzukommenden Krieysfolgen (S 24)York ın deutscher Sprache erscheinende ‚Aufbau'‘ (vom bedeuten, zeigen auch die folgenden Angaben die der
7. 54) ‚Rheinische Merkur (Nr 30 Vom 03 54) un der

Küster ist ohne Zweifel das Gewissen Deutschlands Überschrift ‚Wiedergutmachung nach dem e,
veroöffentlichte-ın der Wiedergutmachungsfrage. Als ım Bundesrat der

Küster-Entwurf tür eın Bundesentschädigungsgesetz „Am 18 September 953 wurde das Bundesentschädi-
durch zahlreiche Abänderungsanträge abgeändert ngsgesetz für die ÖOpfer des Nationalsozialismus VeTI-
WAÄär. dafß Küster 1Ur noch die Form, aber ıcht den üundet. Bis {n prı 954 1n der US-Zone
Inhalt seines twurtfes erkennen konnte, stimmte D 113 Anträge eingereicht, S denen 136 .}  2 dar-

das Gesetz. ınter 569 gunstig erledigt wurden. Zu den noch
anstehenden unerledigten Fällen (365 389 werden etwaAls Fritz Schacffer nach den ersten aager Verhand-

lungen. In denen Küster 1e formal-juristischen Fragen 335 000 g Anträge kommen. da{fß bıs vAr End-
mıiıt den jüdischen Organisationen verhandelte. keine termın des Jahres 710 ()JOO Fäall entschieden
Anstalten machte, diese akzeptieren. trat küuster VONn werden mussen. Etwa 4U V, der Antragsteller sind
der deutschen Delegation zurück und hielt über das über sechzig Jahre alt, 33 V, stehen zwischen 60 und
Stuttgarter Radio eine Angriffsrede den Bun- v  ır anren, V, sınd K  V Jahre alt Von den

40 000 5 Deutschland ın die Vereinigten Staatendesfinanzminister s Ü, vreilüchteten Juden waren AL 000 V, schonIn Baden- Württemberg schien seine tellung als Wie- Ta der Einwanderung uber 07 re alt Von dieser
dergutmachungs-,.Kommissar‘ unbestritten. Eine Nz
vernünftiger Entscheidungen wurden gefällt Das Länd- Cruppe sınd bis auf v. H alle Dereits gestorben!“

Das ehemaliye Land Baden- Württemberg lag bisherchen hat este Gesetz un: gew  r B. fi  ur Ver- durch die Erledigung der eingereıichten Wie t-dienstausfall bis DNML. Fuür Aufenthalt im machungsanträge A der Spitze. Bıs Oktober 9053 >Shanghaier Ghetto wiıird Haftentschädigung gezahlt.
(s. 54 O aller eingereichten Entschädigungsfälle — e

ledigt. Anmerkung der Redaktion.] Das gilt auch für
Aus Manover Küster, den ın diese erfreuliche Leistung eingetretenen Süd-

weststiaat. (Das Verdienst daran ITU,| der Sonderbeauf-
(ragte Rechtsanwalt Ötto Äüster, der bisher die LeitungEın u  S Beispiel ıst der Fall der „ırrtumlich Ver- hatte.)folgten“, wIıe der Fall der Hınterbliebenen des

Musikkritikers Dr. Schmid. der am Juli 034 mıt Trotz dieser hervorragenden Leistung wurde
dem Örtsgruppenführer Schmitt verwechselt und des- Ministerpräsidenten VOTr die Wahl gestellt, entweder
halb Amtswegen getotet wurde. Bayern, der Fall seinen Auftrag bıs Jahresende zurückzugeben oder

sıch ım Rang eines Ministerialrats verbeamten rAH Jas-spielt, findet keinen Paragraphen, der rlauben
würde, der Wiıtwe und den Waisen die Rente fortzu- sen (s.

Wir: verweisen ferner 2zuf die untenstehenden Ausfüh-bezahlen, die hnen iımmerhin der Staat Hıtlers bıs z
Apriıl 945 bezahlt hat In Baden- Württemberg gibt rTungech ın der Rundschau dieses Hefies (S 40 {f.),

den Paragraphen. Das Stuttgarter Justizministerium hıer kein Raum ist, auf die bedrückende Lage der
hat Inoch Justizminister Dr. Beyerle] dem individuellen Wiedergutmachung naäaher einzugehen!.
Küuster gezeichneten Kunderlaß 5 949, mts- } wıe zuch diesen Darlegungen wiederholt

Seite 19, Zıff. 8 angeordnet: rrtümli;ch Verfolgte. hervorgeht, geeigneten Kraäaften 1n der Wie ergut-
machungsarbeit, umm den dringenden Erfordernissen1n Verfolgungsschaden ıst dann anzunehmen,

der Verfolgte in Wirklichkeit kein Jude War oder die gerecht werden zZu können.
ıhm unterstellte politische Überzeugung ın Wirklich- Die Nachricht on der Auflösung des Mandatsvertrageskeit nıcht vertrat. war könnte INnan die Opfer einer Jahresende 195$ Küster I8 54 Ehesolchen Verfolgung den übermäßig Bestraften gleich-stellen., und damıit ur die gegenwartige Rechtslage hre wır die Vorgänge sch! dern die dazu führten, bringen
Wiedergutmachungsberechtigung verneinen. Indessen Wır die 54 VvVon Küster abgegebene
besteht doch gegenüber den übermäßig Bestraften der Der Bundeskanzler hat ä Uu$ 11151 der >weiıten Jahrestages der nter-
erhebliche Unterschied. da In den fraglichen zeichnung des Israel-Abkommens 10. ıin einem Interview -

betont. daß auch die individuelle Wiedergutmachung sie aueines Sachverhalts verfolgt wurde, der regel- ındere ulgaben habe der Israel-Vertrag doch „ vVvoa derm. ig NUur ıIn der Phantasıe des Hitler-Regimes eınen gleichen esinnNung zetragen (Aus Allgemeine Wol  n2e1-rund ZUur Verfolgung bildete Bei Verfolgung tung der en 1X/924 17
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in den Rahmen bürokratischer Wirksamkeit pressen 
läßt, den sie unter dem Antrieb eines unbeugsamen 
und selbständigen Gerechtigkeitssinns zeitweilig 
sprengte ...- 
Die Würdigung dessen. was Otto Kiister geleistet hat. 
kann sich hier nur auf einige Punkte beschränken. ..Die 
Zeit -  (9;32 vom 12. 8. 54) hat daran erinnert. daß Otto 
Küster es u. a. vor allem auch „für sich in Anspruch 
nehmen darf, geistiger Vater des konstruktiven Miß-
traucnsvotums zu sein, das so viel zur politischen Sta-
bilität der Bundesrepublik beigetragen hat ... Daß 
Otto Küster seine Aufgabe als Leiter der Wiedergut-
machung, die an die 300 Personen beschäftigt und jähr-
lich über 20 bis 25 Millionen Mark verfügt, in hervor-
ragender Weise erfüllte, hat auch die Regierung immer 
wieder bestätigt ..." 
Die Bedeutung Küsters wird weit über die Grenzen 
Deutschlands hinaus anerkannt. So schreibt der in New 
York in deutscher Sprache erscheinende ‚Aufbau' (vom 
9. 7. 54): 
..• • • Küster ist ohne Zweifel das Gewissen Deutsdzlands 
in der Wiedergutmachungsfrage. Als im Bundesrat der 
Küster-Entwurf für ein Bundesentschädigungsgesetz 
durch zahlreiche Abänderungsanträge so abgeändert 
war. daß Küster nur noch die Form, aber nicht den 
Inhalt seines Entwurfes erkennen konnte, stimmte er 
gegen das Gesetz. 
Als Fritz &haeffer nach den ersten Haager Verhand-
lungen, in denen Küster die formal-juristischen Fragen 
mit den jüdischen Organisationen verhandelte. keine 
Anstalten machte, diese zu akzeptieren. trat Küster von 
der deutschen Delegation zurück und hielt über das 
Stuttgarter Radio eine Angriffsrede gegen den Bun-
desfinanzminister (s. u. S. 11]. 
In Baden-Württemberg schien seine Stellung als Wie-
dergutmachungs-,Kommissar` unbestritten. Eine Anzahl 
vernünftiger Entscheidungen wurden gefällt. Das Länd-
chen hat das beste Gesetz und gewährt z. B. für Ver-
dienstausfall bis zu 75 000 DM. Für Aufenthalt im 
Shanghaier Ghetto wird Haftentschädigung gezahlt." 
(s. u. S. 41) 

(Aus Manöver gegen Küster, a. a. 0. S. 3.) 

Ein gutes Beispiel ist der Fall der „irrtümlich Ver-
folgten", wie z. B. der Fall der Hinterbliebenen des 
Musikkritikers Dr. Schmid. der am 30. Juli 1934 mit 
dem Ortsgruppenführer Sdunitt verwechselt und des-
halb von Amtswegen getötet wurde. Bayern, wo der Fall 
spielt, findet keinen Paragraphen, der es erlauben 
würde, der Witwe und den Waisen die Rente fortzu-
bezahlen, die ihnen immerhin der Staat Hitlers bis zum 
April 1945 bezahlt hat. — In Baden-Württemberg gibt 
es den Paragraphen. Das Stuttgarter Justizministerium 
hat [noch unter Justizminister Dr. Beyerlej in dem von 
Küster gezeichneten Runderlaß vom 26. 4. 1949. Amts-
blatt Seite 19, Ziff. 8 angeordnet: Irrtümlich Verfolgte. 
Ein Verfolgungsschaden ist dann anzunehmen, wenn 
der Verfolgte in Wirklichkeit kein Jude war oder die 
ihm unterstellte politische überzeugung in Wirklich-
keit nicht vertrat, Zwar könnte man die Opfer einer 
solchen Verfolgung den übermäßig Bestraften gleich-
stellen, und damit für die gegenwärtige Rechtslage ihre 
Wiedergutmachungsberechtigung verneinen. Indessen 
besteht doch gegenüber den übermäßig Bestraften der 
erhebliche Unterschied: daß in den fraglichen Fällen 
wegen eines Sachverhalts verfolgt wurde. der regel-
mäßig nur in der Phantasie des Hitler. Zegimes einen 
Grund zur Verfolgung bildete. Bei Verfolgung wegen 

fälschlich behaupteter Zugehörigkeit zum Judentum 
wird daher regelmäßig.. bei Verfolgung «ehren fälsch-
lich behaupteter politischer Gegnerschaft mindestens in 
besonderen Fällen ein Verfolgungsschaden anzuerken-
nen sein. vorausge,etzt. daß der Verfolgte sich bei sei-
ner Verteidigung anständig vei halten hat. 
Hiernach wird bis heute verfahren. Daß auch dieser 
Erlaß zu der Reihe derjenigen gehGrt. deren Nicht-
übereinstimmung mit dem Gesetzesbuchstaben der Rech-
nungshof pilichtmäßig beanstandet hat, steht auf einem 
anderen Blatt. — 

(Aus: Stuttgarter Zeitung, Nr. 187 vom 13. S. 34.) 

Id) Zur Situation der Wiedergutmachung 

Was die obigen Beispiele für die seit 1933 immer wie-
der so schwer Enttäuschten — durch Unrecht, nicht nur 
durch die hinzukommenden Kriegsfolgen (s. S. 24) — 
bedeuten, zeigen auch die folgenden Angaben. die der 
‚Rheinische Merkur' (Nr. 30 vom 23. 7. 54) unter der 
Überschrift ‚Wiedergutmachung — nach dem Tode', 
veröffentlichte: 
sAm 18. September 1953 wurde das Bundesentschädi-
gungsgesetz für die Opfer des Nationalsozialismus ver-
kündet. Bis zum 30. April 1954 waren in der US-Zone 
302 113 Anträge eingereicht, von denen 136 724 — dar-
unter 70 369 günstig — erledigt wurden. Zu den noch 
anstehenden unerledigten Fällen (365 389) werden etwa 
335 000 neue Anträge kommen. so daß bis zum End-
termin des Jahres 1962 ca. 700 000 Fälle entschieden 
werden müssen. Etwa 40 v. H.. der Antragsteller sind 
über sechzig Jahre alt, 33 y. H. stehen zwischen 60 und 
75 Jahren, 7 v. H. sind über 75 Jahre alt. Von den 
140 000 aus Deutschland in die Vereinigten Staaten 
geflüchteten Juden waren 22 000 15,3 v. H. schon am 
Tag der Einwanderung über 67 Jahre alt. Von dieser 
Gruppe sind bis auf 7 v. H. alle bereits gestorben!" 
Das ehemalige Land Baden-Württemberg lag bisher 
durch die Erledigung der eingereichten Wiedergut-
machungsanträge an der Spitze. [Bis Oktober 1953 wa-
ren 54 % aller eingereichten Entschädigungsfälle er.-_ 
ledigt. Anmerkung der Redaktion.] Das gilt auch für 
den in diese erfreuliche Leistung eingetretenen Süd-
weststaat. (Das Verdienst daran trug der Sonderbeauf-
tragte Rechtsanwalt Otto Küster, der bisher die Leitung 
hatte.) 
Trotz dieser hervorragenden Leistung wurde er vom 
Ministerpräsidenten vor die Wahl gestellt, entweder 
seinen Auftrag bis zum Jahresende zurückzugeben oder 
sich im Rang eines Ministerialrats verbeamten zu las-
sen" (s. S. 6). 
Wir- verweisen ferner auf die untenstehenden Ausfüh-
rungen in der Rundschau dieses Heftes (S. 40 IT.), da 
hier kein Raum ist, um auf die bedrückende Lage der 
individuellen Wiedergutmachung näher einzugehen'. 
Es fehlt. wie auch aus diesen Darlegungen wiederholt 
hervorgeht, an geeigneten Kräften in der Wiedergut-
machungsarbeit, um den dringenden Erfordernissen 
gerecht werden zu können. 
Die Nachricht von der Auflösung des Mandatsvertrages 
zum Jahresende 1934 ging Küster am 28. 6. 54 zu. Ehe 
wir die Vorgänge schildern. die dazu führten, bringen 
wir die am 1. 7. 54 von R. A. Küster abgegebene 

1 Der Bundeskanzler hat aus Anlaß de% zweiten Jahrestages der Unter-
zeichnung des Israel-Abkommens am 10. 9. 34 in einem Interview u. a. 
betont. daß auch die individuelle Wiedergutmachung — wenn sie auch 
ganz andere Aufgaben habe als der Israel-Vertrag — doch .von der 
gleichen Gesinnung getragen sei ... (Aus: Allgemeine Wodunzei-
tung der Juden IX/24. vom 11. 9. 54.) 
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einfach B-  e mehr schaiffe und an ıhrer Aufgabe erlie-le) Erklärung gegenüber der Versammlung der
Mitarbei_ter SCn musse.

Zu keiner Zeit wWar el streitig, daß das Finanzmin!-
Meine lıeben Mitarbeıter und Alıtarbeiterinnen. sterium vyvon en unsercn Erlassen schon ım Umdruck

Kenntnis erhalt un damit Gelegenheit hat. ange Vor
z  h habe Ihnen folgendes mitzuteilen: der Verölfentlichung 1m Amltsblatt Antrag autf Be-

handlung ım Ministerrat tellenDer Ministerrat hat ım Montag beschlossen. grund- Der AMinisterrat hat Anfang Januar den 7 wischen-legende Wicdergzutmachungserlasse unseres Aliniste-
C1UMS künlttig z die iınterne Zustimmung des Finanz- beschluß gefalßt, eine kKommission einzusetzen. Die
miınisterıiums binden Um die Bedeutung dieser Kommıssıion kam 1m Februar wieder dem Ergeb-
rage erklären. uß iıch zurückgreifen. nıs, die Beanstandungen der Frlasse gegenstands-l0s geworden sejen un daifß es genuge, eiınen BeiratDen Ausgangspunkt bildete eın Auftrag, der VOoOr mehr beim Justizministerium bılden, der ZweEe1ı VO:  - derals Jahren dem Rechnungshoft erteilt wurde. Damals Justiz und einem von der Finanz entsandten AlitgliedWäar die Sache Auerbach autgekommen un! der Finanz- stehe un VOLTr grundlegenden Erlassen gehört werdenmiıiniıster außerte den Verdacht daß auch bei n diıe solle. Dem habe iıch mıch gern CDinge nıcht stimmen könnten. Deshalb gab der lıini-
sterrat dem Rechnungshof den Aulftrag, uUNSCTES Wie- Der Ministerrat hat jedoch ım pri nıcht die Schaf-

dergutmachungpraxis eiıner Sonderprüfung nier- fung dieses Beirats beschlossen, sondern die kinholung
eines Gutachtens des Justizministeriums, ob cdıe Bın-zıiehen. Nach längerer eıt hat der Rechnunzshof seinen dung das Finanzmıinisteriıum gesetzlich zulässig se1l.Bericht erstia| Er enthi:elt Beanstandungen. ıe be- Dieses Gutachten ıst MIır 1n der Form., ın der dem

zZOgen sich aber ausschlieislich darauf, daß eiınıge - Ministerrat vorgele worden 1st, bisher ıcht ekanntgrundlegenden Erlasse. wıe das Von einem Ju- geworden. Bekannt ıst mir, daß unsere Haushaltsab-stizmın!ısterıum ohl auch nicht anders c-
‚alg ıcht mangelhaften . Gesetzesbuchstaben teilung dazu neigte. eine ungeschriebene, aber verbind-

haftten blieben, sondern den vernüniftigen Sınn des Ge- ıche Staatspraxis anzunehmen. wonach eın Mitsprache-
se{tzes z Geltung bringen versuchten [s .

recht des Finanzministeriums bestehe, wenn eın Mıni-
sterıum eıne MVlaßnahme 0)91 finanzieller IragweiıteIm letzten Herbst kam der Bericht des Rechnungshofs treifen wWOo. während die Abteilung Offentliches Recht

z Beratung 1m Mınıisterrat. Inzwischen hatten sıch eın solches NMitspracherecht nıcht feststellen konnte undentweder die Gerichte oder Bundesgesetz jedentfalls ım Bereich der Wiedergutmachung für
sere Auslegungen eigen gemacht Daher schloß sıch überholt 1e durch das Bundesgesetz, das eben geradeauch der Finanzminister Empftehlung dıe
Beanstandungen für erledigt D3  e erklären. Gleichzeitig diese Art Bindung der en Erfahrungen

verbot.schlu aber Or, das Justizministerium künftig be1ı hat auch der Generalreferent für den undeshaus-grundlegenden Erlassen die ınterne Zustimmung halt. Afinisterialrat Vialon, soeben eine vielbeachtetedes Finanzministeri ums - binden. Studie verölffentlicht, in der einen wichtigen Punkt
Hiergegen habe iıch sofort ausgangSs etzten Jahres er- bıldet. daß deutsche Finanzminıster ım Gegensatz
klärt, eine solche ınterne Bindung des verantwortlichen enen des At_xsl_:_mdcs gerade dieses Mitspracherecht be1
Ministeriums seı erstens gesetzwidrig un: bedeute >WEe1- der Bewirtschaftung der VO: Landtag genehmigten

Haushaltstitel nıcht haben und sS1e e1ines solchentens für unsere Arbeit die praktische miegung. Ge-
setzwıdrig se1ı eıne solche Bindung, eil w 8 des Bun- Rechts bei ıhrer umfassenden Machtstellung auch cht
desgesetzes absichtlich stimmt ha  8 21n Mınt- bedur en
ster1um die Verantwortung für dıe Wiedergutmachungs- dazu auch noch erneut auf die unvermei:dliche
rbeit haben musse. |Das Argument dem Or[{- Lähmung hingewiesen, die die Bindung olge
laut eın wäre vielleicht zweifelhaft. icht 1e€ Ent- en mMusse.
stehungsgeschichte des Gesetzes klar ergäbe, BC- Zu meinem Schmerz hat der Minıiısterrat dennoch 1n
rade zuch die Spaltung der Verantwortung beseitigt später Nachtstunde 1e Bindung beschlossen.
und verhindert werden sollte. Hessen und Bremen ha- Imi Anschluiß daran hat der NMınisterrat festgestellt,
ben 1ese Spaltung sogleich nach dem Ergehen des Ge- daß men se1t 045 bestehendes unabhängiges Dienst-
setz beseitigt [Anmerkung der Redaktion]. Diese Be- verhältnis der Verfassung widerspreche, weiıl eın Amt,
stimmung se1ı gerade 1m Hinblick darauf getroffen WOT - wıe das von mır verwaltete. ur mit einem Beamten
den, ßn mıit internen Bindun en des verantwort- besetzt werden könne. habe reiliıch SAr keinen
lıchen Miniısteriums schlechte Er ahrungen gemacht Zweilel, ”O  E der Ministerrat damıt die Verfassung un-
hatte. Demgemäaß hätten auch Bremen un Hessen nach richtig ausie efinde miıch dabe:; ım kinklang mıit

eiınem weiıteren Gutachten des Justizministeriums. erakrafttreten des Bundesgesetzes die interne Bindung
aes verantwortlichen Ressorts 1e€ Zustimmung des der Alinısterrat hat in Konsequenz seiner Auffassung,

außen unverantwortlichen Finanzressorts abge- dem angEeNOMMmMENCN ungesetzlıchen Zustand so
{it. Schon ZUuvor habe S1e Berlin der eingetre- schneil wıe möglıch eın Ende ZUu machen. sogleich me1l-

Lähmungserscheinungen abgeschafft gehabt. ıne Vertrag durch den Herrn Justizminister auf
Lähmung se1l dıe unvermeidliche Folge der ınter- resende kündigen lassen.

Bindung Denn das nach außen unverantwortliche Nun .  ıst mır ZWar der Übertritt in das Amt e1ines Mını-
$inanzministerium se1ı mıt den ingen nıcht ın seiner sterjalrats vorgeschlagen worden. Diesen Übertritt aber

habe ich blehnen mussen, in erster Linie deshalb. weilTagesarbeit efaht und seche sıch nıcht Tag für Tag
den Rechtsuchenden gegenüber, ihrem unabweisbaren ıch ıin dieser Stellung in Anbetracht der gleichzeitigen
Verlangen nach vernünttigen Gründen, oft geradezu Bindung 1n das Finanzminısterium keine Möglichkeit
ihrer Verzweiflung Recht. Eın solches innerlich un- eines selbständigen, ur die Wiedergutmachung nutz-
beteiligtes Ressort se1 einfach außerstande. durch den liıchen Wirkens mehr scehen konnte. Meın verehrter
staben hındurch E sachlichen, elementaren kKern freundschaftlicher Berater. ÖOberlandesgerichtspräsident
der Dinvge voarzustabten. 3e der unendliıchen kKompli- . Perlen. der eıt Muonaten unermücilıch UmM einen
ziertheit der Aaterie budürfe s ZUr Lherzeugung der Auseieich bemüuht w auch schen \llx Alitırlied der
betreifenden Finanzbeamten einer solchen Geduld un kommiss:on des XMinisterrats. hat {l seiner VeEI-
Mühsal, da{is überlastete kleine \Mannschaft das lorenen Mühe ohne Besinnen gleichfalls zur Ablehnung
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Ie) Erklärung gegenüber der Versammlung der 
Mitarbeiter 

Meine lieben Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 
Ich habe Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Der Ministerrat hat am Montag beschlossen. grund-
legende Wiedergutmachungserlasse unseres Ministe-
riums künftig an die interne Zustimmung des Finanz-
ministeriums zu binden. Um die Bedeutung dieser 
Frage zu erklären, muß ich zurückgreifen. 
Den Ausgangspunkt bildete ein Auftrag, der vor mehr 
als 3 Jahren dem Rechnungshof erteilt wurde. Damals 
war die Sache Auerbach aufgekommen und der Finanz-
minister äußerte den Verdacht. daß auch bei uns die 
Dinge nicht stimmen könnten. Deshalb gab der Mini-
sterrat dem Rechnungshof den Auftrag, unsere Wie-
dergutmachungpraxis einer Sonderprüfung zu. unter-
ziehen. Nach längerer Zeit hat der Rechnungshof seinen 
Bericht erstattet. Er enthielt Beanstandungen. Sie be-
zogen sich aber ausschließlich darauf, daß einige un-
serer grundlegenden Erlasse. wie das von einem Ju-
stizministerium wohl auch nicht anders erwartet wer-
den kann, nicht am mangelhaften . Gesetzesbuchstaben 
haften blieben, sondern den vernünftigen Sinn des Ge-
setzes zur Geltung zu bringen versuchten [s. o. S. 3]. 
Im letzten Herbst kam der Bericht des Rechnungshofs 
zur Beratung im Ministerrat. Inzwischen hatten sich 
entweder die Gerichte oder das neue Bundesgesetz un-
sere Auslegungen zu eigen gemacht. Daher schloß sich 
auch der Finanzminister unserer Empfehlung an, die 
Beanstandungen für erledigt zu erklären. Gleichzeitig 
schlug er aber vor. das Justizministerium künftig bei 
grundlegenden Erlassen an die interne Zustimmung 
des Finanzministeriums zu binden. 
Hiergegen habe ich sofort ausgangs letzten Jahres er-
klärt, eine solche interne Bindung des verantwortlichen 
Ministeriums sei erstens gesetzwidrig und bedeute zwei-
tem für unsere Arbeit die praktische Lahmlegung. Ge-
setzwidrig sei eine solche Bindung, weil § 88 des Bun-
desgesetzes absichtlich bestimmt habe. daß ein Mini-
sterium die Verantwortung für die Wiedergutmachungs-
arbeit haben müsse. [Das Argument aus dem Wort-
laut ein wäre vielleicht zweifelhaft, wenn nicht die Ent-
stehungsgeschichte des Gesetzes klar ergäbe, daß ge-
rade auch die Spaltung der Verantwortung beseitigt 
und verhindert werden sollte. Hessen und Bremen ha-
ben diese Spaltung sogleich nach dem Ergehen des Ge-
setzes beseitigt [Anmerkung der Redaktion]. Diese Be-
stimmung sei gerade im Hinblick darauf getroffen wor-
den, daß man mit internen Bindungen des verantwort-
lichen Ministeriums schlechte Erfahrungen gemacht 
hatte. Demgemäß hätten auch Bremen und Hessen nach 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes die interne Bindung 
des verantwortlichen Ressorts an die Zustimmung des 
nach außen unverantwortlichen Finanzressorts abge-
schafft. Schon zuvor habe sie Berlin wegen der eingetre-
tenen Lähmungserscheinungen abgeschafft gehabt. Eine 
solche Lähmung sei die unvermeidliche Folge der inter-
nen Bindung. Denn das nach außen unverantwortliche 
Finanzministerium sei mit den Dingen nicht in seiner 
Tagesarbeit befaßt und sehe sich nicht Tag für Tag 
den Rechtsuchenden gegenüber, ihrem unabweisbaren 
Verlangen nach vernünftigen Gründen, oft geradezu 
ihrer Verzweiflung am Recht. Ein solches innerlich un-
beteiligtes Ressort sei einfach außerstande. durch den 
Buchstaben hindurch zum sachlichen, elementaren Kern 
der Dinge 'vorzustoßen. Bei der unendlichen Kompli-
ziertheit der Materie bedürfe es zur Cberzeug-ung der 
betreffenden Finanzbeamten einer solchen Geduld und 
Mühsal, daß unsere überlastete kleine Mannschaft das 

einfach nicht mehr schaffe und an ihrer Aufgabe erlie-
gen müsse. 
Zu keiner Zeit war dabei streitig, daß das Finanzmini-
sterium von allen unseren Erlassen schon im Umdruck 
Kenntnis erhält und damit Gelegenheit hat. lange vor 
der Veröffentlichung im Amtsblatt Antrag auf Be-
handlung im Ministerrat zu stellen. 
Der Ministerrat hat Anfang Januar den Zwischen-
beschluß gefaßt. eine Kommission einzusetzen. Die 
Kommission kam im Februar wieder zu dem Ergeb-
nis, daß die Beanstandungen der Erlasse gegenstands-
los geworden seien und daß es genüge, einen Beirat 
beim Justizministerium zu bilden, der aus zwei von der 
Justiz und einem von der Finanz entsandten Mitglied 
bestehe und vor grundlegenden Erlassen gehört werden 
solle. Dem habe ich mich gern gefügt. 
Der Ministerrat hat jedoch im April nicht die Schaf-
fung dieses Beirats beschlossen, sondern die Einholung. 
eines Gutachtens des Justizministeriums, ob die Bin-
dung an das Finanzministerium gesetzlich zulässig sei. 
Dieses Gutachten ist mir in der Form, in der es dem 
Ministerrat vorgelegt worden ist, bisher nicht bekannt 
geworden. Bekannt ist mir, daß unsere Haushaltsab-
teilung dazu neigte. eine ungeschriebene. aber verbind-
liche Staatspraxis anzunehmen. wonach ein Mitsprache-
recht des .Finanzministeriums bestehe, wenn ein Mini-
sterium eine Maßnahme von finanzieller -  Tragweite 
treffen wolle. während die Abteilung Öffentliches Recht 
ein solches Mitspracherecht nicht feststellen konnte und 
es jedenfalls im Bereich der Wiedergutmachung für 
überholt hielt durch das Bundesgesetz, das eben gerade 
diese Art Bindung wegen der schlechten Erfahrungen 
verbot. 
Es hat auch der Generalreferent für den Bundeshaus-
halt. Ministerialrat Vialon, soeben eine vielbeachtete 
Studie veröffentlicht, in der es einen wichtigen Punkt 
bildet. daß deutsche Finanzminister im Gegensatz zu 
denen des Auslandes gerade dieses Mitspracherecht bei 
der Bewirtschaftung der vom Landtag genehmigten 
Haushaltstitel nicht haben und daß sie eines solchen 
Rechts bei ihrer umfassenden Machtstellung auch nicht 
bedürfen. 
Ich habe dazu auch noch erneut auf die unvermeidliche 
Lähmung hingewiesen, die die Bindung zur Folge 
haben müsse. 
Zu meinem Schmerz hat der Ministerrat dennoch in 
später Nachtstunde die Bindung beschlossen. 
Irti Anschluß daran hat der Ministerrat festgestellt, 
daß mein seit 1943 bestehendes unabhängiges Dienst-
verhältnis der Verfassung widerspreche, weil ein Amt, 
wie das von mir verwaltete, nur mit einem Beamten 
besetzt werden könne. Ich habe nun freilich gar keinen 
Zweifel, daß der Ministerrat damit die Verfassung im-
richtig auslegt. Ich befinde mich dabei im Einklang mit 
einem weiteren Gutachten des Justizministeriums. Aber 
der Ministerrat hat in Konsequenz seiner Auffassung, 
um dem angenommenen ungesetzlichen Zustand so 
schnell wie möglich ein Ende zu machen. sogleich mei-
nen Vertrag durch den Herrn Justizminister auf Jah-
resende kündigen lassen. 
Nun ist mir zwar der übertritt in das Amt eines Mini-
sterialrats vorgeschlagen worden. Diesen Obertritt aber 
habe ich ablehnen müssen, in erster Linie deshalb. weit 
ich in dieser Stellung in Anbetracht der gleichzeitigen 

• Bindung an das Finanzministerium keine Möglichkeit 
eines selbständigen, für die Wiedergutmachung nütz-
lichen Wirkens mehr sehen konnte. Mein verehrter 
freundschaftlicher Berater. Oberlandesgerichtspräsident 
a. D. Perlen. der seit Monaten unermüdlich um einen 
Ausgleich bemüht war. auch schon als Nlitdied der 
Kommission des Ministerrats. hat trotz all seiner ver-
lorenen Mühe ohne Besinnen gleichfalls zur Ablehnung 
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v  geraten. weil das Verbleiben ın der geminderten Stel- mıt Rechtsanwalt Küster ä sıtzen. Iır hitte daher dringend,
lung sachlich zwecklos sel. zu allen Verhandlungzen über Fragen der Wicedergut-
So stehen hıe Dınge ım Augenblick. IÖs weiß nıiemand. inachung. denen das Bundesfinanzministerium beteiligt
ob und WIC ma der verfahrenen Situation heraus- ISst. HS z/u  —_ Nlärung der Sachiuge einen anderen vrtircicr
kommen kann. brauche nıcht 11 SAaOCH., SIe wıissen des Landes Daden- Württemberg aAls Jerrn (te kuster Z

ohnedies. dafs ıch vieldafür auf miıch SCHOMUMCN hatt  *  e senden” (Bl 453a der Derahkten).
die Arbeit nıcht auf halbem Weg 11n Stich lassen In eincın Sıhreihben Y OM R1  }.  M 454 hat der Justizminister

mussen un namentlich auch nıcht Sıc alle die Sie sıch Vor Kedhtsanwaltr hüster gestellt nd den Bundesmint-
mır ın Janger Arbeit Herz gewachsen sind. wiıe auch sSter der Finanzen gebetcen. lie persönlichen Folgerungen
(} viele Von den Mitarbeitern draufßen. Sie wıssen. dais dıe cn habe nach nmal überprüfen. da die
ıch €es etw2 noch Mögliche tun werde. damıiıt eiıne ha- khüster’schen usdrucke. schart S1C stellenweise seien
tastrophe Arbeit vermieden wird, ohne deren nıcht uüber dıe Beurteilung seclhst hinausgehen, zumal seın
anständige Bewaältigung WIr der nachsten Generation Urteil nıt Gründen und Beispielen ausführlich ZUu hbelegen
kein anständiges Vaterland hinterlassen würden. versucht habe der Beiakten) Leider ıst Nnıcht g.

bıtte Sı e ur sıch Ihre Arbeit still un zah wieder lungen. den honfkflikt durch diesen Bescheid beizulegen, da
unbeirrtvorzunehmen und weiterhin vorzunehmen. der Bundesminister der Finanzen sıch miıt der Antwort nıcht

VO  - ll dem Wunderlichen un Gespenstischen. das zufricdengegeben un! AIn 1 954 mitgeteit hat „So-
INan auf NS Josgelassen hat. unbeirrt. wıe es dem guten. lange Herr hKuster.  e dem sachliche Kritik. soweıt SI1C a18
testen Geist dieses Hauses entspricht. Miıt nıchts ande- freier Anwalt nd Staatsbürger ubt. nıcht verwchrt werden
Nn konnen Sıe mır gleiche Freude machen. soll in seiner Ligenschait als Staatsbeauftragzter Ihres Lan-

an nen. des un! Abteilungsleiter Ihres Hauses. fortfährt. ın öffent-
liıch gehaltenen Reden das Bundesergänzungsgesetz ZUTr Ent-BCZ. Küster schädıgung der pter der nationalsoz:ialistischen Verfolgung
nıcht NUur kritisieren. sondern in der von ıhm bısher belieb-

If) Die Vorgünge hıs ur fristlosen Entlassung ten Weise als eın \lachwerk unfähiger Personen hinzustel-
len. erscheint ıne Zusammenarbeit miıt hm nıcht möglıch.August 1954

unterscheidet eıtliıch
Ich kann daher auch nach erneuter Prüfung melne WeisungJustizminister Dr Haußmann An dıe Herren meines Hauses. allen Verhandlungen überun sachlich zweiı Abschnitte (Stuttgarter Zeitung. Nr. Fragen der Wicdergutmachung fernzubleiben, An denen

187 VvVom 13 54) Eınmal die frıstlose khündiıgung des Herr Kuster „ ls Vertreter des C€5 Baden- Württembergzwischen Kuster und dem an bestehenden nuch teilnchmen sollte. NUur aufrechterhalten.” (BI Ül derVertrages August 054 b und _der eıtlıch Beiakten) (vgl 19) „ E.ine Antwort auf diescs Schrei-früher lıegende e;l des T alles Küster‘. der 3() Juni hben wurde hıs Jetzt nıcht erteilt.”“ (Aus Bericht des J. Övorsorglichen Kündigung des Vertrages auf das 14/15).Jahresende geführt hatte.“ ‚Seit dem 11 93435 schreibt der Bericht des M.
Was hat sıcdı bıis u der frıstlosen Entlassung (UN 21- (S 25) . War Rechtsanwalt hKüuster nıcht ı17n Angestelltenver-

haltnıs. sondern als freier Mıtarbeiter auf der Rechtsgrund-ereiunet?
Die Schwierigkeiten begannen eıl schon Vor an- lage eincs AMandartsverhältnisses beschäftigt. ” Ks sSC1 test-

Zeit. gestellt, daß küuster weder 1Ne Anwaltspraxis hatte, - noch
eine Anwaltstätigkeit nebenbei ausubte.

Aus dem Bericht des M. (S 14/15) entnehmen wır Bei: der ersten Kündigung 1954 hat ıne große
Das rreibjen des Bundesfinanzministers Außer Rolle die Frage_gespielt. ob Küster Beamter werden musse,

seiın  H AÄAmt als Leiter der Wicdergutmachung weıter-Dr. Hu einem mittlerweile der Wiedergutmachung ühren.ausgeschiedenen Angestellten „erhob auch der Bundes-
mıinıster der Finanzen in einem chreiben Vom e 1954 Die Gründe der Regierung siınd z. T. verlassungsrechtlich.
Dienstbeschwerde Re:  sanwalt Küster. weiıl (  CTr Der Art. 717 der Landesverfassung bestimmt, ıIn der Re-
In einer 12,. 1953 dies Wäar E 12. Anmer- gel hoheiıtliche Aufgaben ur On Beamten wahrgenommen
kung der Redaktion] vor der Gesellschaft für ristlıch- werden können. Alaın sollte meinen, daß für einen solchen
üdische Zusammenarbeit‘ reiburg gehaltenen Rede über Ausnahmefall. WIC den der Wiedergutmachung. und be1 der

einzigartıgen Qualifikation Ahusters für diese Aufgabe, dasDas Gesetz der uansicheren anı (‚Freiburger undbrief‘
VI olge 53/54, Nr. -  9  1/24) Behoörden und Stellen VGO al- Vorliegen eines Regelfalls von vornherein ausgeschlossen
lem des Bundesfinanzministeriums, . die AN der Ausarbeitung se]! vgl 19)
und Verabschiedung des Bundesentschädigungsgesctzes mit- Ferner ist Bedeutung die Untersuchung der Amtitsf;  h-
gearbeitet hatten, verunglimpft und die in der Wiedergut- rung S Rechtsanwalt kKüster durch den Landgerichtspräsi-machung Tätigen Ungehorsam gegenüber dem esetz denten Teufel. die ursprünglich zZu Anlaß Vorwürfe hatte,
auigefordert habe.* [Mit diesem ngehorsam: meıinte Kü- die eın chemaliger Untcergebener Küsters ın zwei Briefen
sten offensichtlich den ngehorsam KeKRECN den Wort- vo und _ 195  ' A ıhn erhoben hatte. Dieser
laut Interesse des Gehorsams gCg dessen Sinn und il Teufels damıt D, keine stratbaren Hand-
weck. Vgl auch das Echo, das diese Rede bei hochange- lungen vorlägen und daß auch kein nia: Vor-
sehenen Juristen { In- und Ausland gefunden hat. S, U. gehen echtsanwalt R  üster gegeben SCı vgl Bericht

Anmerkung der Redaktion.] „U. a. hat Rechtsanwalt M 12/13) (s. 19).
küster behauptet: Die Referenten der Bundesregierung.
darunter keiner. der J° eın (Gesetz gemacht hat und keiner. Zum Klıma der Wicdergutmuachung. Hierzu entnehmen WIr  >
der jemals einen so Entschädigungsfall behandelt hat. dem T! des h8 S 13/19)
haben uübersturzt eınen twurf gefertigt. wWwom!! Zu weiteren Schwierigkeiten kam als das schon
beauftragt wurden, als der undesrat seiınen Initiativ- vom Mınısterprasidenten In der Landtagssitzung vom
entwurf schon fertiggehabt hatte Sie haben daraufhin den 954 erwähnte Schreiben des Rechtsanwaults kuster vom
Entwurf des Bundcesrates einer nilatıon der Worte und .. 1954 RKechtsanwalt r. Bender in K  STU! da-
eiıner Restriktion der edanken unterzogen. Der Bundes- durch bekannt wurde. daß der A  H  %  nisterpräsident dıiesen
minıster der Finanzen teilte miıt, daß er seınen Herren Brief dem Landtag bekanntgzab. Der Justizminister hat den
nıcht mehr 4 k  oNnNe, einem Verhandlungstisch Inhalt als schweren Vorwurf empfunden.
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geraten. weil das Verbleiben in der geminderten Stel-
lung sachlich zwecklos sei. 
So stehen die Dinge im Augenblick. Es weiß niemand. 
ob und wie man aus der verfahrenen Situation heraus-
kommen kann. Ich brauche es nicht zu sagen. Sie wissen 
es Ohnedies. daß ich vieldafür auf mich genommen hätte. 
um die Arbeit nicht auf halbem Weg im Stich lassen 
zu müssen und namentlich auch nicht Sie alle. die Sie 
mir in langer Arbeit ans Herz gewachsen sind. wie auch 
so viele von den Mitarbeitern draußen. Sie wissen. daß 
ich alles etwa noch Mögliche tun werde. damit eine Ka-
tastrophe unserer Arbeit vermieden wird, ohne deren 
anständige Bewältigung wir der nächsten Generation 
kein anständiges Vaterland hinterlassen würden. 
Ich bitte Sie nun. sich Ihre Arbeit still und zäh wieder 
vorzunehmen und weiterhin vorzunehmen. unbeirrt 
von all dem Wunderlich :n und Gespenstischen. das 
man auf uns losgelassen hat, unbeirrt. wie es dem guten. 
festen Geist dieses Hauses entspricht. Mit nichts ande-
rem können Sie mir gleiche Freude machen. 

Ich danke Ihnen. 
gez. Küster 

If) Die Vorgänge bis zur fristlosen Entlassung 
am 4. August 1934. 

Justizminister Dr. Haußmann unterscheidet zeitlich 
und sachlich zwei Abschnitte (Stuttgarter Zeitung. Nr. 
187 vom 13., 8. 54). „Einmal die fristlose Kündigung des 
zwischen R. A. Küster und dem Lande bestehenden 
Vertrages am 4. August 1954 ..." und ..der zeitlich 
früher liegende Teil des ‚Falles Küster', der am 30. Juni 
zur vorsorglichen Kündigung des Vertrages auf das 
Jahresende geführt hatte." 

Was hat sich bis zu der fristlosen Entlassung am 4. Au-
gust ereignet? 
Die Schwierigkeiten begannen zum Teil schon vor län-
gerer Zeit. 

Aus dem Bericht des J. M. (S. 14/13) entnehmen wir: 

Das Schreiben des Bundesfinanzministers 1 ... . . Außer 
Dr. H." — einem mittlerweile aus der Wiedergutmachung 
ausgeschiedenen Angestellten. — „erhob auch der Bundes-
minister der Finanzen in einem Schreiben vom 26. 2. 1954 
Dienstbeschwerde gegen Rechtsanwalt Küster. weil er 
in einer am 4. 12, 1933 [dies war am 3.. 12. Anmer-
kung der Redaktion] vor der .Gesellschaft für christlich-
jüdische Zusammenarbeit' in Freiburg gehaltenen Rede über 
‚Das Gesetz der unsicheren Hand' (.Freiburger Rundbrief' 
VI. Folge 53/54, Nr. 21/24) Behörden und Stellen vor al-
lem des Bundesfinanzministeriums,.die an der Ausarbeitung 
und Verabschiedung des Bundesentschädigungsgesetzes mit-
gearbeitet hatten, verunglimpft und die in der Wiedergut-
machung Tätigen zum Ungehorsam gegenüber dem Gesetz 
aufgefordert habe.* [Mit diesem Ungehorsam -  meinte Kü-
sten offensichtlich nur den Ungehorsam gegen den Wort-
laut im Interesse des Gehorsams gegen dessen Sinn und 
Zweck. — Vgl. auch das Echo, das diese Rede bei hochange-
sehenen Juristen im In- und Ausland gefunden hat. s. u. 
S. 36. Anmerkung der Redaktion.] „l.J.. a. hat Rechtsanwalt 
Küster behauptet: .Die Referenten der Bundesregierung. 
darunter keiner. der je ein Gesetz gemacht hat und keiner. 
der jemals einen solchen Entschädigungsfall behandelt hat. 
haben überstürzt einen Entwurf gefertigt. womit sie erst 
beauftragt wurden, als der Bundesrat seinen Initiativ-
entwurf schon .fertiggehabt hatte. Sie haben daraufhin den 
Entwurf des Bundesrates einer Inflation der Worte und 
einer Restriktion der Gedanken unterzogen.' Der Bundes-
minister der Finanzen teilte mit. daß er seinen Herren 
nicht mehr zumuten könne. an einem Verhandlungstisch 

mit Rechtsanwalt Küster zu sitzen. Er bitte daher dringend. 
zu allen Verhandlung-en über Fragen der Wiedergut-
madiung. an denen das Bundesfinanzministerium beteiligt 
ist. bis 7tIr Klärung der Sachlage einen anderen Vertreter 
cies Landes Rachm-Wiirttembert: als Herrn Otto Kiht c r zu 
senden" (BI. 43a der Beiakten). 
In einem Sclireihen vom 31. .1. 1934 hat der Justizminister 
sich vor Rechtsanwalt Küster gestellt und den Bundestnini-
ster der Finanzen gebeten. die persönlichen Folgerungen. 
die er gezogen habe. noch einmal zu überprüfen. da die 
Küster'schen Ausdrücke. so scharf sie stellenweise seien. 
nicht über die Beurteilung selbst hinausgehen. zumal er sein 
Urteil mit Gründen und Beispielen ausführlich zu belegen 
versucht habe (BI. 46 der Beiakten). Leider ist es nicht ge-
lungen. den Konflikt durch diesen Bescheid beizulegen, da 
der Bundesminister der Finanzen sich mit der Antwort nicht 
zufriedengegeben und am 31. 5: 1954 mitgeteilt hat: ..So-
lange Herr Küster. dem sachliche Kritik. soweit er sie als 
freier Anwalt und Staatsbürger übt. nicht verwehrt werden 
soll. in seiner Eigenschaft als Staatsbeauftragter Ihres Lan-
des und Abteilungsleiter Ihres Hauses. fortfährt. in öffent-
lich gehaltenen Reden das Bundesergänzungsgesetz zur Ent-
schädigung der Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
nicht nur zu kritisieren. sondern in der von ihm bisher belieb-
ten Weise als ein Machwerk unfähiger Personen hinzustel-
len. erscheint eine Zusammenarbeit mit ihm nicht möglich. 
Ich kann daher auch nach erneuter Prüfung meine Weisung 
an die Herren meines Hauses. allen Verhandlungen über 
Fragen der Wiedergutmachung fernzubleiben, an denen 
Herr Küster als Vertreter des Landes Baden-Württemberg 
noch teilnehmen sollte. nur aufrechterhalten.' (BI. 71 der 
Beiakten) (vgl. u. S. 19). _Eine Antwort auf dieses Schrei-
ben wurde bis jetzt nicht erteilt: (Aus: Bericht des J. M. 
S. 14/13). 
-Seit dem 26. 11. 1945" — so schreibt der Bericht des J. M. 
(S. 23) — ..war Rechtsanwalt Küster nicht im Angestelltenver-
hältnis. sondern als freier Mitarbeiter auf der Rechtsgrund-
lage eines Mandatsverhältnisses beschäftigt." Es sei fest-
gestellt, daß Küster weder eine Anwaltspraxis hatte,- noch 
eine Anwaltstätigkeit nebenbei ausübte. 
Bei der ersten' Kündigung am 30. 6. 1954 hat eine große 
Rolle die Frage_gespielt. ob Küster Beamter werden müsse, 
um sein Amt als Leiter der Wiedergutmachung weiter-
zuführen. 
Die Gründe der Regierung sind z. T. verfassungsrechtlich. 
Der Art. 77 der Landesverfassung bestimmt. daß in der Re-
gel hoheitliche Aufgaben nur von Beamten wahrgenommen 
‘verden können. Man sollte meinen, daß für einen solchen 
Ausnahmefall. wie den der Wiedergutmachung. und bei der 
einzigartigen Qualifikation Küsters für diese Aufgabe, das 
Vorliegen eines Regelfalls von vornherein ausgeschlossen 
sei (vgl. u. S. 19). 
Ferner ist von Bedeutung die Untersuchung der Amtsfüh-
rung von Rechtsanwalt Küster durch den Landgerichtspräsi-
denten Teufel, die ursprünglich zum Anlaß Vorwürfe hatte, 
die ein ehemaliger Untergebener Küsters in zwei Briefen 
vom 14. 1. und 22. I. 1954 gegen ihn erhoben hatte. Dieser 
Bericht Teufels schloß damit ab. daß keine strafbaren Hand-
lungen vorlägen und daß auch sonst kein Anlaß zum Vor-
gehen gegen Rechtsanwalt Küster gegeben sei (vgl. Bericht 
J. M. S. 11/13) (s. u. S. 19). 

Zum Klima (her Wiedergutmluhung. Hierzu entnehmen wir 
dem Bericht des J. M. (S. 18/19): 
. . . Zu weiteren Schwierigkeiten kam es. als das schon 
vom Ministerpräsidenten in der Landtagssitzung vom 14. 
7. 1954 erwähnte Schreiben des Rechtsanwalts Küster vom 
2. 6. 1954 an Redesanwalt Dr. Bender in Karlsruhe da-
durch bekannt wurde. daß der Ministerpräsident diesen 
Brief dem Landtag bekanntgab. Der Justizminister hat den 
Inhalt als schweren Vorwurf empfunden. 
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Re  sSanwa. Küster chreibt darın . 11 Juli Professor Dr. Franz Böhm geschrieben hatte,
und ntließ Küster 1954 fristlos, waäahrend die ıhlm„Sie eklagen sıch wiederholt uber den Geist, ın dem das

Landesamt Gesetze und Ministerjalvorschritten ausführe. 30. ausgesprochene Auflösung des Mandatsvertrages
‚D  l habe Ihnen azu chon unter dem v 1954 folgendes erst Jahresende hätte wirksam werden sollen. In dem
geschrieben: ‚Nehmen Sıe bıtte beı den Bediensteten des Kündigungsschreiben heißt C5S, „Küster habe sıch durch dıe-
Landesamtes keinesfalls schlechten ıllen 1e, sehr SCMH TIe schwere Beleidigungen der Landesregierung, eın-

zeiner Minister und anderer ım öffentlichen Leben stehen-verehrter Herr Kollege, wissen sıcherl!: nicht, wel-
chen ımmer zunehmenden seelischen Druck sıch unsecrTe Leute der Persönlichkeiten schuldig gemachnt. Damlıiıt se1ı die unent-
durch das pflichtmäßige Walten des Rechnungshofs gesetzt behrliche Vertrauensgrundlage tür iıne weiıtere Zusammen-
sehen, zumal die rühere Aktivitäat In W iedergutmachungs- arbeıt zerstort worden.”

Aus ‚Frankturter Allgemeıne Zeitung‘ Nr. 1850 vomfragen, w1ıe  + sıie namentlich das alte Württemberg-Baden vgl Bericht des Anlage 14, Ü,sıch gemacht hatte, heute nıcht mehr unter die
Richtlinien der Landespolitik aufgenommen ist. kann Den nachfolgenden Brief den WITr dem Bericht des M
Sie nochmals bıtten, sıch 1ese Verhältnisse VETSCHEN-
wartigen, bevor ıe Vorwürfe BegCNHN Unschuldige erheben. Anlage 12 entnehmen übergab der Ministerpräsident

Dr. Gebhard der Presse:
Das, Sie als Geist der alten württemberg-badischen Abschrift AbschriftMinisterjalvorschriften rühmen, ist seit Monaten ın einem
Maße und auf ıne Art Gegenstand Vo  3 Angriffen., Verdäch- Der Staatsbeauftragte für die Wiedergutmachung
tigungen, Verleumdungen, halb- und ganzamtlichen Ermitt- Re:  sSanwa. tto Küuster
lungen, Existenzbedrohungen, und 1e€ noch hinzu- Stuttgart, 11. Juli 1954

Herrnnehmen wollen, Alänner Selbstachtung DUr noch mıt
den schäarfsten Miıtteln iınnerer Disziplin beı dieser Arbeiıt Bundestagsabgeordneten
gehalten werden koönnen. Erwägen 1e€ bitte, 1e Professor Dr.
Periode damıt eingeleıtet wurde, daß der S5atz 1e€ Regie- onnn
rung wırd die Wiedergutmachungsarbeit miıt dem bısher1- undeshausrnst weiterführen‘ dem Wur':! der Regierungs-
erklärung gestrichen wurde“ Anl. 11) gleichlautend Frankfurt . M
Der Ministerpräsident hat dem Brief Dr. Bender An- Lieber, sehr verehrter Herr Böhstoß NOMMECN, obwohl die Absicht Küuüsters E auf esse-

der Zustände durch den Ministerpräsidenten, nıcht auf rhielt es Samstag nachmittag ren rIie| VO
und sehe daraus, wWwie  - railtvo und gründlich Sie sıchKränk eines Beamten zielte. auch weiıter der Sache annchmen. Nlein rIe Sie Vom i.

| sollte denken geben, ; Dr. Dam der ist leider, wie iıch jetzt feststellte, nach Frankfurt adres-Überschrift: ‚Unernste Behandlung von Schicksalsfragen‘.
Allgemeine Wochenzeitung für Juden in Deutschland,

sıert worden. werde künftig es oppelt, nach Frank-
furt und nach Bonn, abfertigen

Vo 54) die Situation der Wicdergutmuchung In der Rangordnung der Dinge, die mıiıt ıhrer richtigenmıt olgenden Worten kennzeichnet: „Viel Dank hat er aktischen Reihen{folge zusammenfällt, gehört die Bındungdiese el den leitenden ersönlichkeiten, VO:!  - denen an d Finanzministerium dıe erste Stelle. Bisher ıst
wirkliche Inıtiative und AIl  C& ausging, nıcht eingebracht.
Ein sehr seltsamer Dank häufig, der ıhnen zuhel An- gelungen, den ıntensıyven Bemühungen der egen-

seite, der ffentlichkeit auch wirklich diesen Punkt als
schuldigungen eıtens des Fiskus, Unzutriedenheıiıt seıtens entscheidenden Geltung bringen. Nach der Blöße.
der Antragsteller, zuweiılen Anuklagen, er!  ren und die sıch der gegenwärtiıgze Stuttgarter Finanzminister Dr
schließlich Dienstentlassung. Der beste, e auch heim- der Frage der Waisenrenten! gegeben hat hier-
ückischste Weg, die Wiedergutmachung entkräaiften, das
Verfahren hinauszuzögern Un!| schließlich ınen allgemeinen über schrieb n Ihnen aAM ist wohl jedem klar. daß

die Bindung diesen \lann iıne Unmöglichkeit ware.
tsdefaı:tısmus U|  'g esteht ın der Entmutigung (Frank wıuar im Dritten Rreich bıs zuletzt Öberbürgermeisterleistungstähiger achkenner, hre Arbeit in den Dienst einer Ludwigsburg; wurde als Mınderbelasteter eingestuftderartigen Sache zZu stellen, der ZWÜr eın er ethıscher miıt Hilfe des Managers der DVP und gegenwart!-mpu ausgehen ollte, die aber ofßfensichtlich den ann-
strahl des Götzen us herausfordert. Wer kann CS eınem gcn Justizministers Haußmann, eines Mannes, der 1Ur

aktık bestcht, einem zweıten Verfahren 16
Beamten oder Angestellten zumuten, seıne beste Kraft Mitläufer reingewaschen.)einer Funktion einzusetzen., ıhrer Natur nach zeitgebun- Daruber hinaus habe iıch Jesem Zusammenhang auf die
den ıst und überdies das Übelwollen einflußreicher Personen staatsrechtliche Grundsünde hıngewiesen, Verantwortungenhervorrulft. eın anderer tto P  üster diese Zwick-
ühle d Beamten und Behördenangestellten besser CI -

ınner'! der ekutive spalten. Der Vater der ewal-
tenteilung, der checks and ances, Montesquieu, hat den-kannt, sı1e  H hat ıhn nicht daran ehindert, das ene noch hinterlassen: Agır est le fait d’un seul.

Interesse und für das Recht. das ungeteilte n  D  !=‘1['. und das Dokumentation diesem un füge iıch dıe chreiben
unerschrockene Recht ohne Zügern einzutreten v mmer des Justizministers Vo 1, 5 4, 9 1954 soOw1e€
andelte tto Küster unter dem Diktat se1nes Gerechtig- Schreiben- des Finanzministeriums vom pA  70 ı. 19.  Q Ab-
keitssinnes, der weder nach Popularität haschte, noch sıch

er ugte druck bei.
IL Den zweıten Punkt }:enncn Sie noch kaum. 18i ıst  - ın

Dies sınd einıge der Gründe, zuf die noch näher einzugchen
ist, sıch SKepsis und Sorge die künftige Politik ı fl1_!_1_.‘ Herr in seiner Rundfunkerklärung m 17. 54

der. Wiedergutmachung erklärt, auch sowohl der Mli- folgendes ausgeführt: „AMeine Sorge wescı Bindung Ü Finanz-

nisterpräsident als auch der Justizminister der Landtags- urde durd frisches Beispiel Die undes-
regierung soeben den Entwurf eiıner Verordnung

sıtzung S wıe auch bei anderen Gelegenheiten für d Hinterbliebenen der Verfolgung Zustimmung vorgelegt.
Jarun! siınd Vollwaisen. erhalten eine Aindestrente von ‚— D\erklärt aben, „daß sıch der ısherigen HH  1nıe  . der Wie-

'or, W.  AsCH der Ausbildung erdergutmachungspolitik N! äandern werde. €} Ü, 10.) dienen. Lehrlinge oder Werk:  enten. Nun soll huen.,
Der Privatbrief wo 11. JTulz 195+. In dieser also seaıt { 3: — DM 0n3! verdienen, dıe Vvo: Waisenrente mıindestens
langem gespannten Situation erhielt dıe Landesregierung ‚«_ DA gestrichen werden. o w;11 die Fahrlissigkeit der Ver-

Fassier. Der Dunnd wurıle ıch mıl Tieser NVerordnung kamıprom:ıttieren.Jurch AUıe DEeFeiLs erwaähnte Indiskretion 1es  ‚_  LF Journalisten Der YLUTiIZUACIGTr A0 4AnHNLaier. ir u7s duraut unszewijesien, na Jen-
Aenntnis von ınem Privatbrief, den Rechtsanwalit kKuster noch zugesii mm,

Rechtsanwalt Küster schreibt darin u. a.: • 
„Sie beklagen sich wiederholt über den Geist, in dem das 
Landesamt Gesetze und Ministerialvorschriften ausführe. 
Ich habe Ihnen dazu schon unter dem 4. 2. 1954 folgendes 
geschrieben: ‚Nehmen Sie bitte bei den Bediensteten des 
Landesamtes keinesfalls schlechten Willen an. Sie, sehr 
verehrter Herr Kollege, wissen sicherlich nicht, unter wei-
den immer zunehmenden seelischen Druck sich unsere Leute 
durch das pflichtmäßige Walten des Rechnungshofs gesetzt 
sehen, zumal die frühere Aktivität in Wiedergutmachungs-
fragen, wie sie namentlich das alte Württemberg-Baden 
sich zur Pflicht gemadit hatte, heute nicht mehr unter die 
Richtlinien der Landespolitik aufgenommen ist.' Ich kann 
Sie nur nochmals bitten, sich diese Verhältnisse zu vergegen-
wärtigen, bevor Sie Vorwürfe gegen Unschuldige erheben. 
Das, was Sie als Geist der alten württemberg-badischen 
Ministerialvorschriften rühmen, ist seit 8 Monaten in einem 
Maße und auf eine Art Gegenstand von Angriffen. Verdäch-
tigungen, Verleumdungen, halb- und ganzamtlichen Ermitt-
lungen, Existenzbedrohungen, und was Sie sonst noch hinzu-
nehmen wollen, daß Männer von Selbstachtung nur noch mit 
den schärfsten _Mitteln innerer Disziplin_ bei dieser Arbeit 
gehalten werden können. Erwägen Sie bitte, daß die neue 
Periode damit eingeleitet wurde, daß der Satz ,Die Regie-
rung wird die Wiedergutmachungsarbeit mit dem bisheri-
gen Ernst weiterführen' aus dem Entwurf der Regierungs-
erklärung gestrichen wurde* (Anl. 11). 
Der Ministerpräsident hat an dem Brief an Dr. Bender An-
stoß genommen, obwohl die Absicht Küsten nur auf Besse-
rung der Zustände durch den Ministerpräsidenten, nicht auf 
Kränkung eines Beamten zielte. 
Es sollte zu denken geben, wenn Dr. van Dam unter der 
Oberschrift: ,Unernste Behandlung von Sd2idcsalsfragen' - 

 (Allgemeine Wochenzeitung für Juden in Deutschland, 
IX/19 vom 13. 8. 34) die Situation der Wiedergutmachung 
mit folgenden Worten kennzeichnet: „Viel Dank hat bisher 
diese Arbeit den leitenden Persönlichkeiten, von denen 
wirkliche Initiative und Kraft ausging, nicht eingebracht. 
Ein sehr seltsamer Dank war es häufig, der ihnen zufiel: An-
schuldigungen seitens des Fiskus, Unzufriedenheit seitens 
der Antragsteller, zuweilen Anklagen, Verfahren und 
schließlich Dienstentlassung. Der beste, wenn auch heim-
tückischste Weg, die Wiedergutmachung zu entkräften, das 
Verfahren hinauszuzögern und schließlich einen allgemeinen 
Rechtsdefaitismus zu erzeugen, besteht in der Entmutigung 
leistungsfähiger Sachkenner, ihre Arbeit in den Dienst einer 
derartigen Sache zu stellen, von der zwar ein hoher ethischer 
Impuls ausgehen sollte, die aber offensichtlich den Bann-
strahl des Götzen Fiskus herausfordert. Wer kann es einem 
Beamten oder Angestellten zumuten, seine beste Kraft in 
einer Funktion einzusetzen. die ihrer Natur nach zeitgebun-
den ist und überdies das Übelwollen einflußreicher Personen 
hervorruft. Kein anderer als Otto Küster hat diese Zwidc-
mühle des Beamten und Behördenangestellten besser er-
kannt, sie hat ihn nicht daran gehindert, gegen das eigene 
Interesse und für das Recht. das ungeteilte Recht und das 
unerschrockene Recht ohne Zikern einzutreten .. . Immer 
handelte Otto Küster unter dem Diktat seines Gerechtig-
keitssinnes, der weder nach Popularität haschte, noch sich 
Wünschen von hoher Stelle aus beugte . . .* 
Dies sind einige der Gründe, auf die noch näher einzugehen 
ist, weswegen sich Skepsis und Sorge um die künftige Politik 
der- Wiedergutmachung erklärt, wenn auch sowohl der Mi-
nisterpräsident als auch der Justizminister in der Landtags-
sitzung vom 14. 7. 34 wie auch bei anderen Gelegenheiten 
erklärt haben, „daß sich an der bisherigen Linie der Wie-
dergutmachungspolitik nichts ändern werde." (s. u. S. 10.) 
Der Privat briet vom 11. Juli 1934. In dieser also seit 
lungern gespannten Situation erhielt die Landesregierung 
durch die bereits erwähnte Indi3kretion eines journ.di , ten 
Kenntnis von einem Privatbrief, den Rechtsanwalt Küster 

am 11. Juli an Professor Dr. Franz Böhm geschrieben hatte, 
und entließ Küster am 4. 8. 1954 fristlos, während die ihm 
am 30. 6. ausgesprochene Auflösung des Mandatsvertrages 
erst zu Jahresende hätte wirksam werden sollen. In dem 
Kündigungsschreiben heißt es, „Küster habe sich durch die-
sen Brief schwere Beleidigungen der Landesregierung. ein-
zelner Minister und anderer im öffentlichen Leben stehen-
der Persönlichkeiten schuldig gemacht. Damit sei die unent-
behrliche Vertrauensgrundlage für eine weitere Zusammen-
arbeit zerstört worden. 
(Aus ‚Frankfurter Allgemeine Zeitung` Nr. 180 vom 6. 8. 54 
vgl. Bericht des J. M.. Anlage 14, s. u. S. 9.) 

Den nachfolgenden Brief - den wir dem Bericht des J. M. 
(Anlage 12) entnehmen - übergab der Ministerpräsident 
Dr. Gebhard Müller am 4. 8. 54 der Presse: 

Abschrift von Abschrift 
Der Staatsbeauftragte für die Wiedergutmachung 
Rechtsanwalt Otto Küster 

Stuttgart, 11. Juli 1954 
Herrn 
Bundestagsabgeordneten 
Professor Dr. F. Böhm 

Bonn 
Bundeshaus 

gleichlautend: Frankfurt a. M.... 

Lieber, sehr verehrter Herr Böhm! 
Ich erhielt gestern Samstag nachmittag Ihren Brief vom 
9. und sehe daraus, wie kraftvoll und gründlich Sie sich 
auch weiter der Sache annehmen. Mein Brief an Sie vom 7. 
ist leider, wie ich erst jetzt feststellte, nach Frankfurt adres-
siert worden. Ich werde künftig alles doppelt, nach Frank-
furt und nach Bonn, abfertigen 
1. In der Rangordnung der Dinge, die mit ihrer richtigen 
taktischen Reihenfolge zusammenfällt, gehört die Bindung 
an das Finanzministerium an die erste Stelle. Bisher ist es 
gelungen, entgegen den intensiven Bemühungen der Gegen-
seite, in der Öffentlichkeit auch wirklich diesen Punkt als 
entscheidenden zur Geltung zu bringen. Nach der Blöße. 
die sich der gegenwärtige Stuttgarter Finanzminister Dr. 
Frank in der Frage der Waisenrenten' gegeben hat - hier-
über sdirieb ich Ihnen am 7. 7. -, ist wohl jedem klar, daß 
die Bindung an diesen Mann eine Unmöglichkeit wäre. 
(Frank war im Dritten Rrcidi bis zuletzt Oberbürgermeister 
in Ludwigsburg; er wurde als Minderbelasteter eingestuft 
und nur mit Hilfe des Managers der DVP und gegenwärti-
gen Justizministers Haußmann, eines Mannes, der nur aus 
Taktik besteht, in einem zweiten Verfahren schließlich zum 
Mitläufer reingewa,schen.) 
Darüber hinaus habe ich in diesem Zusammenhang auf die 
staatsrechtliche Grundsünde hingewiesen, Verantwortungen 
innerhalb der Exekutive zu spalten. Der Vater der Gewal-
tenteilung, der checks and balances, Montesquieu, hat den-
noch hinterlassen: Agir est le fait d'un seul. 
Als Dokumentation zu diesem Punkt füge ich die Schreiben 
des Justizministers vom 7. 1. und vom 4. 2. 1954 sowie das 
Schreiben- des Finanzministeriums vom e. 1. 1954 in Ab-
druck bei. 
II. Den zweiten Punkt kennen Sie noch kaum. 13 -iiher ist in 

' Hierzu hat Herr Küster in seiner Rundfunkerklärung vorn 17. 7. 34 
folgendes ausgeführt: „Meine Sorge wegen der Bindung an das Finanz-
ministerium wurde durch ein frisches Beispiel erneuert: Die Bundes-
regierung hat soeben dem Bundesrat den Entwurf einer Verordnung 
für die Hinterbliebenen der Verfolgung zur Zustimmung vorgelegt. 
Darunter sind %ranwaisen. Sie erhalten eine :Mindestrente von 100.- DM. 
Es kommt vor, daß diese Waisen in der Ausbildung selbst etwas ver-
dienen. als Lehrlinge oder Werkstudenten. Nun soll ihnen. wenn sie 
73.-- DM im Monat verdienen, die volle Waisenrente von mindestens 
100.- DM zestrichen werden. So will es die Fahrlässigkeit der SZer-
fax':er. Der Bund würde .ich mit die...er Verordnung knmpromutieren. 
Der 'aalt:zarter Fin.tnctnint.tcr. von un, ilaraut ilinzewirien. hat dcn-
noch zugestimmt. 
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der Offentlichkeit Ja beiderseıts der FEindruck aufrecchterhal- übertragen. iNur die oberste polıtische Verantwortung be-
ten worden. als strıitte INa  > auf dealer staatsrcchtlicher hielt sıch der Nlınıster VOT. Ich verkehrte schriftlich und
ene In Wirklichkeit gibt auch 1n dıcser ıe eine nıundlich unmittelbar mıiıt dem Laundtag.

Schon In der erstien Stellung als bloher Gesetzgebungsrefe-zweiıte. geheıme Front. die einc Schmutzfront ıst_.
Dr. Gebhbhard Müller hat bald nach dem Israel-Vertrag ıN reCuL wurde nır 7, der e  Nang EINCS VMinisterial-
gefangen, In ‚Südwürttcinberg i12 internen CDU-Zirkeln riuits beigelegt.
herumzucrzählen, iıch se1 Adenauer un Schäffer 1n den Bei der UÜbernahme der Wiedergutmachung sondıerte miıch
Rücken gefallen, hätte die Bundesrepublik dıe Juden der Unterhändler des der jetzige
verraten und viele Milliarden gebracht: überdies Ministerprasidenten.

Vtgatsseckretär Dr. Klaiber, ob ich VMinisterialdirektor we[r-
verschwende ıch die Steuergelder Württemberg-Badens den wo woilte ber ım Zusammenhang mıt der Wie-
die en. Wenn er in Stuttgart 1e komme, dergutmachung nıchts werden.
werde aufraumen.
Hierüber bitte iıch ie, als fruheste kumente den Brief- Im September 1949 bot mMır er eınen Ministerial-
wechsel VOIN 6., 19 vergleichen. Auf den direktorposten ım Bundesjustizministerium . eitdem

hutte ıch manche Gelegenheit, so Posten ım Bundes-TIC vom hat Müller ıcht mehr geantwortet. Als
dıienst auszuschlagen. Das jetzige Angebot einer Ministerial-Ministerpräsident geworden WAäUr, kam ich noch einmal ratsstelle kommt danach, auch nach Herrn Perlens Über-darauf ZUTFUu! vergeblich. Lenz ist der jetzige Bundestags-

abgeordnete Lenz Trossingen). ZCEUSUNG, eiıner Beleidigung gleı
Wie damals anfıng, hat er weitergemacht. Was dıe Wie- Warum ich nıcht Beamter seın will, wiıssen Sıe gut, daß

iıch e$ Ihnen nicht darzulegen brauche. Cbrigens tut dasdergutmachung und mich anlangt, aben WIr eınen Mi-
unseren Leuten ausgesprochen gut, dıe alle Beamte werdenniısterrat, sondern ıne Waschküche von tuschelnden We  1-

hern. Aus ungelesenen kten wird zıtjert, ıch es be- möchten, ber nicht können, weiıl Wır ZWÜrTr dıe Stellen, aber
gunstigt, wieviel Milliıonen ıch Ün DP-Ver{olgte durch- keinen „131er-Vorspann” haben.
gebracht, WIEe ich in der Wildfleccken-Afäre Auerbach ın die ınen Punkt wıill ıch doch hervorheben ın. durchdrun-
an gearbeitet hätte, und weiß der Teutfel noch alles. davon., unNnser öffentlicher Dienst ıne verhängnis-
Teufel® _u_-. iıch mıit Bedacht, denn hat schließlich in vVo Entwicklung hat, un daiß die ANurzel des
dem alten Landgerichtspräsidenten Teutel, einem WUur:  di- Verhängnisses das et, der vormalıge Mınisterial-

Reaktionär E der idyllischen astnachts-Stadt Rott- direktor ım eichs- und dann ım preußischen Innenministe-
weil, einen „Untersuchungsführer“ gefunden, der E auf rıum., jetzige Professor ın den USA Dr. re diıe „Ver-
TUnN! der ah: eines psychopathischen enunzlan- sorgungshörigkeit” des eutschen Beamten nannte. In einem
ten. Dr. H., wıe eın  . Femerichter, ohne Protokoll, - Volk, das zweı  - Inflationen hinter S1| hat. ist eın  > Mann, der
sammenermittelte., das Zeug wollite, biıs eın  . seinen yens! QUFr 1n der Weise aufkündigen kann, daß
„Gutachten“* vVon 50 Seiten eısammen hatte. Montag VOoO ıhm und se1ınen Angehörigen dıe gesamte Alters- un!

Tagen erlebhte dann die Krönung seines „cDens er Hinterbliebenenrüclage kassıert. nıcht Nur 1Ne deprimie-
ur dem Minısterrat 1eses uta|  en vortragen. Daß Cr rende Existenz, sondern eine ıltzelie. erlebe in en
darın einen Mann verurteilte, den nıe gehört und tajls bei meinen Beamten, unter denen sıch Büanz erst-
der seın Gutachten bis heute nıcht gezeıigt bekam, - die- assige Leutc befinden, und 1e besser sSiıe sind, desto

Richter nıcht Dienstag dieser Woch:  n hat dann Geb- empfinden Sı1e wıe iıch. S 1949 für Dr. Beyerle
hard Müller dem 1NnanzZzaus:! Gutachten vorgetra- eıne Denkschrift rub verfaßt, die ZWAÜAT en Vorstel-

und damit jene knappe ehrne]l! erzielt, S der ich H  iungen dieses alten Beamten zuwiderlief, diıe der groß-
berichtete. Als Vıktor Renner vVon mır erfuhr, daf iıch weder zügıge Mann aber CHN! schätzen wußte. 1951 habe ıch

„Prozeß“ gehört wurde, no  Cn Gutachten mitgeteilt dann auf dem Deutschen Juristentag Thema erufs-
ekommen habe, pa ıhn ein germanischer Urgrimm, und beamtentum den Sprecher der Reiormpartei gemadcht. Na-
ich glaube, R er hste Woch  n glei einem Zola osicgen türlich gibt Kreise, dıe sıch das gemerkt haben, etw:
wird. Herr Teufel aber ım Fanzı! ıst Vernunft unter unseren
Ich werde Ihnen, soba ıch wıeder eın  H emplar Ver- Bcamten ganz acker verbreitet: NUur daß siıe ZWÄärTr den, der
fügung habe, meıne egenakte zZu diesem Tcufels-Proze widersprechen wagt, bewundern, n:emals aber selbst uber
zugänglich achen, amı Sie wirklich diesen ganzcn Jam- eın  . unterdrücktes Knurren hinausgelangen. (Hallstein da-

eines verwahrlosten Staates sehen. („Werfet zwel Mu- mals Palais aumburg: „Hie mussen es SagCNH. Wır
sterlandle z samme ond ihr hent €  j auhaufe  . heit es hıer amten können Ja nıchts tun.“
1m Land. Vielleicht solite ch ebenbe: sıch INeT7 - Reformpunkt Nr. muf seın meınen gedrucktenken.) Ihesen VO! Juristentag und in allen en der Deut-
eın väterlicher Berater, OLG-Präsident a. D. erlen. eın schen Gesellschaft für Personalwesen, die aber durch Opp-ebenso weıser Wıe kluger dazu erstklassıger Ju- lers Verbannung nach Island praktis gesprengt wurde
rist. teilt voll meın1ne eiINUuNg, jede Einigung habe Zur der Beamte. der nicht mehr mıtmachen kann, ZWÜaT g-Vorbedingung, daß VOr emselben Forum, Vor dem er mich wiß nıcht anschließend e1ne Pension wohl aber mit-
verleumdet hat, Gebhard M meıne Entgegnung hören piyahız} jeder Arbeiter mitnımmt, der gekündigt wird,muß. selbst wenn er gestohlen hat dıe bıs 1n erworbene ‚-

teilıge Anwartschaft auf Versorgung Katastrophenfall111. Die Frage meıiner Verbeamtung ste. dritter
Stelle. ber es freut tief, daß Sie hr, weniıge (Tod, vorzeitige Arbeitsunfähigkeit, ürliche Arbeitsun-
können, ogleich dıe prinzipielle Seite abgewonnen en. fähigkeit m ren
Der Mandatsvertrag wurde schon 1945 ges  05sen, mıiıt dem Genau dies, Sie werden nıcht aAnders en, habe ich
Aufgabengebiet Gesetzgebung und Ausbildung. An Vor 1!  i{=  /a Jahren auch für menen Fall vorgeschlagen.194 wurde ohne AÄnderung C Vertrags der zusätzliche beziche namlich die Endvergütung eines Ministerial-
rag rats, aber ohne jede Versorgungsrüclage. Minister Renner
Leitung der Wiedergutmachungsarbeit, wobei iıch dann liefl diıe Deutsche Beamtenversicherung berechnen, AauU-
überdies 1. 48 noch Leiter der Gesetzgebungsabtei- fend abgeführt werden mußte, die Versorgung eines

Ministerjalrates für Alter und Hinterbliebene sicherzustel-ung mıt 19 Juristen) wurde. ahren! diese etztere Stel-
ung die eınes gewoöhnlichen Abteilungsleiters WäfT, wurde len sıcherzustellen in dem Sıinne, daß ich ım Fall des Aus-
mır die erstere, 1e ıch der and eines Sonderministers sche1dens selbstverstaändlich 16eselben Beträre von da
(Andre) übernahm, ausı  ücklich als die eines 1ızemiıinısters se. erst e1NMaAal weiterbezahlen MU:|  e  ßte. Nach Abzug des

der Öffentlichkeit ja beiderseits der Eindruck aufrechterhal-
ten worden, als stritte man auf idealer staatsrechtlicher 
Ebene. In Wirklichkeit gibt es auch in dieser Sache eine 
zweite. geheime Front. die eine Schmutzfront ist. 
Dr. Gebhard Müller hat bald nach dem Israel-Vertrag an-
gefangen. in •üdwürtteinbcrg in internen CDU-Zirkeln 
herumzuerzählen, ich sei Adenauer und Schärfer in den 
Rücken gefallen, hätte die Bundesrepublik an die Juden 
verraten und uns um viele Milliarden gebracht: überdies 
verschwende ich die Steuergelder Württemberg-Badens an 
die Juden. Wenn er in Stuttgart an die Macht komme, 
werde er aufräumen. 
Hierüber bitte ich Sie, als früheste Dokumente den Brief-
wechsel vom 6., 16., 22.10.1952 zu vergleichen. Auf den 
Brief vom 22. 10. hat Müller nicht mehr geantwortet. Als 
er Ministerpräsident geworden war, kam ich noch einmal 
darauf zurück, vergeblich. (Lenz ist der jetzige Bundestags-
abgeordnete Lenz - Trossingen). 
Wie. er damals anfing, hat er weitergemacht. Was die Wie-
dergutmadiung und mich anlangt, so haben wir keinen Mi-
nisterrat, sondern eine Waschküche von tuschelnden Wei-
bern. Aus ungelesenen Akten wird zitiert, wen ich alles be-
günstigt, wieviel Millionen ich an DP-Verfolgte durch-
gebracht, wie ich in der Wildfledcen-Affäre Auerbach in die 
Hände gearbeitet hätte, und weiß der Teufel was noch alles. 
„Teufels sage ich mit Bedacht, denn man hat schließlich in 
dem alten Landgerichtspräsidenten Teufel, einem würdi-
gen Reaktionär aus der idyllischen Fastnachts-Stadt Rott-
weil, einen „Untersuchungsführer" gefunden, der nun auf 
Grund der Schmähschrift eines psychopathischen Denunzian-
ten. Dr. 11., wie ein Femerichter, ohne Protokoll, zu-
sammenermittelte, was das Zeug halten wollte, bis er ein 
„Gutachtens von 50 Seiten beisammen hatte. Montag vor 
8 Tagen erlebte er dann die Krönung seines Lebens: er 
durfte dem 11Iinisterrat dieses Gutachten vortragen. Daß cr 
darin einen Mann verurteilte, den er nie gehört hatte und 
der sein Gutachten bis heute nicht gezeigt bekam, focht die-
sen Richter nicht an. Dienstag dieser Woche hat dann Geb-
hard Müller dem Finanzaussdiuß das Gutachten vorgetra-
gen und damit jene knappe Mehrheit erzielt, von der ich 
berichtete. Als Viktor Renner von mir erfuhr, daß ich weder 
im „Prozeß* gehört wurde, noch das Gutachten mitgeteilt 
bekommen habe, packte ihn ein germanischer Urgrimm, und 
ich glaube, daß er nächste Woche gleich einem Zola loslegen 
wird. 
Ich werde Ihnen, sobald ich wieder ein Exemplar zur Ver-
fügung habe, meine Gegenakte zu diesem Teufels-Prozeß 
zugänglich machen, damit Sie wirklich diesen ganzen Jam-
mer eines verwahrlosten Staates sehen. („Werfet zwei Mu-
sterländle z'samme ond ihr heut en Sauhaufe', heißt es hier 
im Land. Vielleicht sollte man auch das nebenbei sich mer-
ken.) 
Mein väterlicher Berater, OLG-Präsident a. D. Perlen. ein 
ebenso weiser wie kluger Mann und dazu erstklassiger Ju-
rist, teilt voll meine Meinung, jede Einigung habe zur 
Vorbedingung, daß vor demselben Forum, vor dem er mich 
verleumdet hat, Gebhard Müller meine Entgegnung hören 
muß. 

III. Die Frage meiner Verbeamtung steht erst an dritter 
Stelle. Aber es freut mich tief, daß Sie ihr, was nur wenige 
können, sogleich die prinzipielle Seite abgewonnen haben. 
Der Mandatsvertrag wurde schon 1943 geschlossen, mit dem 
Aufgabengebiet Gesetzgebung und Ausbildung. Erst am 1. 
1 1947 wurde ohne Anderung des Vertrags der zusätzliche 
Auftrag erteilt: 
Leitung der Wiedergutmachungsarbeit, wobei ich dann 
überdies am 1. 1. 48 noch Leiter der Gesetzgebungsabtei-
lung (mit 12 Juristen) wurde. Während diese letztere Stel-
lung die eines gewöhnlichen Abteilungsleiters war, wurde 
mir die erstere, die ich aus der Hand eines Sonderministers 
(Andre) übernahm, ausdrüdclich als die eines Vizeministers .  

übertragen. Nur die oberste politische Verantwortung be-
hielt sich der Minister vor. Ich verkehrte schriftlidi und 
niündlich unmittelbar mit dem Landtag. 
Schon in der ersten Stellung als bloßer Gesetzgebungsrefe-
rent wurde mir am 1. .1. 1946 der Rang eines Ministerial-
rats beigelegt. 
Bei der Ubcrnahme der Wiedergutmachung sondierte mich 
der Unterhändler des Ministerpräsidenten. der jetzige 
Staatssekretär Dr. Klaiber, ob ich Ministerialdirektor wer-
den wolle. Ich wollte aber im Züsammenhang mit der Wie-
dergutmadiung nichts werden. 
Im September 1949 bot mir Dr. Dehler einen Ministerial-
direktorposten im Bundesjustizministerium an. Seitdem 
hatte ich manche Gelegenheit, solche Posten im Bundes-
dienst auszuschlagen. Das jetzige Angebot einer Ministerial-
ratsstelle kommt danach, auch nach Herrn. Perlens über-
zeugung, einer Beleidigung gleich. 
Warum ich nicht Beamter sein will, wissen Sie so gut, daß 
ich es Ihnen nicht darzulegen brauche. übrigens tut das 
unseren Leuten ausgesprochen gut, die alle Beamte werden 
möchten, aber nicht können, weil wir zwar die Stellen, aber 
keinen „131 er-Vorspann" haben. 
Einen Punkt will ich doch hervorheben. Ich bin. durchdrun-
gen davon. daß unser öffentlicher Dienst eine verhängnis-
volle Entwicklung genommen hat, und daß die Wurzel des 
Verhängnisses das bildet, was der vormalige Ministerial-
direktor im Reichs- und dann im preußischen Innenministe-
rium, jetzige Professor in den USA Dr. Brecht die „Ver-
sorgungshörigkeits des deutschen Beamten nannte. In einem 
Volk, das zwei Inflationen hinter sich hat. ist ein Mann, der 
seinen Dienst nur in der Weise aufkündigen kann, daß 
man ihm und seinen Angehörigen die gesamte Alters- und 
Hinterbliebenenrücklage kassiert. nicht nur eine deprimie-
rende Existenz, sondern eine Giftzelle. Ich erlebe es in allen 
Details bei meinen Beamten, unter denen sich ganz erst-
klassige Leute befinden, und je besser sie sind, desto ge-
nauer empfinden sie wie ich. Ich habe 1949 für Dr. Beyerle 
eine Denkschrift darüber verfaßt, die zwar allen Vorstel-
lungen dieses alten Bearnten zuwiderlief, die der groß-
zügige Mann aber dennoch zu schätzen wußte. 1951 habe ich 
dann auf dem Deutschen Juristentag zum Thema Berufs-
beamtenturn den Sprecher der Reformpartei gemacht. Na-
türlich gibt es Kreise, die sich das gemerkt haben, etwa 
Herr Teufel. aber im ganzen ist Vernunft unter unseren 
Beamten ganz wacker verbreitet: nur daß sie zwar den, der 
zu widersprechen wagt, bewundern, niemals aber selbst über 
ein unterdrücktes Knurren hinausgelangen. (Hallstein da-
mals im Palais Schaumburg: „Sie müssen es sagen. Wir Be-
amten können ja nichts tun."). 
Reformpunkt Nr. 1 muß sein — so in meinen gedruckten 
Thesen vom Juristentag und in allen Schriften der Deut-
schen Gesellschaft für Personalwesen, die aber durch Opp-
lers Verbannung nach Island praktisch gesprengt wurde 
daß der Beamte, der nicht mehr mitmachen kann, zwar ge-
wiß nicht anschließend eine Pension erhält, wohl aber mit-
nimmt, was jeder Arbeiter mitnimmt, der gekündigt wird, 
selbst wenn er gestohlen hat: die bis dahin erworbene an-
teilige Anwartschaft auf Versorgung im Katastrophenfall 
(Tod, vorzeitige Arbeitsunfähigkeit, natürliche Arbeitsun-
fähigkeit mit 65 Jahren). 

Genau dies, Sie werden es nicht anders erwarten, habe ich 
vor Mt Jahren auch für meinen Fall vorgeschlagen. Ich 
beziehe nämlich zwar die Endvergütung eines Ministerial-
rats, aber ohne jede Versorgungsrüciclage. Minister Renner 
ließ die Deutsche Beamtenversicherung beredmen, was lau-
fend abgeführt werden müßte, um die Versorgung eines 
Ministerialrates für Alter und Hinterbliebene sicherzustel-
len — sicherzustellen in dem Sinne, daß ich im Fall des Aus-
scheidens selbstverständlich dieselben Beträge von da an 
selber erst einmal weiterbezahlen müßte. Nach Abzug des 
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errechneten laufenden Abzugs 1C nıcht mehr die Ver- Auf efragen des Ministerpräasidenten erklärte Kechtsan-
gütunyg e1INCS Regierungsrats übrıig sondern die eines alt Küster ZUMmM Inhalt des Brictes Professor Bühm, »

habe ihn m rischen orn geschrieben, da ıh: ‚-mtsrats), (überdies gingen noch ab Umsatzsteuer
a} den Bruttobezügen, mM1r Minister Frank 19572 be- gerechtfertigte Verdächtigungen ausgesprochen worden ‚>

hat) Da Minıster Renner bald gesehen hatte, daß ıch ren
dem Staat gut und SErn dreı Beamte ersetze, sah nıcht Dieser rıe wurde 11 Juli geschrieben, fünf Tage VOTI -

eın, der Staat MIr dafür nıcht einmal die Bezüge her, Juli, hatte ıne geheime Finanzausschuß-Sitzung
eınes Akademikers bezahlen solle, em ohnedies stattgefunden, ın der Herrn Küuster 1ne 09} Reihe schwerer
nıcht die Verpflichtung übernahm, mich auch In Zeiten, wo Vorwürfe durch den Alınısterprasidenten gcmacht wWOT-

keine Arbeit für mich habe. oder be1 Krankheit oder den N. Er wurde ın mehreren Fäillen der Ver-
nachlassenden mA  ralften beschäftigen. Deshailb erwirkte geudung VO Staatsmitteln ezıichtigt, auch wurde der Aus-
den Beschluß des Ministerrats der Regierung e1NnhNo0 druck Bestechung gebraucht. Als khüster den eleid1-
Maier) VO 1953, den 1e€ den Dokumenten L11 genden rı1e. schrieb, hatte VO diesen Anschuldigungen
finden und der auf meinen Vorschlag vom 6, 1953 durch Abgeordnete erfahren und War verständlicherweise
(„Bruchteilversorgung ab Eintritt des Versorgungsfalles“) aufs außerste aufgebracht, da keiner der Vorwürtfe zutraf.
Bezug nımmt. Bevor der Haushaltstit S Landtag gCc- Dazu kam, daß dem Gutachten Teufels noch immer
nehmigt WäfrT, kam Dr. Gebhard Müller 1118 er. Er er- nıcht gehoört worden eın echtlich denkender
schien z 11l 1953 eın zZu Zweck Finanzaus- ensch zufs tiefste verletzt ist, durch so ıh er-

erklären, daß die HQEeue Regierung sich < 591 die hobenen rfe, versteht sıch eigentlich von selbst. Um
usage der alten nıcht mehr ebunden Da ber a18- sıch letzte arheıt H  ber die dienstrechtlichen Fragen VOIr-

die weiıt wichtigere a  rage Bindung das schaffen, legte der Rechtsanwalt Küster, seine Gedanken
Finanzministerium auftrat, habe ich se1itdem mit keinem ın dem obigen Brief den ıhm befreundeten Protessor
Wort ehr ıne Verbesserung meıines Vertrags betrieben. der Jurisprudenz, Bohm, dar. Als einıge. Tage darauf eın  -
eNNO! versucht Dr. Frank, ımmer kann (so Dr. Küster bekannter Journalist ıhn eben geCn derselben Fra-
ehler gegenüber), anzudeuten, daß ım Grund Ja eCHn aufsuchte, gab er ıhm Finblick In diese Darlegung. Auf
141 meıne „maßlosen Forderungen“ gehe. die Bıtte des Journalisten stellte ıhm eiınen ur  TU

habe Ihnen damıt zuch diesen truben un dargelegt. Verfügung, ohne ım mindesten anderes als 1
icht den erlen gegenüber, aber ım Herzen sehe ıch C1n, eın Juristische denken. Eine Weitergabe des Brie-
daß Reformen ersönlich ezahlt se1ın wollen, de fes estaAnı! vollıg zAußer Frage. 1ese andlungsweise ist ZWar

PCrSONNC, gie ja wohl Calvon. ein Zeichen einer naıven Gläubigkeit An den Anstand VO  _
Der Präsident des Wiedergutmachungssenats ist eın unbe- Menschen, aber vielleicht auch ıne chuldhafte Nach-
er Vorschlag. bın NWa: und gesctzlicher Vertreter lässigkeit von Herrn Küster. Nachdem dann dieser Privat-
des Landesfiskus ın allen noch anhä  gen 000 Ent- brief die Intention des Briefschreibers dem Minister-
schädigungssachen (Rückerstattung spielt keine mc praäsıdenten bekannt geworden WÄäfr, erklärte sıch Küuster De-

bin nalso außerstande, Richter diesen Sachen reit, WERCN der darın enthaltenen beleidigenden Außerun-
seın. Übrigens ıst der Senat ın den esten Händen, und Secn Entschuldigung ZUu bitten., vorausgesetzt, daß auch

haben hıinsıchtlich des Wichtigkeitsverhältnisses ZW1- die Gegenseite die vorher ın erhobenen schweren
schen Justiz und Verwaltung urchaus das richtige mphn- ürf! zurücknähme. Diese sche  ınt aber bısher offenbar
den gehabt. keine Satis  19001 gedacht aben.

die Regierung Inır 165 oder Jenes bei bestimmten er- Der ÄKündigungsbrief des Justizministeriums Vo Au-
en meınner Freunde nıcht chr „bietet“, bıtte ıch diese gust 1954 lautet:
meıine Freunde völlıg außer atz assen. Bitte „Auf rund e1ines usses des - Ministerrates des Lan-
Sie das auch, mıiıt erz  em Herrn Gerstenmeier. des Baden- Württemberg und nach vorsorglicher Anhörung

Die Kommission für die ovelle hat noch nıcht die des Betriebsrates des Justizministeriums kündige ich den
richtige truktur. Sie darf keine Beschlü fassen, sondern zwischen Ihnen und dem 20 Baden- Württemberg be-
Aur den Bundesfinanzminister „beraten“. Sie muß unbe- stehnenden Mandatsvertrag wichtigem runde mıt sofor-

enselben Status erhalten wIıe  - seinerzeıt die Komis- tiger irkung.s10N für die Hıtlerorden und jetzt die für das Wahlrecht. Sıe haben sich durch hren Brief 5 11 Juli: 1954 AD den
Von den Mitgliedern, die der Bundesrat gestellt hat. ist Herrn Bundestagsabieordneten Proti. Dr. } eiıner

eine verängstigte Null, B eın guter Kerl, ganz klug schweren Beleidigung der Landesregjierung Vo Baden-
und ewandert, besten Willens. Den Beruf Gesetz- Württemberg Im gAaNZCNH, einzelner Ihrer Miıtglicder sowıe
gebung hat keiner von ıhnen anderer ım öffentlichen Leben stehender Persönlichkeiten
Die Rückkehr Zun ndesratsentwurt ıst unerläßlich. Daß schuldig gemacht. Dabe:i tallt erschwerend ins WI|  t, daß
ich den verraten ‚abDe*, -  ıst meın schärtster ‚ewissensbiß. Sie, wıe selbst zugegeben haben, diesen Brief als Un-

der acht Vor der ersten ratung Rechtsausschuß terlage eines Gespräches mıiıt einıgen! Journalisten benutzt
des Bundestags, ZU pri. 1953, etzten mir E jüdischen und eiıne des Briefes einem Journalisten uber-
rbände Z iıch moöchte das pfer bringen und des lassen haben. amı die unentbehrlıche Vertrauens-
Bundesratsentwurfs, a1so mennen eigenen, den der Aus- grun! tür eine weiıtere Zusammenarbeit zerstoört WOTI' -
SCn  ( biıs dahın Grundlage nehmen wollte, C Retie-
rentenentwurft des Bundesfinanzministeriums rund-

den. 6Z. Dr Wolfgang Haußmann“
(Aus Be M.;, Anlage 14)lage zı empfehlen. Ich tat und erreichte unt einıgem

Kopfschütteln. weiß jetzt miıt peinlicher Genauigkeit, Ig) Die weılteren Vorgänge nach der fristlosen
wıe sechr es Christenpflicht seın kann, den Verdacht der Entlassung S 3, 1954
Eitelkeit durchzustehen. Prof. Böhm hatte unmittelbar nach der fristlosen Ent-

Sıe das es gelesen aben lassung m Frankfurt erklärt: „Es seı  b vollstän-
dig Ähaft, wIıie der ıhn gerichtete r1e KüuüstersIn der herzlichsten Verbundenheit 3 veröffentlicht erden können. Dies stelile nıcht ineIhr Mißachtung ‘seiner Person, sondern zuch den Eingriff In das

Herr Küster hat An dieser Stelle sıch seik gegs!  über, wıie }a auch be- Briefgceheimnis dar. Er habe sıch er beim Ministerpräsi-reits seiner F’reiburger Reide (vgl. '  N: >  %. miıt ZTU  5l
söndern Au dem ClCH

der Lektüre der nachfolgenden 5uitze.  i
hrtle en OrWwurf vemacht wu3 .  e!  Al 'AFr, ergıbt i A US$ Das Gesprich Wwurde nıcht mit „EN!

Journalisten ze{iunrft (vgl auch \ ...  ıy Anmerkung der NeJuaation
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errechneten laufenden Abzugs blieb nicht mehr die Ver-
gütiing eines Regierungsrats übrig (sondern die eines 
Amtsrats), (überdies gingen noch ab 4 eo Umsatzsteuer 
aus den Bruttobezügen, was mir Minister Frank 1952 be-
sorgt hat). Da Minister Renner bald gesehen hatte, daß ich 
dem Staat gut und gern drei Beamte ersetze, sah er nicht 
ein, warum der Staat mir dafür nicht einmal die Bezüge 
eines Akademikers bezahlen solle, nachdem er ohnedies 
nicht die Verpflichtung übernahm, mich auch in Zeiten, wo 
er keine Arbeit für mich habe, oder bei Krankheit oder 
nachlassenden Kräften zu beschäftigen. Deshalb erwirkte er 
den Beschluß des Ministerrats (der Regierung Reinhold 
Maier) vom 13. 7. 1953, den Sie in den Dokumenten III 
finden und der auf meinen Vorschlag vom 6. 3. 1933 
(,.Bruchteilversorgung ab Eintritt des Versorgungsfalles") 
Bezug nimmt. Bevor der Haushaltstitel vom Landtag ge-
nehmigt war, kam Dr. Gebhard Müller ans Ruder. Er er-
schien am 13. 11. 1953 allein zu dem Zweck im Finanzaus-
schuß, um zu erklären, daß die neue Regierung sich an die 
Zusage der alten nicht mehr gebunden halte. Da aber als-
bald die weit wichtigere Sachfrage unserer Bindung an das 
Finanzministerium auftrat, habe ich seitdem mit keinem 
Wort mehr eine Verbesserung meines Vertrags betrieben. 
Dennoch versucht Dr. Frank, wo immer er kann (so Dr. 
Dehler gegenüber), anzudeuten, daß es im Grund ja nur 
um meine „maßlosen Forderungen* gehe. 
Ich habe Ihnen damit auch diesen trüben Punkt dargelegt. 
Nicht den Kerlen gegenüber, aber im Herzen sehe ich ein, 
daß Reformen persönlich bezahlt sein wollen, payer de sa 
personne, sagte ja wohl Calvon. 
Der Präsident des Wiedergutmachungssenats ist ein unbe-
dachter Vorschlag. Ich bin Anwalt und gesetzlicher Vertreter 
des Landesfiskus in allen noch anhängigen 30 000 Ent-
schädigungssachen (Rückerstattung spielt keine Rolle mehr). 
Idt bin also außerstande, nun Richter in diesen Sachen zu 
sein. Übrigens ist der Senat in den besten Händen, und 
Sie haben hinsichtlich des Wichtigkeitsverhältnisses zwi-
schen Justiz und Verwaltung durchaus das richtige Empfin-
den gehabt. 
.0b die Regierung mir dies oder jenes bei bestimmten Ver-
halten meiner Freunde nicht mehr „bietet*, bitte ich diese 
meine Freunde völlig außer Ansatz ‚zu lassen.. Bitte sagen ' 
Sie das auch, mit herzlichstem Dank, Herrn Gerstenmeier. 
IV. Die Kommission für die Novelle hat noch nicht die 
richtige Struktur. Sie darf keine Beschlüsse fassen, sondern 
nur den Bundesfinanzminister „beraten*. Sie muß unbe-
dingt denselben Status erhalten wie seinerzeit die Kornis-
sion für die Hitlerorden und jetzt die für das Wahlrecht. 
Von den Mitgliedern, die der Bundesrat gestellt hat, ist 
A eine verängstigte Null, B ein guter Kerl, C ganz klug 
und bewandert, D besten Willens. Den Beruf zur Gesetz-
gebung hat keiner von ihnen 
Die Rückkehr zum Bundesratsentwurf ist unerläßlich. Daß 
ich den verraten habe', ist mein schärfster Gewissensbiß. 
In der Nacht vor der ersten Beratung im Rechtsausschuß 
des Bundestags, 20. April 1953, setzten mir die jüdischen 
Verbände zu, ich möchte das Opfer bringen und statt des 
Bundesratsentwurfs, also meinen eigenen, den der Aus-
schuß bis dahin zur Grundlage nehmen wollte, den Refe-
rentenentwurf des Bundesfinanzministeriums zur Grund-
lage zu empfehlen. Ich tat es und erreichte es unter einigem 
Kopfschütteln. Ich weiß jetzt mit peinlicher Genauigkeit, 
wie sehr es Christenpflicht sein kann, den Verdacht der 
Eitelkeit durchzustehen. 

Bis Sie das alles gelesen haben! 

In der herzlichsten Verbundenheit 
stets Ihr 

I Herr Küster hat an dieser Stelle sidt selbst gegenüber, wie ja auds be-
reits in seiner Freiburger Rede (vgl. Nr. 2112t. 5. 3). mit größter 
Sh.ir:e eic‘cn V.,rwurt .  zenta..ilt --• was zemetnt war, ergibt slut aus 
der Lektüre der nachfolgenden Sitze. 

Auf Befragen des. Ministerpräsidenten erklärte Rechtsan-
walt Küster zum Inhalt des Briefes an Professor Bam, „er 
habe ihn ,im frischen Zorn' geschrieben, da gegen ihn un-
gerechtfertigte Verdächtigungen ausgesprochen worden wa-
ren .. . 
Dieser Brief wurde am 11. Juli geschrieben, fünf Tage vor-
her, am 6. Juli, hatte eine geheime Finanzausschuß-Sitzung 
stattgefunden, in der Herrn Küster eine ganze Reihe schwerer 
Vorwürfe durch den Ministerpräsidenten gemacht wor-
den waren. Er wurde in mehreren Fällen der Ver-
geudung von Staatsmitteln bezichtigt, auch wurde der Aus-
druck Bestechung gebraucht. Als R. A. Küster den beleidi-
genden Brief schrieb, hatte er von diesen Anschuldigungen 
durch Abgeordnete erfahren und war verständlicherweise 
aufs äußerste aufgebracht, da keiner der Vorwürfe zutraf. 
Dazu kam, daß er zu dem Gutachten Teufels noch immer 
nicht gehört worden war. Daß ein rechtlich denkender 
Mensch aufs tiefste verletzt ist, durch solche gegen ihn er-
hobenen Anwürfe, versteht sich eigentlich von selbst. Um 
sich letzte Klarheit über die dienstrechtlichen Fragen zu ver-
schaffen, legte der Rechtsanwalt Küster, seine Gedanken 
in dem obigen Brief an den ihm befreundeten Professor 
der Jurisprudenz, Böhm, dar. Als einige. Tage darauf ein. 
Küster bekannter Journalist ihn eben wegen derselben Fra-
gen aufsuchte, gab er ihm Einblidc in diese Darlegung. Auf 
die Bitte des Journalisten stellte er ihm einen Durchdrudc 
zur Verfügung, ohne im mindesten an etwas anderes als an 
das rein Juristische zu denken. Eine Weitergabe des Brie-
fes stand völlig außer Frage. Diese Handlungsweise ist zwar 
ein Zeichen einer naiven Gläubigkeit an den Anstand von 
Menschen, aber vielleicht doch auch eine schuldhafte Nach-
lässigkeit von Herrn Küster. Nachdem dann dieser Privat-
brief gegen die Intention des Briefschreibers dem Minister-
präsidenten bekannt geworden war, erklärte sich Küster be-
reit, wegen der darin enthaltenen beleidigenden Äußerun-
gen um Entschuldigung zu bitten, vorausgesetzt, daß auch 
die Gegenseite die vorher gegen ihn erhobenen schweren 
Anwürfe zurüdcnähme. Diese scheint aber bisher offenbar 
an keine Satisfaktion gedacht zu haben. 
Der Kündigungsbrief des Justizministeriums vom 4. Au-
gust 1954 lautet: 

„Auf Grund eines Beschlusses des-Ministerrates des Lan-
des Baden-Württemberg und nach vorsorglicher Anhörung 
des Betriebsrates des Justizministeriums kündige ich den 
zwischen Ihnen und dem Lande Baden-Württemberg be-
stehenden Mandatsvertrag aus wichtigem Grunde mit sofor-
tiger Wirkung. 
Sie haben sich durch Ihren Brief vom 11. Juli 1954 an den 
Herrn Bundestagsabgeordneten Prof. Dr. F. Böhm einer 
schweren Beleidigung der Landesregierung von Baden-
Württemberg im ganzen, einzelner Ihrer Mitglieder sowie 
anderer im öffentlichen Leben stehender Persönlichkeiten 
schuldig gemacht. Dabei fällt erschwerend ins Gewicht, daß 
Sie, wie Sie selbst zugegeben haben, diesen Brief als Un-
terlage eines Gespräches mit einigent Journalisten benützt 
und eine Abschriff des Briefes einem Journalisten über-
lassen haben. Damit ist die unentbehrliche Vertrauens-
grundlage für eine weitere Zusammenarbeit zerstört wor-
den. gez. Dr. Wolfgang Hadmane 
(Aus: Bericht des 3. M., Anlage 14) 

. Ig) Die weiteren Vorgänge nach der fristlosen 
Entlassung am 5. 8. 1954. 

Prof. Böhm hatte unmittelbar nach der fristlosen Ent-
lassung am 6. 8. in Frankfurt erklärt: „Es sei vollstän-
dig rätselhaft, wie der an ihn gerichtete Brief Küsters 
habe veröffentlicht werden können. Dies stelle nicht nur eine 
Mißachtung .seiner Person, sondern auch den Eingriff in das 
Briefgeheimnis dar. Er habe sich daher beim Ministerpräsi- 

' Das eesprädt wurde niät mit .cini::-n - , %imdeut nur mit dem ciacn 

Journalisten K. geführt (vgl. auch S. 22) . (Anmerkung der Redaktion 
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denten VOo Baden- Württemberg Dr Gebhard Müller be- tenschicksals, kraft sSC1NC$S en Anschens und hohen
schwert (1\US rankfurter Allgemeine Zeitung 150 Staatstellungen und vor allem kraft Fähigkeiten und

54.) SCINCS J1  uten VW illens der Beste und \A üurcdıgsic ıst den das
ILLand für dAicses Ant überhaupt C konnte

Maßnalımen des Tournalistem erbandes und der Lanı BPudaı orlich ıst NUur (1a 15 der \Ausdruck U1INCc“ unvecränder-
BresSsekonfe- Der Jounalistenverbund zut unmııttclbar ten ‘“ icdergutmachun: spolıtik CIN1I2CTMUülben kontrastieort
danaclı C1in Verfahren dl\ beiden TCSSCVCrireter e1MNn- inıft den W orten die der Bericht des \{ ausspiicht,

dai namlıch seıt Inkrafttreten des Bundesentschaädigungs-
bekannt wurde s
geleıtet. Daus Nähere u!  ber den Vorgang, wWw1e der Privatbrief

TReSsECLZCS vVon C)ner Wiedergutmachungspolitik Jes
Die Landespressekonferenz Baden- Württemberg h Landes überhaupt nıcht mehr die Hede SCIMN könne da dıes

1954 nach eingehender Beratung den für die tahr- Gesetz alles regelec un unabhiängıiye Richter arüber ent-
lässıge Übergabe der r! des Briefes den Alınıster- sChıeden Der Herr Justizminister vergißt hıerbei, daß dıe
präsıdenten verantwortlichen Journalisten der Landes- Hauptarbeit der Wiedergutmachung nıcht von den Rıch-
pressckonferenz ausgeschlossen Aus Stuttgarter Zeitung , tern, sondern von den Verwaltungsbehörden geleistet wird,
Nr 188 Vo daß die Durchführung des BEG ausschließlich Angelegen-

heıt der Länder 1Sst un zahlreiche Zweifelsfragen,
ÄKuster verzichtet auf Bezüge Auf die Anordnung des Justiz- das B  G7 anzuwenden sıch erzeben un ın Stellungnahme
miınısters „ohne Anerkennung einer Rechtspflicht und w des Leiters erfordern 1e der err Justizminıster weiß
widerruflich“ diıe ezüge Küusters ohne Ministerjalzulage bıs ıst{ gegenüber dem BEG das gunstigere Landesrecht in ra

31 Dezember 1954 weiterzuzahlen. chreı:bt Küster 1n geblieben, zuch das Kecht der französischen Zone bedart
denJustizminister: „Er verkenne das Wohlwollen der Per- noch der Berücksichtigung So ergeben sıch uüberall zahlreıche
sönlichkeiten, die dıe ÄAnordnung erwirkt hätten. nıcht. Gelegenheiten, durch Stellungnahme 1ne einneıtiicne Pra-
ennoO| bitten. 1€ Anordnung aufzuheben oder \ 185 ZUu sichern.
den ollzug Er stehe noch VOI der Aufgabe

m CN Juli Vor dem Finanzausschuß aufs empfindlich- ÖOberlandesgerichtspräsident A, Perlen hiıelt aniaäaßlich
ste an Ehre wieder herzustellen Dazu INUuSse bereıts oben erwäahnten Amtseinführung 12  e Au-
vo Freiheit en Diese habe CT nicht WenNnn Leistun- gust 1954 die folgende Rede
gcn empfange, dıe iıhm nach der Auffassung der Regierung
echtlich nıcht zustünden Aus Stuttgarter Zeitung‘, .Herr Justizminister! AMeiıne Damen und Herren!

Sie huben soeben Au dem Munde des Herrn Miniısters g-Nr 156 19
hört weiche Umstände sınd die dazuı führten, daß ich

Vom 11 N  *e  o  ö chreibt die Stuttgarter Zeitung (Nr 185 dıe Leitung der Abteilung Wiedergutmachung übernom-

Berufung Perlens gebilligt Ministerrat und Landtag aden- - habe ich darf vielleicht auch SCH übernehmen
mußte dart vOoTWwCS bemerken, daß ıch erhebliche Be-Württembergs en dıe Berufung des Oberlandesgerichts- denken Zu überwinden hatte In en Jahren un AUSpräsiıdenten Perlen nNCUCMN Leiter der Abteilung Wiıeder- dem Ruhestand heraus der dıe Entschlußkraft nıcht geradegutmachung Justizministerıum gebilli Ministerprasi-

dent Dr. Muüller dazu VOor der Landespressckonferenz, fördert Ww3g! Inan sıch nıcht mehr leicht : und
Die Persönlichkeit Perlens, politische Vergangenheit ungewohnte Aufgabe, und schwü j M 1ne schwie-

rıipe wıe bedeutsame, die Wiedergutmachung ıstund Sa  enntnıs in Fragen der Wiedergutmachung Daß aneben zauch noch andere Bedenken uberwindenbieten dıe ah: dafü daß 1e Versicherung der Landes-
+  Nn, will ich Nur nebenbei bemerken Sie dürten

1CeTung, sich mıiıt er A  IC für dıe Wiedergutmachung
einzusecetzen, nıcht auf dem Papier stehen werde Der Mini- daher schon glauben, ich, auch der Herr Minister

sterpräsident sagte, erilien se1 nıcht QUFr kommissarısch mıt ausgelührt hat eın Opfer gebracht habe Aber die Wieder-
gutmachung ıst OÖpfer wert Uun! soll miıch ; Ent-dieser Aufgabe betraut. schluß nıcht SETCUCHJustizminister Dr olfgang Haußmann erklärte VOr dem Die Bewältigung . Aufgabe wıird wesentlıch

Landtag, die Regierung hoffe daß uüber die Einigung auf eichter, cdas Bewußtsein €n darf das Ver-
diıe Person des ehemaligen Oberlandesgerichtspräsidenten trauen der Persönlichkeiten genießen, deren Urteil
volles Einvernehmen errts! | wurdigte ( eutung einem wichtig muß 1e Aulinahme, WE die Be-
Perlens und eıinte, der Beste, den das Land { die- kanntgabe INCINneTr Ernennung 113 Landtag gefunden hat
sen Posten habe Auch Küster, der erlen «< das 18t soeben von dem errn Justizminis.er ebenfails
väterlichen Freund und Berater habe, Musse von
der Wahl Nachfolger befriedigt S hervorgehoben worden 15( QDUTC eine wertvolle Unter-

stutzung ] ist I1r aber auch S sympathischer edanke
daß tto Küster für essen Verbleiben be: Lebens

Justizminister Dr Wolfgang außmann führte iın dem aufgabe ıcn mich redl:| üh: habe, ich erfuhr,Schlußwort sC1INC Ansprache anlaßlich der Amtseinführung esonders begrüßt hat daß gerade auf mıch Lebens-
des Oberlandesgerichtspräsidenten , Perlen 12. Au-
gust 1954 aAus

aufgabe übergegangen 1st.
Meıine Damen und Herren Sie en sowohl dem

Die Wiedergutmachung soll im Lande Baden-Würt- Herrn Ministerpräsidenten dem Herrn Justizminister
temberg in orbildlicher Gesinnung in vorbildlicher gehört, laß sıch An der TaXıs der Wiedergutmachung ıchts
Weise fortgeführt werden. D ist der uns:! der Volks- andern werde 1e8 1st seibstverständlich. 1ese Wieder-
vertretung, der Landesregierung und auch InNnC1nNn CIZeCHNCT gutmachung Baden- Württemberg hat ul  ber 1€ Grenzen
Wunsch ist eshalb E besondere reu: und Genug- Landes und der Bundesrepublik hınaus Beadchtung
uung, daß sıch Herr Oberlandesgerichtspräsident C und Anerkennung gefunden Wir dürfen ohne erheb-
Robert Perlen bereitgefunden h die Wiedergutmachungs- ichkeit 1st vorbildlich ıst Autfgabe,
abteilung des Justizministeriums weniıgstens voruüber- INe1In AMitarbeiterinnen und Mitarbeiter d  1esen hohen
sehend leiten Der an 1st mıt dieser Besetzung ang uUunSsSerer Wiedergutmachungsprax1s aufrechtzuerhalten
der Stelle sehr 108 erstanden In der Sitzung VO:| 10 August und jedem Berechtigten ZUu geben Ww”qadsS ıhm zusteht un!|
haben die Sprecher samtlicher Fraktionen hre enug- zusteht nach dem Geist rıchtig verstandener Vieder-

hierüber ausgedrückt Es damıt S \lann auf gutmachung an and der geltenden Bestimmungen
diesen verantwortungsvollen Posten der kraft Le- Die Wiederzutmachung ıun Lande Baden-Württemberg 1ıst
bens- und Berufserfahrung, kraft schweren Verfolg- WLiedergutmachung i Austers iır werden
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denten von Baden-Württemberg, Dr. Gebhard Müller, be-
schwert ..." (Aus ‚Frankfurter Allgemeine Zeitung', Nr. 180, 
vom 3. 8. 54.) 

Maßnahmen des Journalistenverbandes und der Landes-
pressekonferenz. Der Jounalistenverband hat unmittelbar 
danach ein Verfahren gegen clic beiden Pressevertreter ein-
geleitet. Das Nähere über den Vorgang, wie der Privatbrief 
bekannt wurde, s. u. S. 22. 
Die Landespressekonferenz Baden-Württemberg hat am 
13. 8. 1934 nach eingehender Beratung den für die fahr-
lässige Übergabe der Abschrift des Briefes an den Minister-
präsidenten verantwortlichen Journalisten aus der Landes-
pressekonferenz ausgeschlossen. (Aus ‚Stuttgarter Zeitung', 
Nr. 188 vom 14. 8. 1954.) 

Küster verzidztet auf Bezüge: Auf die Anordnung des Justiz-
ministers. „ohne Anerkennung einer Rechtspflicht und stets 
widerruflich" die Bezüge Küsters ohne Ministerialzulage bis 
zum, 31. Dezember 1934 weiterzuzahlen. sdireibt Küster an 
den Justizminister: .,Er verkenne das Wohlwollen der Per-
sönlichkeiten, die die Anordnung erwirkt hätten. nicht. 
Dennoch müsse er bitten, die Anordnung aufzuheben oder 
den Vollzug auszusetzen. Er stehe noch vor der Aufgabe. 
seine am 6. Juli vor dem Finanzausschuß aufs empfindlich-
ste angetastete Ehre wieder herzustellen. Dazu müsse er 
volle Freiheit haben. Diese habe er nicht, wenn er Leistun-
gen empfange, die ihm nach der Auffassung der Regierung 
rechtlich nicht zustünden....* (Aus ‚Stuttgarter Zeitung', 
Nr. 186 vom 12. 8. 1954.) 

Vom 11. 8. 54 schreibt die Stuttgarter Zeitung (Nr. 185): 

Berufung Perlens gebilligt. Ministerrat und Landtag Baden-
Württembergs haben die Berufung des Oberlandesgerichts-
präsidenten Perlen zum neuen Leiter der Abteilung Wieder-
gutmachung im Justizministerium gebilligt. Ministerpräsi-
dent Dr. Müller sagte dazu vor der Landespressekonferenz, 
Die Persönlichkeit Perlens, seine politische Vergangenheit 
und seine Sachkenntnis in Fragen der Wiedergutmachung 
bieten die Gewähr dafür. daß die Versicherung der Landes-
regierung, sich mit aller Kraft für die Wiedergutmachung 
einzusetzen, nicht auf dem Papier stehen werde. Der Mini-
sterpräsident sagte, Perlen sei nicht nur kommissarisch mit 
dieser Aufgabe betraut. 
Justizminister Dr. Wolfgang Haußmann erklärte vor dem 
Landtag, die Regierung hoffe. daß über die Einigung auf 
die Person des ehemaligen Oberlandesgerichtspräsidenten 
volles Einvernehmen herrsche. Er würdigte die Bedeutung 
Perlens und meinte, er sei der Beste, den das Land für die-
sen Posten habe. Auch Küster, der Perlen immer ‚seinen 
väterlichen Freund und Berater' genannt habe, müsse von 
der Wahl seines Nachfolger befriedigt sein. 

Justizminister Dr. Wolfgang Haußmann führte in dem 
Schlußwort seiner Ansprache anläßlich der Amtseinführung 
des Oberlandesgerichtspräsidenten a. D. Perlen am 12. Au-
gust 1954 aus: 

„... Die Wiedergutmachung soll im Lande Baden-Würt-
temberg in vorbildlicher Gesinnung und in vorbildlicher 
Weise fortgeführt werden. Das ist der Wunsch der Volks-
vertretung, der Landesregierung und auch mein eigener 
Wunsch. Es ist deshalb eine besondere Freude und Genug-
tuung, daß sich Herr Oberlandesgerichtspräsident a. D. 
Robert Perlen bereitgefunden hat. die Wiedergutmachungs-
abteilung des Justizministeriums — wenigstens vorüber-
gehend — zu leiten. Der Landtag ist mit dieser Besetzung 
der Stelle sehr einverstanden. In der Sitzung vom 10. August 
haben die Sprecher sämtlicher Fraktionen ihre Genug-
tuung hierüber ausgedrückt. Es tritt damit ein Mann auf 
diesen verantwortungsvollen Posten. der kraft seiner Le-
bens- und Berufserfahrung, kraft seines schweren Verfolg- 

tenschicksals, kraft seines hohen Ansehens und seiner hohen 
Staatstellungen und vor allem kraft seiner Fähigkeiten und 
seines guten Willens der Beste und Würdigste ist. den das 
Land für dieses Amt überhaupt ewintten konnte..." 

Bedauerlich ist nur. daß der Ausdruck einer unvcründer-
ten Wiedergutma.chumspolitik einicermaßen kontrastiert 
mit den 'Worten, die der Bericht des J. M. (S. ,1) ausspticht, 
daß nämlich seit Inkrafttreten des Bundesentschädigungs-
gesetzes (BEG) von einer Wiedergutmachungspolitik des 
Landes überhaupt nicht - mehr die Rede sein könne, da dies 
Gesetz alles regele und unabhängige Richter darüber ent-
schieden. Der Herr Justizminister vergißt hierbei, daß die 
Hauptarbeit der Wiedergutmachung nicht von den Rich-
tern, sondern von den Verwaltungsbehörden geleistet wird, 
daß die Durchführung des BEG ausschließlich Angelegen-
heit der Länder ist, und daß zahlreiche Zweifelsfragen, um 
das BEG anzuwenden, sich ergeben und eine Stellungnahme 
des Leiters erfordern. Wie der Herr Justizminister weiß, 
ist gegenüber dem BEG das günstigere Landesrecht in Kraft 
geblieben, auch das Recht der französischen Zone bedarf 
noch der Berüdcsichtigung. So ergeben sich überall zahlreiche 
Gelegenheiten, durch Stellungnahme eine einheitliche Pra-
xis zu sichern. 

Oberlandesgerichtspräsident a. D. Perlen hielt anläßlich 
seiner bereits oben erwähnten Amtseinführung am 12. Au-
gust 1954 die folgende Rede: 

„Herr Justizminister! Meine Damen und Herren! 
Sie haben soeben aus dem Munde des Herrn Ministers ge-
hört, welche Umstände es sind. die dazu führten, daß ich 
die Leitung der Abteilung Wiedergutmachung übernom-
men habe — ich darf vielleicht auch sagen: übernehmen 
mußte. Ich darf vorweg bemerken, daß ich erhebliche Be-
denken zu überwinden hatte. In meinen Jahren und aus 
dem Ruhestand heraus, der die Entschlußkraft nicht gerade 
fördert, wagt man sich nicht mehr leicht an eine neue und 
ungewohnte Aufgabe, und um so schwerer an eine so schwie-
rige wie bedeutsame, wie es die Wiedergutmachung ist. 
Daß daneben auch noch andere Bedenken zu überwinden 
waren, will ich nur nebenbei bemerken. Sie dürfen es mir 
daher schon glauben. daß ich, wie auch der Herr Minister 
ausgeführt hat. ein Opfer gebracht habe. Aber die Wieder-
gutmachung ist ein Opfer wert, und so soll mich mein Ent-
schluß nicht gereuen. 
Die Bewältigung einer neuen Aufgabe wird wesentlich 
leichter, wenn man das Bewußtsein haben darf, das Ver-
trauen der Persönlichkeiten zu genießen, deren Urteil 
einem wichtig sein muß. Die Aufnahme, welche die Be-
kanntgabe meiner Ernennung im Landtag gefunden hat 
— das ist soeben von dem Herrn Justizminister ebenfalls 
hervorgehoben worden —. ist mir eine wertvolle Unter-
stützung. Es ist mir aber auch ein sympathischer Gedanke. 
daß Otto Küster, für dessen Verbleiben bei seiner Lebens-
aufgabe ich mich redlich bemüht habe, wie ich erfuhr, es 
besonders begrüßt hat. daß gerade auf mich seine Lebens-
aufgabe übergegangen ist.  
Meine Damen und Herren! Sie haben sowohl von dem 
Herrn Ministerpräsidenten wie dem Herrn Justizminister 
gehört, daß sich an der Praxis der Wiedergutmachung nichts 
ändern werde. Dies ist selbstverständlich. Diese Wieder-
gutmachung in Baden-Württemberg hat über die Grenzen 
unseres Landes und der Bundesrepublik hinaus Beathtung 
und Anerkennung gefunden. Wir dürfen ohne Überheb-
lichkeit sagen. sie ist vorbildlich. Es ist unsere Aufgabe, 
meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, diesen hohen 
Rang unserer Wiedergutmachungspraxis aufrechtzuerhalten 
und jedem Berechtigten zu geben. was ihm zusteht. und 
zwar zusteht nach dem Geist richtig verstandener Wieder-
gutmachung an Hand der geltenden Bestimmungen. 
Die Wiedergutmachung im Lande Baden-Württemberg ist 
die Wiedergutmachung Otto Küsters. Wir werden, wenn 
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w1r ihren hohen Kang und ılıren Charakter erhalten wol- 1I) Stimmen e üster
len. Un grundsätzlıch dus bishernee, Von scinem Geist [la) Eın amGetragene anschlichen mMUSSCN. (Sperrung durch die edak-
tıon.) Dazu, meine \litarbeiterinnen und Mitarbeiter, erbıtte Uon Dr. alter Schwartz, Berlin
iıch mır Ihre Unterstützung.” Wir leben 1m Zeitalter der großen Worte NieIrotz der Persönlichkeit VO'!  - Herrn Oberlandesgerichts- s1e feil wıe heute: Nıe sınd S$1e oft un schmäh-
präsıdent , Perlen, dıe uüber allem Zweitfel erhaben ıst, lich milsbraucht worden. Wenige NUur meinen aufrichtig,ıst 1e allgemeine Reaktion skeptisch. abgesehen davon. w as S1iEe «l ur SUANZ weniıge andeln danach ÖOttodaiß Oberlandesgerichtspräsident Perlen bisher nıt Aü- Küster ist eıner VvVon ihnen.
ster engsicr Zusammenarbeit un! nun alleın diese uber-
große Arbeitslast bewältigen hat Kecht und Gerechtigkeit sınd ıcht e1ıns. Das Recht ıst

die Wirklichkeit. die den Sinn hat, der Gerechtigkeit
ZUu dienen (Radhruch). bedurtfte einer Kechtszerstö-Dr. Van Dam schreıibt hierzu (Allgemeine (ung unvorstellbaren Ausmal(lses, diese elementareWochenzeitung der Juden, Nr. 19) Erkenntnis wieder ın das Bewußtsein der Allgemein-

Die Regierung von Baden- Württemberg Mag den ehr- heit zurückzubringen. Nur die schöpferische Krafit des
en Willen haben. die Wiedergutmachung In der gle1i- Rechtsgewissens konnte auf dem Irummerfeld des Jah-
chen Weise wıe biısher fortzuführen. Sie wırd nıcht verhin- r6s 045 das Haus des Rechts Neu erbauen.
dern können. daß 1e€ iristlose Entlassung eınes Mannes Ötto Küster gehorte denen, die sıch dieser Aufgabe
wıe  - Küster als ag dıe Wiedergutmachung auf- AUS Gewissensnot verpflichtet ühlten. Der Maord
getaß wiıird Un sıch daher auswirkt. Die Folge .  ıst eine AMıllıonen War nıcht mehr ungeschehen ZUu machen. aber
weitgehende Entmutigung der Wiedergutmachungsdezer- die Schändung des ts konnte un: mufßte durch die
nenten der Bundesrepublik, dıe Verstärkung der bereits Wiedergutmachung des Unrechts ausgetilgt werden.
bestehenden Abneigung geeigneter Krälte. auf diesem Sek- Ihm und den Männern gleichen Sınnes Wr die Wie-
tor des staatlıchen Lebens Zu arbeıiten. Die Befriedigung. derherstellung des Rechts nıcht NUur eın menschenfreund-
eınen lästigen. wenn auch tüchtigen AMitarbeiter verloren es Werk sondern eiıne Katharsis der Nation. „ Wie-

haben, dürfte den Schaden nıcht aufwiegen... dergutmachung als elementare Rechtsaufgabe” Wur der
Kann es ve  rtie werden, ınen überaus ähigen Sach- aufrüttelnde Tıtel seıner Frankfurter Rede und gleich-
verständigen pfer seiner eigenen Zivilcourage weI - zeıtig das Grundmotiv seiner Arbeıt die NUun

dramatischen un: bedrückenden Umständen ZU-jen Zu lassen, seiner Gradlinigkeit im Dienste des ts. mindest ın ıhrem bisherigen Rahmen eın vorzeıitigesfür dessen Durchsetzung auf nıemanden Rücksicht nahm., Fnde gefunden hat Küster ZINg nıcht schr dieinsbesondere nıcht auf eigene Interessen. wıe dies be: einem
Familienvater von sıeben Kindern naheliegend eCWESICH

austeilende als E dıe wiederaufrichtende Grerechtig-
keit des Aristoteles s Uu. 36], jenes Dikaion dasware” Einem solchen \lann gebührt unsere uneingeschränkte OTr den „Urschrei der Gerechtigkeit” nannte. ecC| ohneHochachtung. Auch der Ersatz küusters durch ‚einen ANTO- Dienst AN der Gerechtirkeit Wr die odliche Gefahr.sehenen udıschcen Juristen aınnn dıe erschütternde Trag-

weite der fristlosen Entlassung eines Mannes. dessen Wir- BEeDEN die — ım Bezirk der Wiedergutmachung un:

ken seinem anı einen hohen Zuwachs moralischen: muüdlich angekämpit hat
Küster. wıe kaum eın anderer, War dieser Aufgaberedi!| ebracht hat, in keiner Weise ıIn anderem Lichte ausersehen. Miıtschaffen Recht ist eine hohe Kunst.erscheinen lassen. 1e@ verlangt. WIE jede Kunst. mehr als bloßes Ergrif-

Bei der rmut der Bundesrepublik an Persönliciukeiten. die fensein: S1i@e Ordert Können. Was zuch immer CT ın s@e1-
echten Wicdergutmachungswillen mıit hervorragender Sach- Bereich schuf. Wr wus auch seıne (segner
kundigkeit vereinen. erschiene als selbstverständlich. tto gestehen multen schlechthin meisterlich. Der
Küster eiınen atz auf dem Gebiet zuzuwelsen. auf dem ıhm erarbeitete und seiner Feder stammende Bun-
bereits sovıel Gutes geleistet hat und in Zukunft eisten desratsentwurf Entschädigungsgesetz wWar eıne voll-
könnte. Das Selbstverständliche geschieht aber zuweilen endete gesetzgeberische Leistung inhaltlıch eın \lu-
nıcht, önl Empfindlichkeiten auf lem Spiele abwägender Gerechtigkeit, echnisch eın Vorbild
stehen!.“ An Klarheit, sprachlich eın Anlaß bewundernden Ver-

gnügens durch Schlichtheit und Eindringlichkeit ım
Prof. Dr rz? und Prof. Dr. B Q h referierten ım  H Frank- Aus
turt 77  Der lie Kritik Bundesentschädigungsgesetz Miıtschaffen Recht ist stets eın Kampf ums Recht der
aDel wurde mitgeteilt, daß €in Arbeitskreis, bestehend aus Alut und Herzensstaäarke verlangt. In den langen Jahren
Üertretern des Bundestages, des Bundesrats und der Bun- se1nNes, leider oft einsamen. Kampfes hat Küster bewie-
desminiısterien »wecks h  D 4} g des gebiüdet SCH,;, nicht nur eın überragender Könner, SONMN-
zworden $£E1. Die neunmanatıge Üerzögerung des Erlasses der dern auch eın tapferer und streitbarer Riıtter für die
Durchführungsbestimmungen wnrd auf den Gerechtigkeit 16t. Voller Schrecken mußten WIır er-
Manzgcel MN Beamlten zurückzeführt! Beim bisherigen Tembo en daß gerade jesen Eigenschaften der Haiß sıch
S  üurde die Bearbeitung der Anträge . E Jahre dauern. entzundete. dem Opfer gefallen st. Die Kom-
Es Ale geeigneten Arbeitskräfßflen und die Versetzung promißlosigkeit seiner Überzeugung, die ım der
ß die Entschädigunzsbehörden werde als Strafe empfun- ewißheit seines Glaubens zuwachst, wWar Schwäche und

Starke zugleich. Sie trug ıhm zahlreiche Widersacherden. weun _.n'e keine Beförderungsmöglichkeiten biete.

(In: iIsraelitisches Wodcıhenblatt der Schweiz 5+4, |Zürich,
ein, aber Ssie allein gab ihm die ra die Trägheit der
Herzen überwinden und ın mühseliger Kleinarbeit,3. 15.) mıt einem Häuflein Gleichgesinnter, der wiederauf-
richtenden Gerechtigkeit In seinem Heimatlande eın
bleibendes Mal errichten.seiner Botschaft diesjährisen jüdischen ‚Neujahrsfest der

Zentrairut der Juden Deutschland } m insbesondere ruüh:
die geringe Dewertung der azusgezeichneten Arbeit jener uts:  n,

NVErSESSCH bleibt Küuüsters wahrhaft adlıge Haltung in
d  ıe siıch die Wiedergzutmachung nationalsuzialistischen Unrechts und

der Krise der Haager Verhandlungen, un  Cn das
dıe Herstellun: eines echten edens zwischen den versch:edenen vielleicht grohe Opfer. das mıiıt seinem Kücktritt
(erupnen AA Cll  4  1l aben u AL  :  1e Wıiuhenz:  e  ' der cerechten D  x  'Fı brachte. Als C  S U das Bundes-
un HUr (  €  A  n | \ Wr - -  ‚, entschädiyungszesetz IN M C WICCECTUM. der

11

wir ihren hohen Rang und ihren Charakter erhalten wol-
len. UM grundsätzlich an das bisherige. von seinem Geist 
Getragene ansAlie ßen mässen. (Sperrung durch die Redak-
tion.) Dazu, meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, erbitte 
ich mir Ihre Unterstützung: 

Trotz der Persönlichkeit von Herrn Oberlandesgerichts-
präsident a. D. Perlen, die über allem Zweifel erhaben ist, 
ist die allgemeine Reaktion skeptisch. abgesehen davon. 
daß Oberlandesgeriditspräsident Perlen bisher mit R. A. Kü-
ster in engster Zusammenarbeit und nun allein diese über-
große Arbeitslast zu bewältigen hat. 

Dr. van Dam schreibt hierzu vom 13. 8. 54 (Allgemeine 
Wochenzeitung der Juden, Nr. 19): 

„... Die Regierung von Baden-Württemberg mag den ehr-
lichen Willen haben. die Wiedergutmachung in der glei-
chen Weise wie bisher fortzuführen. Sie wird nicht verhin-
dern können. daß die fristlose Entlassung eines Mannes 
wie Küster als Schlag gegen die Wiedergutmachung auf-
gefaßt wird und sich daher so auswirkt. Die Folge ist eine 
weitgehende Entmutigung der Wiedergutmachungsdezer-
nenten in der Bundesrepublik, die Verstärkung der bereits 
bestehenden Abneigung geeigneter Kräfte, auf diesem Sek-
tor des staatlichen Lebens zu arbeiten. Die Befriedigung. 
einen lästigen. wenn auch tüchtigen Mitarbeiter verloren 
zu haben, dürfte den Schaden nicht aufwiegen ... 

Kann es verantwortet werden, einen überaus fähigen Sach-
verständigen zum Opfer seiner eigenen Zivilcourage wer-
den zu lassen, seiner Gradlinigkeit im Dienste des Rechts. 
für dessen Durchsetzung er auf niemanden Rücksicht nahm. 
insbesondere nicht auf eigene Interessen. wie dies bei einem 
Familienvater von sieben Kindern naheliegend gewesen 
wärt? Einem solchen Mann gebührt unsere uneingeschränkte 
Hochachtung. Auch der Ersatz Küsters durch •einen ange-
sehenen jüdischen Juristen kann die erschütternde Trag-
weite der fristlosen Entlassung eines Mannes. dessen Wir-
ken seinem Lande einen hohen Zuwachs an moralischem 
Kredit gebracht hat, in keiner Weise in anderem Lidge 
erscheinen lassen. • 

Bei der Armut der Bundesrepublik an Persönlichkeiten, die 
echten Wiedergutmachungswillen mit hervorragendei Sach-
kundigkeit vereinen. erschiene es als selbstverständlich, Otto 
Küster einen Platz auf dem Gebiet zuzuweisen, auf dem er 
bereits soviel Gutes geleistet hat und in Zukunft leisten 
könnte. Das Selbstverständliche geschieht aber zuweilen 
nicht, wenn persönliche Empfindlichkeiten auf dem Spiele 
stehent.* 

Prof. Dr. Brill und Prof. Dr. Böhm referierten in Frank-
furt über die Kritik am Bundesentschädigungsgesetz (BEG). 
Dabei wurde mitgeteilt, daß ein Arbeitskreis, bestehend aus 
Vertretern des Bundestages. des Bundesrats und der Bun-
desministerien zwecks Verbesserung des BEG gebildet 
worden sei. Die neunmonatige Verzögerung des Erlasses der 
Durchführungsbes.timmungen wird auf den 
Mangel an Beamten zurückgeführt! Beim bisherigen Tempo 
-würde die Bearbeitung der Anträge 13-20 Jahre dauern. 
Es fehle an geeigneten Arbiitskrüflen und die Versetzung 
an die Entschädigungsbehörden werde als Strafe empfun-
,den. weil sie keine Beförderungsmöglichkeiten biete. 

fin: Israelitisches Wochenblatt der Schweiz 34. [Zürich, 
.20. 8. 1934.] 34. S. 13.) 

1 In seiner Botsdiaft zum diesjährigen jüdischen Neujahrsfest sagt der 
Zentrairat der Juden in Deutschland w a.: insbesondere berührt 
ms* die geringe Bewertung der ausgezeichneten Arbeit jener Deutschen. 
die sich um die Wiedergutmadlung nationalsozialistischen iinrechts und 
die fiersteiltim; eines educn Friedens zwischen den verschiedenen 
Gruppcn habcn . .1!1:ernci!,c %V. ■ hertici- 
tun: ticr .1 Ltden. 1 X 	r.rn 21. '). 31.;  

II) Stimmen zum Fall Küster 

11a) Ein Kampf ums Recht 

Von Dr. Walter Schwarz. Berlin 

Wir leben im Zeitalter der großen Worte. Nie waren 
sie so feil wie heute; nie sind sie so oft und so schmäh-
lich mißbraucht worden. Wenige nur meinen aufrichtig, 
was sie sagen. Nur ganz wenige handeln danach. Otto 
Küster ist einer von ihnen. 
Recht und Gerechtigkeit sind nicht eins. Das Recht ist 
die Wirklichkeit. die den Sinn hat, der Gerechtigkeit 
zu dienen (Radbruch). Es bedurfte einer Rechtszerstö-
rung unvorstellbaren Ausmaßes, um diese elementare 
Erkenntnis wieder in das Bewußtsein der Allgemein-
heit zurückzubringen. Nur die schöpferische Kraft des 
Rechtsgewissens konnte auf dem Trümmerfeld des Jah-
res 1945 das Haus des Rechts neu erbauen. 
Otto Küster gehörte zu denen, die sich dieser Aufgabe 
aus Gewissensnot verpflichtet fühlten. Der Mord an 
Millionen war nicht mehr ungeschehen zu machen. aber 
die Schändung des Rechts konnte und mußte durch die 
Wiedergutmachung des Unrechts ausgetilgt werden. 
Ihm und den Männern gleichen Sinnes war die Wie-
derherstellung des Rechts nicht nur ein menschenfreund-
liches Werk. sondern eine Katharsis der Nation. „Wie-
dergutmachung, als elementare Rechtsaufgabe -  war der 
aufrüttelnde Titel seiner Frankfurter Rede und gleich-
zeitig das Grundmotiv seiner Arbeit. die nun — unter 
so dramatischen und bedrückenden Umständen — zu-
mindest in - ihrem bisherigen Rahmen ein vorzeitiges 
Ende gefunden hat. Küster ging es nicht so sehr um die 
austeilende als um die wiederaufrichtende Gerechtig-
keit des Aristoteles [s. u. S. :36j, um jenes Dikaion, das 
er den „Urschrei der Gerechtigkeit -  nannte. Recht ohne 
Dienst an der Gerechtigkeit war die tiidliche Gefahr. 
gegen die er im Bezirk der Wiedergutmachung uner-
müdlich angekämpft hat. 
Küster. wie kaum ein anderer, war zu dieser Aufgabe 
ausersehen. Mitschaffen am Recht ist eine hohe Kunst. 
Sie verlangt. wie jede Kunst. mehr als bloßes Ergrif-
fensein: sie fordert Können. Was auch immer er in sei-
nem Bereich schuf. war — was auch seine Gegner zu-
gestehen mußten — schlechthin meisterlich. Der unter 
ihm erarbeitete und aus seiner Feder stammende Bun-
desratsentwurf zum Entschädigungsgesetz war eine voll-
endete gesetzgeberische Leistung: inhaltlich ein NIu-
ster abwägender Gerechtigkeit, technisch ein Vorbild 
an Klarheit, sprachlich ein Anlaß bewundernden Ver-
gnügens durch Schlichtheit und Eindringlichkeit im 
Ausdruck. 
Mitschaffen am Recht ist stets ein Kampf ums Recht. der 
Mut und Herzensstärke verlangt. In den langen Jahren 
seines, leider oft einsamen. Kampfes hat Küster bewie-
sen, daß er nicht nur ein überragender Könner, son-
dern auch ein tapferer und streitbarer Ritter für die 
Gerechtigkeit ist. Voller Schrecken mußten wir es er-
leben, daß gerade an diesen Eigenschaften der Haß sich 
entzündete. dem er zum Opfer gefallen ist. Die Kom-
promißlosigkeit seiner überzeugung, die ihm aus der 
Gewißheit seines Glaubens zuwächst, war Schwäche und 
Stärke zugleich. Sie trug ihm zahlreiche Widersacher 
ein, aber sie allein gab ihm die Kraft. die Trägheit der 
Herzen zu überwinden und in mühseliger Kleinarbeit, 
mit einem Häuflein Gleichgesinnter, der wiederauf-
richtenden Gerechtigkeit in seinem Heimatlande ein 
bleibendes Mal zu errichten. 
Unvergessen bleibt Küsters wahrhaft adlige Haltung in 
der Krise der Haager Verhandlungen, unvergessen das 
vielleicht zu große Opfer. das er mit seinem Rücktritt 
der gerechten Sache brachte. Als es um das Bundes-
entschädigungsgesetz ging. war er es wiederum. der 
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sıch unerschrocken zZu Sprecher derer machte, die mıiıt wurde. Sie weiguert sich eshalb, die Kündigung als eine end-
tiefer Besorgnis und Enttäuschung aber leider VOTI- gültige T atsache hinzunchmen.
gebens die Unzulänglichkeit der VON der Bun- (Aus: Allgemeıne Wochenzeitung der Juden IN/18 [Düs-desregierung gebotenen Lösung offentliıch bloßlegten.
Aus Liebe seinem un in unbeirrbarer TIreue scl<%orf ; 34.])
ZUT Gerechtigkeit rief Sr In der Freiburger kede Zum

„Ungehorsam AUS hoherem Gehorsam” auf wıe jener ITc) Lceawıilt bedauuert Austers Entlassung
märkiısche ‚deimann Aaus der Rede des Bund«espräsiden- Der Leiter des JOINT. Moses Leavitt. der An der Spitzeten INn Juli der „Ungnade wählte Gehorsam der Delegatiıon der jüdischen Weltorganisation stand, diekeine Lhre brachte“ Nıcht Mißachtung des Geset- 1952 miıt der deutschen Regierung Im aag das Wiedergut-ZCS, sondern Achtung VOT der Rechtsidee mußte er
dieses enttäuschendste er deutschen Nachkriegsgesetze machungsabkommen verhandelte. hat ın C York
tiefinnerlich ablehnen [s. Ö, S.6 e August ıne Erklärung herausgegeben, ın der „scın

tiefes Bedauern über die ku  lıche Entwiclung ın Deutsch-
Küster darf die Genugtuung aDen, daß c ® wenn 2uch land, die der Entlassung tto husters als Leiter der
nıcht ın den ugen seiner regierenden Miıtbürger, so Wiedergutmachung ın Baden- Württemberg führte”, A US-
doch ım Bewudftsein der Offentlichkeit, VOrTrT em
Kerhalb der deutschen Grenzen, dıe Ehre seiner Nation

druct. Leayvitt, der nicht gerade Zu jenem Typ von Men-
schen gehört. die sich eı von Gefühlen hinreißen lassen,auf dem Felde des Rechts wieder hergestellt hat Den erklärte: „Otto Küster ıst BCcNnN seiner Entschlossenheit be-

Opfern des Unrechtstaates ıst dıe Verkörperung des kannt. ine gerechte Wiedergutmachung für das durch dıeleidenden un! tatıgen Gewissens, seinem olk der e1- Nazis verursachte Unrecht sıchern. hat sıch die Dank-
folgreichste Botschafter des Rechts BCEWEICH., barkeit Vo tausenden der pfer des NS verdient, denen
Möge sıch fügen, daß Von\n einem anderen Platze durch se1ne unermüdlichen Anstrengungen geholfen hat.

den Kampf Recht, se1ınen Kampf Recht. gıbt manche, selbst in den Kreisen der Betroffenen, die
Siege weiterführen darf hne ıhn ist die Küsters Weigerung. sıch ıIn den bürokratischen Apparat e1n-

zuordnen, ritisch betrachten. Sie haben die Persönlichkeitgerechte Sache ATE este
nıcht erfaßt, dıe SIch. wıe  H; einmal Einstein
drückte, ‚lieber In ücke schlagen lassen wurde, als einer

IIb) Stimmen von erfolgten a  ache dienen, die für schlecht hielt‘.“
Mr. Leavitt gab der Hoffnung Ausdruck, daß man WegeVon den ausländischer Vereinigun-

der Verfolgten : wir dıe ([olgenden: und Mıttel en moge, „das große Wıssen, die Er-

utzlıch machen“.
fahrung und die ıngabe VO: tto kKuüster auch in Zukunft

Gegen eın Ausscheiden von uster protestierten
Die OÖffentlichen Anwälte ın Baden- Württemberg; (s u.) Der au, New York 8/920. vgl auch Allgemeine Wochen-
Die Arbeitsgemeinschaft der Vertretungen politisch, rassı. zeıtung der en In eu! (Düsseldorf, I7
un relig10s Verfolgter, Berlin Zentralrat der ul  en ın 34.]Deutschland; esra! für Freiheit und Recht, die ayerische
Organisation der emalıgen Verfolgten; Die. Verfolgten-
organisation ın OÖstfriesland. Die Wiedergutmachungsrecht- eıtere ausländische St  immen:
ıche Arbeitsgemeinschaft Baden- Württemberg übermit-
telte dem Ministerpräsidenten Dr. Gebhard Müller unt FPeIDEN den CHESCACH Generalkonsul € UYork

r VOoRn CIner Reihe Persönlichkeiten, welche IM deutschendem 19 Juli die folgende Erklä  ng 56 Maß- öfßfentlichen Lehen Hıdler füh: dSicklungen innchatten, heißt
nahme ist eın  H+ offener ngriff KCRCN dıe zier1ı proklamierte
Verplfli  ung der Bundesregijerung, - pfer des National- s O 8 X:  üster gilt hier nach seinem mannhaften Ver-
sozjalısmus zZu entschadigen, soweıt überhaupt moöglıch halten iIm Haag, seincr Frankfurter Nede uüber die wieder-
ist. Das bisherige Wirken des Staatsbeauftragten hat inter- herstellend! und die austeilende Gerechtigkeit. seinem Vor-
natiıonale Anerkennung gefunden und damıt ijeder- tra|; über das Gesetz der unsiıcheren an ın Freiburg und
herstellung des deutschen Ansehens der Welt ernebi? vielen anderen auire  en Bekenntnissen als eın ymbo.
beigetragen. des eutschen Wiedergutmachungswillens, als das Gewissen
undespräs  ıdent und undeskanzler haben die jedergut- Deutschland In der Wiedergutmachung. Die Kaltstellung
machung als ine hochpolitische Autgabe der Bundesrepu- eines Ichen Mannes, der als Vorkämpfer für den Vieder-
blik verkündet, .  Lıe esonderem Maß  kn geeignet ıst, C gutmachungsgedanken in der Bundesrepubli| weiıt über die
deutsche B- wıe der Herr Bundespräsident eu! Grenzen hinaus und insbesondere hier ekannt
gedrück hat *— tilgen. geworden ist, eben jetzt, wäh die versprochene No-
Die Landesregierung S sıch also I3 ihrer eidung vVe: BEG ffenbar Scheidewege angelangt, aber
in eınen unvereinbaren iderspru der ıhr obliegenden nicht m Zıel ıst, wird S allen denen, mıt denen wır
Verpllichtung gegenüber denjenigen Menschen. die sıch durch ın der Auffassung e1ns WISSEeN, oder die WITr beraten
iıhren Wiıderstand die nationalsozialistische Gewalt- und vertreten, nicht verstanden und aufs äußerste edau-
herrscha: eın unbestreitbares Verdienst um E3 Wohl chreiben ıst unterzeıichnet on Dr.
deutschen Volkes und Staates erworben haben. amburger und Dr. F, Arnold, Mitglied der Rechts-
Die Wiedergutmachungsrechtliche Arbeitsgemeinschaft nwaltschaft Im Staate New ork. vormals Berlin:; Dr.
hebt ahner S den am  R der Landesregierung Baden- Äron., VOTrTIN. Vorsitzender des Geschäftsaus-
Württemberg chärfsten Protest fordert seıne Un Ver- schusses der Berliner arztliıchen Standesvereinigungen; Prof.
ügliche Aufhebung Dr. Hans Simons, Präsident der Neuen ule für oziale
Die „Vereinigung der 19353 gemaßregelten Kommunal- und orschung, Regierungspräsident a [Liegni Dr. Ro-
Körperschaftsbediensteten  ‚ . Baden”, die korporativ der „Wie- bert Singer. Präsident Mueller und dinger NC., VOTrMmM. Mit-
dergutmachungsrechtlichen Arbeitsgemeinschaft Baden- Würt- xlie, der Geschäftsführung d  ® Reichsverbandes der deut-
temberg” beigetreten st. hat siıch dem Protest der Arbeits- schen Industrie: Prof. Dr. Hans Staudinzer, ekan, Gra-
gemeinschaft dıe Kündigung des Wiedergutmachungs- duate Facultv der Neuen ule für Soziale Forschung;
beautftragten in Baden- Württemberg, tto Küster,  . angeschlos- Staatssekretär D.: Dr. Jaulius Lergert, Mitglied der echts-
scH. Die Vereinigung ist der Ansicht. das Ausscheiden anwaltschaft ım Staate New Or Präasident der Amerika-
hüsters ine Bedrohung der Wiedergutmachung darstellen nischen Vereinigung ehemaliger europäischer Juristen.
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sich unerschrocken zum Sprecher derer machte, die mit 
tiefer Besorgnis und Enttäuschung — aber leider ver-
gebens — die ganze Unzulänglichkeit der von der Bun-
desregierung gebotenen Lösung öffentlich bloßlegten. 
Aus Liebe zu seinem Volk und in unbeirrbarer Treue 
zur Gerechtigkeit rief er in der Freiburger Rede zum 
..Ungehorsam aus höherem Gehorsam -  auf. wie jener 
märkische Edelmann aus der Rede des Bundespräsiden-
ten zum 20. Juli. der ..Ungnade wählte, wo Gehorsam 
keine Ehre brachte". Nicht aus Mißachtung des Geset-
zes, sondern aus Achtung vor der Rechtsidee mußte er 
dieses enttäuschendste aller deutschen Nachkriegsgesetze 
tiefinnerlich ablehnen [s. o. S.63. 
Küster darf die Genugtuung haben, daß er, wenn auch 
nicht in den Augen seiner regierenden Mitbürger, so-
doch im Bewußtsein der Öffentlichkeit, vor allem au-
ßerhalb der deutschen Grenzen, die Ehre seiner Nation 
auf dem Felde des Rechts wieder hergestellt hat. Den 
Opfern des Unrechtstaates ist er die Verkörperung des 
leidenden und tätigen Gewissens, seinem Volk der er-
folgreichste Botschafter des Rechts gewesen. 
Möge es sich fügen, daß er von einem anderen Platze 
aus den Kampf ums Recht, seinen Kampf ums Recht. 
zum Siege weiterführen darf. Ohne ihn ist es um die 
gerechte Sache arg bestellt. 

11b) Stimmen von Verfolgten 

Von den zahlreidien Protesten deutscher und ausländischer Vereinigun-
gen der Verfolgten des NS nennen wir die folgenden: 

Gegen ein Ausscheiden von R. A. Küster protestierten u. a.; 
Die öffentlichen Anwälte in Baden-Württemberg; (s u.); 
Die Arbeitsgemeinschaft der Vertretungen politisch, rassisch 
und religiös Verfolgter, Berlin: Zentralrat der Juden in 
Deutschland; Landesrat für Freiheit und Recht, die bayerische 
Organisation der ehemaligen Verfolgten; Die. Verfolgten... 
organisation in Ostfriesland. Die Wiedergutmachungsrecht-
liehe Arbeitsgemeinschaft in Baden-Württemberg übermit-
telte dein Ministerpräsidenten Dr. Gebhard Müller unter 
dem 12. Juli 1954 die folgende Erklärung: „... Diese Maß-
nahme ist ein offener Angriff gegen die feierlich pröklamierte 
Verpflichtung der Bundesregierung, die Opfer des National-
sozialismus zu entschädigen, soweit dies überhaupt möglich 
ist. Das bisherige Wirken des Staatsbeauftragten hat inter-
nationale Anerkennung gefunden und damit zur Wieder-
herstellung des deutschen Ansehens in der Welt erheblich 
beigetragen. 
Bundespräsident und Bundeskanzler haben die Wiedergut-
machung als eine hochpolitische Aufgabe der Bundesrepu-
blik verkündet, die in besonderem Maße geeignet ist, die 
‚deutsche Scham' — wie es der Herr Bundespräsident aus-
gedrückt hat zu tilgen. 
Die Landesregierung setzt sich also mit ihrer Entscheidung 
in einen unvereinbaren Widerspruch zu der ihr obliegenden 
Verpflichtung gegenüber denjenigen Menschen. die sich durch 
ihren Widerstand gegen die nationalsozialistische Gewalt-
herrschaft ein unbestreitbares Verdienst um das Wohl des 
deutschen Volkes und Staates erworben haben. 
Die Wiedergutmachungsrechtliche Arbeitsgemeinschaft er-
hebt daher gegen den Beschluß der Landesregierung Baden-
Württemberg schärfsten Protest Und fordert seine unver-
zügliche Aufhebung 
Die „Vereinigung der 1933 gemaßregelten Kommunal- und 
Körperschaftsbediensteten Baden, die korporativ der „Wie-
dergutmachungsreditlichen Arbeitsgemeinschaft Baden-Würt-
temberg" beigetreten ist. hat sich dem Protest der Arbeits-
gemeinschaft gegen die Kündigung des Wiedergutmachungs-
beauftragten in Baden-Württemberg, Otto Küster, angeschlos-
sen. Die Vereinigung ist der Ansicht. daß das Ausscheiden 
Küsters eine Bedrohung der Wiedergutmachung darstellen 

würde. Sie weigert sich deshalb, die Kündigung als eine end-
gültige Tatsache hinzunehmen. 
(Aus: Allgemeine Wochenzeitung der Juden. IX718. [Düs-
seldorf, 6. 8. 3-1.)) 

1k) Lcavitt bedauert Küsters Entlassung 

Der Leiter des JOINT. Moses A. Leavitt. der an der Spitze 
der Delegation der jüdischen Weltorganisation stand, die 
1952 mit der deutschen Regierung im Haag das Wiedergut-
machungsabkommen verhandelte. hat in New York am 
15. August eine Erklärung herausgegeben, in der er „sein 
tiefes Bedauern über die kürzliche Entwicklung in Deutsch-
land, die zu der Entlassung Otto Küsters als Leiter der 
Wiedergutmachung in Baden-Württemberg führte", aus-
drückt. Leavitt. der nicht gerade zu jenem Typ von Men-
schen gehört. die sich leicht von Gefühlen hinreißen lassen, 
erklärte: „Otto Küster ist wegen seiner Entschlossenheit be-
kannt. eine gerechte Wiedergutmachung für das durch die 
Nazis verursachte Unrecht zu sichern. Er hat sich die Dank-
barkeit von tausenden der Opfer des NS verdient, denen 
er durch seine unermüdlichen Anstrengungen geholfen hat. 
Es gibt manche, selbst in den Kreisen der Betroffenen, die 
Küsters Weigerung. sich in den bürokratischen Apparat ein-
zuordnen, kritisch betrachten. Sie haben die Persönlichkeit 
nicht erfaßt, die sich. wie es einmal Albert Einstein aus-
drückte, .lieber in Stücke schlagen lassen würde, als einer 
Sache zu dienen, die er für schlecht hielt'.* 
Mr. Leavitt gab der Hoffnung Ausdruck, daß man Wege 
und Mittel finden möge. um „das große Wissen, die Er-
fahrung und die Hingabe von Ottä Küster auch in Zukunft 
nützlich zu machen'. 
(Der Aufbau, New York 8/20. vgl. auch Allgemeine Wochen-
zeitung der Juden in Deutschland. IX/21. [Düsseldorf, 27. 8. 
34.] S. 2.) 

Weitere ausländische Stimmen: 

In einem Schreiben an den deutsdien Generalkonsul in .Yez.2 York vom 
23. 7. 34 von einer Reihe von Persönlichkeiten, weldie im deutschen 
dientlidsiss Leben vor Hitler führende Stellungen innehatten, heißt es: 

R. A. Küster gilt hier nach seinem mannhaften Ver-
halten im Haag, seiner Frankfurter Rede über die wieder-
herstellende und die austeilende Gerechtigkeit. seinem Vor-
trag über das .Gesetz der unsicheren Hand' in Freiburg und 
vielen anderen aufrechten Bekenntnissen als ein Symbol 
des deutschen Wiedergutmadiungswillens, als das Gewissen 
Deutschland in der Wiedergutmachung. Die Kaltstellung 
eines solchen Mannes, der als Vorkämpfer für den Wieder-
gutmachungsgedanken in der Bundesrepublik weit über die. 
deutschen Grenzen hinaus und insbesondere hier bekannt 
geworden ist, eben jetzt, während die versprochene No-
velle zum BEG offenbar am Scheidewege angelangt, aber 
noch nicht am Ziel ist, wird von allen denen, mit denen wir 
uns in der Auffassung eins wissen, oder die wir beraten 
und vertreten, nicht verstanden und aufs äußerste bedau-
ert ..." Das Schreiben ist unterzeichnet von: Dr. Adolf 
Hamburger und Dr. F. W. Arnold, Mitglied der Rechts-
anwaltschaft im Staate New York. vormals Berlin; Dr. 
F. S. Aron, M. D., vorm. Vorsitzender des Geschäftsaus-
schusses der Berliner ärztlichen Standesvereinigungen; Prof. 
Dr. Hans Simons, Präsident der Neuen Schule für Soziale 
Forschung, Regierungspräsident a. D. [Liegnitz]; Dr. E. Ro-
bert Singer. Präsident Mueller und Singer Inc., vorm. Mit-
glied der Geschäftsführung des Reichsverbandes der deut-
schen Industrie; Prof. Dr. Hans Staudinger, Dekan, Gra-
duate.  Faculty der Neuen Schule für Soziale Forschung; 
Staatssekretär a. D.; Dr. Julius Weigert. Mitglied der Rechts-
anwaltschaft im Staate New York. Präsident der Amerika-
nischen Vereinigung ehemaliger europäischer Juristen. 
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Die Monatsschrifl der ‚Association of Jewish efugees Yeag! Britain) schatzen lassen. Die Lücke. dıe Schadenersatzzahlungen ın
(No 8. NZUS! '954) schrezöt. den tat reißen, st das C1NZ!  F3 Reale. das sich auf Heller

„Bedauerlicherweise kommt beunruhigende Nachricht und Pfennig nachweisen br Deshalb haben auch dıe
Deutschland. Der Mann, dessen ırken für dıe Sache der Finanzminister bei keiner anderen Ausgabenposıition so yvıel
Wiedergutmachung von stärksten moralischen Impulsen g- Mirleid miıt dem Steuerzahler wıe bei dieser.
tragen st, tto Küster, wird möglicherweiıse se1ın Amt als Wie dıe Bürokratie siehtStaatsbeauftragter tür die Wiedergutmachung ın aden-

Wenn INa  - die eis und die Beanıten der Finanzministe-Württemberg aufgeben mussen. Wenn ımmer siıch außer-
halb Deutschlands 7 weifel einem echten deutschen Wie- rıen und der Rechnungshöfe hört, könnte denken,
dergutmachungswillen, die pfer des NS au entschädigen. daß der Ge:  15t der Verschwendung niırgends größere Orgıen
erhoben, konnten WIT dıe Skeptiker beruhigen, indem WIr fejert 2ls da, eıne Nation Wiedergutmachung eısten

auf die Worte und Taten tto AKüsters verwiesen, der hat Nirgends emerkt das olk. bemerken die Gerichte,
bemerken die Wiedergutmachungsbehörden offenbar wenl1-mit Recht ‚das Gewissen der Wiedergutmachung‘ genann(t

wırd. Wiır anerkennen. daß auf dem Gebiet der Wie- ger, wıe  H sehr sie von betrügerischen Anspruchsberechtigten,
dergutmachung alısche Interessen nıcht übersehen darf, 21so VO:  ] den Opfern des Unrechts, getäuscht und über-
aber das Ausmaß, die ‚iethode und das Tempo der Wieder- tordert werden. Sie stehen vielmehr miıt offenen Taschen,

enkenden Haäanden und Mitleid überfließender pfer-gutmachung hangen wesentlich VO: dem guten Willen der
bereitschaft da. begierig, öglıchst viel Geld in möglichstär der Wiedergutmachung Beauftragten ab Wir oHen,

laß man eınen Weg finden wird. dıe Dienste dieses her- viel ausgestreckte an ZzZu werten. Deshalb muß na

vorragenden YVlannes sıchern, der das moralısche Gewicht hıer dıe Kandare mächtig anzıchen und alle AMMach Del den-
der Idee der Wiedergutmachung miıt unübertroffener Fach- jenıgen Instanzen vereinigen, deren verfassungsmäßige
kennitnis ihrer gesetzlichen rfordernisse ın sıch vereint.“ Ressortaufgabe das haushaälterische Sdparen, das mdrenen

edes Pfennigs .  st. Deshalb muß mman Vor em so Per-

[1d) Stimmen deutscher Persönlichkeiten und der Presse
dem Vollzug der Wiedergutmachung hinausdrän-

die 1m Verdacht stehen. eın weıches Herz haben
der „FPrankfurter Veuen Presse“ Nr. 6, 1954 erschıen und viel S der Moralität und anderen Imponderabilien

die nıchts mit Realpoliti| und handgreiflichem
Außerung:

der Persien AÄündigung Otto ÄKüsters VOM O, 6, 54 die folgende Nationalinteresse tun haben. Ganz besonders aber muß
sıch VOr solchen Miubürgern vorsehen. die Sar nıcht

Zum Ausscheiden tto Küsters eigentlıchen Beamtenapparat angehören und eshalb
von den verfassungsmähirgen Sparsamkeitshütern nıcht

UVon Prof. Dr. Fran:z Böhm, M.d.B/Ji wirksam auf Vordermann ebracht werden können,
wohl 1ber gencıgt sınd. {ür sich selbst et{was wıe ıne„Denn wer ertrug der Zeiıten Spott und Geißel

Den Übermut der AÄAmter und die Mma‘ reichsunmittelbare politis Verantwortung ın Änspruch Zzu

Die Unwert schweigenden Verdienst erweıst.“ nchiınen und sıch eine Stellung anzumaßen. wıe S1ie Aur einem
Minister zukommt. wiıs $Ie B-  e sınd und hoffentlich N1ie-

Shakespeare, Hamlet ınals se1ın werden. Nıcht diejenigen Mitbürger. dıe sıch
weiß. das ıst ein hartes Wort. das iıch hier 2ls Motto der Wiedergutmachung annehmen, sondern auch diejenigzen,

den Anfang gesetzt habe, und ich habe mır überlegt, ob denen das Los VOo: üchtlingen der Währungsgeschädig-
e$ gere oder taktısch klug seın würde, heute und bei ten JA Herzen liegt. werden mMır zugeben, daß diese Dar-
sesem Anlaß hinzusetzen. wıe e Shakespeare geschrieben tellung nicht übertrieben und nıcht einmal karıkiert ist.

Die Verse elen mır e1n, 218 ich die nıcht ganz ‚ Än G  d Jand gedrücktivaqır! On der Ver:  schiedung tto Küsters, urlıch ieg es SCHAU gekehrt. Nıiıemand all:des bisherigen Landesbeauftragten ur die Wiedergut-
machung ın Baden- Württemberg rhielt und Sıe drücken schwerer, in den Beutel Zu greifen, als demjenigen. der
auch geNäau AUS, W: ıch vVoO dem Vorfall m\  n einen erset: hat. Man braucht ıhm keinen
<  S1e stehenbleiben. OrmMun!ı Seite stellen. der aufpaßt, daß des Guten

nıcht Zu viel ırd. ine iNation. die entschlossen 1st.
Der „Übermut der Ämiter“ eın nrecht wiedergutzumachen eiınem schr beschei-

Die Entwicklung, die bei z seıt dem usammenbruch des denen und unzureichenden Teil wiedergutzumachen hat
Hitlerreiches stattgefunden hat, ist nıcht einheitlich. Sie vielmehr umgekehrt allen Aalaß, mıiıt -dem Vollzug der
weiıst Züge auf, die reude und Hoffnung berechtigen, Wiedergutmachung so Personen betrauen, die mıiıt
und Züge, NIa zZu Sorge Widervwillen geben, Ich dieser Aufgabe nehmen und eshalb ıhrerseits ent-
meine hier VO lem die Stabilisierung Bürokratie. schlossen sind, den taatlıchen Sparsamkeitshütern und iıhren
den „Übermut der Amter“. das Hinausdrücken überragen- Apparaten auf die Finger zu echen und diese Finger WECR-
der Außenseiter. 1e geradezu diabolische Sabotage. die zuschıeben. S sıe  H 1ZU fest und allzu geizig auf den
Teile des Behördenapparats den hervorragendsten poli- Beutel drücken.
tischen und moralischen Aufgaben unserer eıt veruben, ber wiıe soll eın Volk. ‚o eın  H Parlament anfan-
Vor em An der‘ Aufgabe der Wiedergutmachung. gen VVilänner und Frauen Gemeingeist und VO:  - „Schwei1-
Wer für zugefügten Schaden ersatzpflichtig ıst. huldigt in gendem Verdienst* Z langsam aber sıcher mahlen-
üder ege der Tugend des Sparens mit größerem Eifer und den Muühlen der beamteten Apparaturen 1ın Schutz neh-
VOTr em mıt größerem Pathos. als eine erstorte Volks- n s1e gar miıt inreichender Autorität auszustatten  3 Bis-
wirtschaft aulibdDauen oder aufrüsten will oder ns' klar VOFr her sınd ÄIche Frauen Iche MVlanner mıt unhennl:cher
Augen sie für das Geld ekommt, ausgibt. Präzision die Wand gedrück worden. auf dem Gebiet
Wiedergutmachungsopfer fließen der Tasche eraus der Wiedergutmachung bis ZUFr Stunde die unbestritten

sS1e zahlt, der s/ıel sıe nicht wieder. Sie siınd eshalb tähigste Frau und der unbestritten fähigste Ylann. Auf AN-
bei Finanzministern. Rechnungshöfen und ren Behörden- deren ıhnlichen eDıeten verhalt er sich nıcht 1e. anders.
aben nicht beliebt. Aloralitäat. Gewissen. Wicderherstellung hat denn der Ministerrat des Landes Baden- Württemberg
ıner zersturten und beleidigten Ordnung. Rechtschaffen- AA Juni beschlossen. grundlegende Wiedergutmachungs-
heitsonschen. ethischer &7  “  S das sind alles Aktivposten. erlasse künftir 488 cdie InNICrNe Zustimmung des Finanz-
die sSich ın den Eluushaltavoranschiag des DBundes und der RLINIStEFIUNS zl Linden. kr hat ferner tustgestellt, du  FA das
1 änder nıcht mit Zahlen einsectzen und nıcht in Geld ab- unabhängige Dienstverhältnis. ın dem der bisherige Wie-
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Die Monatsschri(f der ‚Association of fewish Refugees in Great Britain' 
(Xo. 8. August 1954) schreibt:  

”Bedauerlicherweise kommt beunruhigende Nachricht aus 
Deutschland. Der Mann, dessen Wirken für die Sache der 
Wiedergutmachung von stärksten moralischen Impulsen ge-
tragen ist, Otto Küster, wird möglicherweise sein Amt als 
Staatsbeauftragter für die Wiedergutmachung in Baden-
Württemberg aufgeben müssen. Wenn immer sich außer-
halb Deutschlands Zweifel an einem echten deutschen Wie-
dergutmachungswillen, die Opfer des NS zu entschädigen. 
erhoben, konnten wir die Skeptiker beruhigen, indem wir 
sie auf die Worte und Taten Otto Küsters verwiesen, der 
mit Recht ,das Gewissen der Wiedergutmachung' genannt 
wird. Wir anerkennen. daß man auf dem Gebiet der Wie-
dergutmachung fiskalische Interessen nicht übersehen darf, 
aber das Ausmaß, die Methode und das Tempo der Wieder-
gutmachung hängen wesentlich von dem guten Willen der 
mit der Wiedergutmachung Beauftragten ab. Wir hoffen, 
daß man einen Weg finden wird. um die Dienste dieses her-
vorragenden Mannes zu sichern, der das moralische Gewicht 
der Idee der Wiedergutmachung mit unübertroffener Fach-
kenntnis ihrer .gesetzlichen Erfordernisse in sich vereint.* 

IId) Stimmen deutscher Persönlichkeiten und der Presse 

In der ‚Frankfurter .Venen Presse" Xr. 133 vom 6. 7.. 1954 erschien 
nach der ersten Kündigung Otto Küsters vons 30. 6. 54 die folgende 
Äußerung: 

Zum Ausscheiden Otto Küsters 

Von Prof. Dr. Franz Böhm, M.d.B./CDU 

„Denn wer ertrüg der Zeiten Spott und Geißel. 
Den Übermut der Amter und die Schmach. -
Die Unwert schweigenden Verdienst erweist.* 

Shakespeare. Hamlet 

Ich weiß. das ist ein hartes Wort. das ich hier als Motto 
an den Anfang gesetzt habe, und ich habe mir überlegt, ob 
es gerecht oder taktisch klug sein würde, es heute und bei 
diesem Anlaß hinzusetzen, wie es Shakespeare geschrieben 
bat. Die Verse fielen mir ein, als ich die nicht ganz un-
erwartete Nachricht von der Verabschiedung Otto Küsters. 
des bisherigen Landesbeauftragten für die Wiedergut-
machung in Baden-Württemberg erhielt.' und sie drücken 
auch genau aus, was ich von dem Vorfall halte. Also mögen 
sie stehenbleiben. 

Der „Übermut der Ämter" 
Die Entwicklung, die bei uns seit dem Zusammenbruch des 
Hitlerreiches stattgefunden hat, ist nicht einheitlich. Sie 
weist Züge auf, die zu Freude und Hoffnung berechtigen. 
und Züge, die Anlaß zu Sorge und Widerwillen geben. Ich 
meine hier vor allem die Stabilisierung unserer Bürokratie. 
den „Übermut der Amter*. das Hinausdrücken überragen-
der Außenseiter. die geradezu diabolische Sabotage, die 
Teile des Behördenapparats an den hervorragendsten poli-
tischen und moralischen Aufgaben unserer Zeit verüben, 
vor allem an der' Aufgabe der Wiedergutmachung. 
Wer für zugefügten Schaden ersatzpflichtig ist. huldigt in 
der Regel der Tugend des Sparens mit größerem Eifer und 
vor allem mit größerem Pathos. als wer eine zerstörte Volks-
wirtschaft aufbauen oder aufrüsten will oder sonst klar vor 
Augen sieht, was er für das Geld bekommt, das er ausgibt. 
Wiedergutmachungsopfer fließen aus der Tasche heraus: 
wer sie zahlt, der sieht sie nicht wieder. Sie sind deshalb 
bei Finanzministern. Rechnungshöfen und ihren Behörden-
stäben nicht beliebt. Moralität. Gewissen. Wiederherstellung 
einer zerstörten und beleidigten Ordnung. Rechtschaffen-
heitspnschen. ethischer Kredit — das sind a!les Aktivposten. 
die sich in den Elau%halt.voranschiag des Bundes und der 
Länder nicht mit Zahlen einsetzen und nicht in Geld ab- 

schätzen lassen. Die Lücke. die Schadenersatzzahlungen in 
den Etat reißen, ist das einzig Reale, das sich auf Heller 
und Pfennig nachweisen läßt. Deshalb häben auch die 
Finanzminister bei keiner anderen Ausgabenposition so viel 
Mitleid mit dem Steuerzahler wie bei dieser. 

Wie es die Bürokratie sieht 
Wenn man die Chefs und die Beamten der Finanzministe-
rien und der Rechnungshöfe hört, so könnte man denken, 
daß der Geist der Verschwendung nirgends größere Orgien 
feiert als da, wo eine Nation Wiedergutmachung zu leisten 
hat. Nirgends bemerkt das Volk, bemerken die Gerichte, 
bemerken die Wiedergutmadiungsbehörden offenbar weni-
ger, wie sehr sie von betrügerischen Anspruchsberechtigten. 
also von den Opfern des Unrechts, getäuscht und über-
fordert werden. Sie stehen vielmehr mit offenen Taschen, 
schenkenden Händen und von Mitleid überfließender Opfer-
bereitsdtaft da. begierig, möglichst viel Geld in möglichst 
viel ausgestreckte Hände zu werfen. Deshalb muß man 
hier die Kandare mächtig anziehen und alle Macht bei den-
jenigen Instanzen vereinigen. deren verfassungsmäßige 
Ressortaufgabe das haushälterische Sparen. das Umdrehen 
jedes Pfennigs ist. Deshalb muß man vor allem solche Per-
sonen aus dem Vollzug der Wiedergutmachung hinausdrän-
gen, die im Verdacht stehen. ein zu weiches Herz zu haben 
und zu viel von der Moralität und anderen Imponderabilien 
zu halten. die nichts mit Realpolitik und handgreiflichem 
Nationalinteresse zu tun haben. Ganz besonders aber muß 
man sich vor solchen Mitbürgern vorsehen. die gar nicht 
dem eigentlichen Beamtenapparat angehören und deshalb 
von den verfassungsmäßigen Sparsamkeitshütern nicht 
wirksam genug auf Vordermann gebracht werden können, 
wohl aber geneigt sind. für sich selbst so etwas wie eine 
reichsunmittelbare politische Verantwortung in Anspruch iu 
nehmen und sich eine Stellung anzumaßen. wie sie nur einem 
Minister zukommt. was sie nicht sind und hoffentlich nie-
mals sein werden. Nicht nur diejenigen Mitbürger. dir sich 
der Wiedergutmachung annehmen, sondern auch diejenigen, 
denen das Los von Flüchtlingen oder Währungsgeschädig-
ten am Herzen liegt. werden mir zugeben, daß diese Dar-
stellung nicht übertrieben und nicht einmal karikiert ist. 

An die Wand gedrückt 
Natürlich liegt es genau umgekehrt. Niemand fällt es 
schwerer, in den Beutel zu greifen. als demjenigen. der 
einen Schaden zu ersetzen hat. Man braucht ihm keinen 
Vormund zur Seite zu steilen. der aufpaßt, daß des Guten 
nicht zu viel getan wird. Eine Nation. die entschlossen ist. 
ein Unrecht wiedergutzumachen — zu einem sehr beschei-
denen und unzureichenden Teil wiedergutzumachen —, hat 
vielmehr umgekehrt allen Anlaß, mit -dem Vollzug der 
Wiedergutmachung solche Personen zu betrauen, die es mit 
dieser Aufgabe ernst nehmen und deshalb ihrerseits ent-
schlossen sind, den staatlichen Sparsamkeitshütern und ihren 
Apparaten auf die Finger zu sehen und diese Finger weg-
zuschieben. wenn sie allzu fest und allzu geizig auf den 
Beutel drücken. 
Aber wie soll ein Volk. wie soll es ein Parlament anfan-
gen? Männer und Frauen von Gemeingeist und von „schwei-
gendem Verdienst' gegen die langsam aber sicher mahlen. 
den Mühlen der beamteten Apparaturen in Schutz zu neh-
men, sie gar mit hinreichender Autorität auszustatten? Bis-
her sind solche Frauen und solche Männer mit unheimlicher 
Präzision an die Wand gedrückt worden. auf dem Gebiet 
der Wiedergutmachung bis zur Stunde die unbestritten 
fähigste Frau und der unbestritten fähigste Mann. Auf an-
deren ähnlichen Gebieten verhält es sich nicht viel anders. 
So hat denn der Ministerrat des Landes Baden-Württemberg 
am 25. Juni beschlossen. grundlegende Wiedergutmachungs-
erlasse künftig an die interne Zustimmung des Finanz-
ministeriums zu binden. Er hat ferner festgestellt. daß das 
unabhängige Dienstverhältnis. in dem der bisherige Wie- 
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Leider scheıint als habe sıch nıcht ir die Holle. sOMN-dergutmachungsbeauftragte des Landes Herr kuster sCe1-
nes Peichens eın Rechtsanwalt bısher gestanden hat. dern auch der Himmel verschworen. sclbhst hcute noch die
der Verfassung widerspreche. weil eın  > solches Amt Nur muiıt Absıchten der Rechtschulffenen zunıchte ZUu machen und das,
einenı IScamten besetzt werden könne. Und damıt eın \ 185 \ husem Verhängnis J1 uns och nachwirkt. er-

inutıven. VWiie haben in diesoen HIMS I7ı alten äa 60solches verfassungsmäfßiges Arsgernis. Jas diesem Udeut-
schen Staat bisher ZUT hohen demokratischen nd humancn Z. der Professor Kollreuther. gojzubelt, aln sıch der Fall
Ehre vercıcht hat. müöglichst schnell nd möglichs entschie- John erciıgnete: Jetzt sche das deutsche Voalk endlich.

rick diecser gelehrte Anhänger des Judenschlächtersden auS  el werde. hat der Ministerrat endlich den
Justizminıster angewiesen, den Vertrag mit. Herrn kKuster Hitler AUS, \ die anstäiändızen Deutschen sißen.

Jahresende kündigen. So scheidet denn dieser Ailann. Ein noch schwereres Unglück hat sıch jetzt ım Lande aden-
dieser Anwalt des dessen Tätigkeit und Beschäal- Wüurttemberg ercignet. \vVo der Teulel eiınen Journalisten
tigung ın er amtlıcher Stellung mehr ZUum internati:o- rıtt. dem Alınisterpräsidenten cinen Brief ın dıe and Zu
nalen Ansehen der Bundesrepublik beigetragen hat als Vie- <pielen. den er sclbst auf nıcht einwandfireie Weise erhal-
les, w iis mehr 1Im Vordergrund des offentlichen Intercsses ICN hatte. Xlit dieser Tat hat dıieser Journalist bewirkt. daß
beı uns stand, unfreiwillıg 1US dem Vollzug der ı1eder- einer der hervorragendsten Kämpfer für das Recht
szutmachung einer überaus segensreichen Wirksamkeit verdrängt wurde,

und daß dıe deutsche Wiedergutmachung ihren großartig-
Keine Resignation e{ un ruhmwürdigsten Voilzieher verloren hat. Überall

Und der Eindruck bei Deutschen? ] den pfern der in der Bundesrepublik jubeln heute dıe Areise. denen dieser

Hitlerverfolgung? Bei den Juden? Im usian: Bei den Mann un dıe deutsche W iedergutmachung %491 den ÖOpfern
der Hitlerverbrechen eın  M Dorn ım Auge WAäfr, und überallMenschen W illens ın aller Nun. dıese alle lassen diejenıgen den \lut sinken. denen dıese ıj1eder-mogen sich beı dieser Nachricht mıt dem ewußtsein trO-

sten. daß Werner K die höchste Auszeichnung der Bun- gutmachung eın feijerliches Anliıegen ist und die une Ahnung
davon haben wıe ungehecuer schwer es ist iıne so W ie-desrepublık erhalten hat (s Ü, 45) dergutmachung eines- polıtischen Staatsverbrechens unNn-

wird einıge Anstrengung kosten, diıe Folgen dieses geheurem Umfang in dıe praktısche Tat umzusetzen.„Übermuts der AÄmter  . wiıeder wettzumachen. Das aber soll Herr Küster. der bisherige Landesbeauftragte für die Wie-geschehen. Der an der inge ist beı z in der Bundes- dergutmachung im Lande Baden- Württemberg, ist eiınerrepublik nıcht eschaffen, daß denjenigen, die nıcht 8- der Sanz wenıgen Alenschen. die den maächtigen Willen., das
s<ONNnCMN sınd. die inge weiıterhıin In dieser Rıchtung reiben

lassen. nıchts anderes übrigbliebe, als den Wassern umfassende juristische Wiıssen. dıe praktis organıiısato-
des Rheins oOder des Neckars nıederzusıtzen und weıinen. rısche Fähigkeit. den hohen Geist. die gesetzgeberischen

und verwaltungsmaßigen Qualitäten und den unermüd-
lıchen Fleiß besitzen. dıe dazu rehören. eın schwier1iges

Die L'n vervielfält:  Le, (Am Äugust 193$ ın Frankfurt . SC
hallcnec Rundfunkrede Professor Dr. Franz Büöhm, ( T>

Unterfangen erfolgreich ZUu bewältigen. Herr Küuster ıst
nıicht ırgendwer:; A& ıst eın  P Alann, wıe er eınem Voik 1ın

xdfirn der ‚Gcezenwart‘ (Nr, 17, VoOm 14. 1934) dem Titel.
uUunNscrer Lage nıcht wieder geschenkt werden wird,
eın  H AMann. dessen Name von zahllosen Menschen gutenDer triflige Grund ıllens er Welt wird.

Professor Tanz Bohm ist der Empfänger des seiınen | andelt S1' hier nıcht um ıne badısch-württembergi-
Kraftausdrücken viel zıtıerten Briefes, wOorın Dr. Otto Kut- sche Angelegenheit, sondern einen Vorgang von gesamt-
sier. der Landesbeauftragte für dıe Wiedergutmachung, sS@e1- deutscher eutung ersten Ranges. Es darf einfach bei
nen Zorn und die Gründe seines Zorns über Haltung der diıesem Ende nıcht leiben. Würden dıe württembergischen
badisch-württembergischen Landesregierung geschildert hat Minister. die in der Tat auch durch einiıge Stellen des

K  us  terschen Briefes bitter gekränkt worden sind., ın der[s. O, ‘ Auf uns! stellt S Professor Böhm
dıe Erklä Verfügung, die e seinerseıts dem Frage seibst denken und fühlen WwIe 7  üster, dan: würden
N: Vorfall r hessischen Rundfunk gab Wir bringen S1IC des ihnen zugefügten. Va Küster nıcht beabsich-
den gesprochenen "Text. Die beiden eingeklammer- tigten Aftronts politis und mens anders reagiert
ten Sätze sınd 5 utor unserer Verößentlichung E und den Fall Zünz anders behandelt haben. Würden sie
drüclich angefügt worden!. denken und {ühlen. dann wurde reilich Herr Küster auch

Die Redal (der Gegenwart) seinen rIe: An miıich nıcht geschrieben haben.
Meine 1C! orer und Hörerinnen. enne keinen

Meine 1e'! Hörer und Hörerinnen! Minister der badisch-württembergischen Landesregierung
önlich, sehe ihnen nıcht 1Ins Herz, ıch kenne iıhre

Luther hat einmal gesagt der euite: hılft euten Bewegründe nıcht. sehe NUur 1e€ Wirkungen ihres Tuns.
auch. In der Tat, das -  ıst Wır alle sind heute ın der Diese Wirkungen aber sınd bestürzend. J3 Sı1C  M sınd schlim-
bloßen Erinnerung noch Sanz etäubt, WIT  M aran den- mer als das Als verantwortliche Politiker muüßtuın s1e diese
ken. wıe phantastiısch das Jück scıne verschwenderischen Wirkungen sehen. Wenn s1ie S1@ nıcht geschen haben, dann
en uber er und sein schand! Reich ausgeschüttet 1st das ıne polit!
hat. Diejenigen Deutschen aber, die sıch dem Verhängnis Das Unglück. von dem die Freunde des jetzt schon
und der Verführung entgegzenwarfen, waren von dem SO lange verfolgt werden. hat leider bewirkt, hınter
schaudervollsten Unglück verfolgt. Wer denkt nıcht äan den G  cr Briefafläre es andere zurückgetreten st.

Juli 1944 und daran, WIE manche Menschen noch heute Aher d:eser TIC hat ıne lange \ orgeschichte, und 1ese
an diese Männer und Frauen enken Vorgeschichte laßt auch das, in den etzten Tagen

Stuttgart geschehen ıst, ın einem Duanz anderen Licht er-1 Schon ÜYır Tage der fristlosen tlassung ÖOtto Kı  uster hielt scheinen.P’rofessor die obenstehende Reud:  n Tags darauf griff dıe rank-
urfter Neue ’resse dıe darın enthaltene Auiforderung auf und »c;7- Ich will miıch kurz fassen. Seitdem der derzeitige Minister-
öffentlichte den auf 5. In wiedergegebenen itras. e3: präsident seın Amt angetreien hat, braut sich as KEeCHwurde ugust a den Landesministern. Landtagsabce- Herrn hüster Zusammen. Zwar hieß cS, daß sıch edig-urdneten. Persönlichkeiten des kirchlicken und- öffentlıchen Lebens KO-
wıe zahlreichen Orzanisationen und der Presse durcn übermittelt. ıch um reın technische., beaitenrechktliche und besoldungs-

Ein ebhaltes kchoa wäar dıe Folge. rechtliıche Fragen handele. NUunNn. eines ages Vor wenigen
Jie Schriftleitung Freiburger Rundbriefs. Wochen, erfunr die Offentlichkeit, um wWwis für 1ine Sorte
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dergutmachungsbeauftragte des Landes, Herr Küster — sei-
nes Zeidiens ein Rechtsanwalt —. bisher gestanden hat. 
der Verfassung widerspreche. weil ein solches Amt nur mit 
einem Beamten besetzt werden k5nne. Und damit ein 
solches vertassungsmzißiges Ärgernis. das diesem süddeut-
schen Staat bisher zur hohen demokratischen und humanen 
Ehre gereicht hat. möglidist schnell und möglichst entschie-
den ausgerottet werde, hat der Ministerrat endlich den 
Justizminister angewiesen, den Vertrag mit. Herrn Küster 
zum Jahresende zu kündigen. So scheidet denn dieser Mann. 
dieser Anwalt des Rechts. dessen Tätigkeit und Beschäf-
tigung in hoher amtlicher Stellung mehr zum internatio-
nalen Ansehen der Bundesrepublik beigetragen hat als vie-
les, was mehr im Vordergrund des öffentlichen Interesses 
bei uns stand, unfreiwillig aus dem Vollzug der Wieder-
gutmac:hung aus. 

Keine Resignation 

Und der Eindruck bei uns Deutschen? Bei den Opfern der 
Hitlerverfolgung? Bei den Juden? Im Ausland? Bei den 
Menschen guten Willens in aller Welt? Nun. diese alle 
mögen sich bei dieser Nachricht mit dem Bewußtsein trö-
sten. daß Werner Krauß die höchste Auszeichnung der Bun-
desrepublik erhalten hat (s. u. S. 43). 
Es wird einige Anstrengung kosten, die Folgen dieses 
„Übermuts der Ämter" wieder wettzumachen. Das aber soll 
geschehen. Der Stand der Dinge ist bei uns in der Bundes-
republik nicht so beschaffen, daß denjenigen, die nicht ge-
sonnen sind. die Dinge weiterhin in dieser Richtung treiben 
zu lassen, nichts anderes übrigbliebe, als an den Wassern 
des Rheins oder des Neckars niederzusitzen und zu weinen. 

Die von uns vervielfältigte. am 6. Auzust 1934 in Frankfurt a. 31. ge-
haltene Rundfunkrede von Professor Dr. Frusts Böhm. MdB1CDU. I r-
sdsien in der ,Gcgentuarr (Nr. 17, vom 14. 8. 1954) unter dem Titel: 

Der triftige Grund 

Professor Franz Bökm ist der Empfänger des in seinen 
Kraftausdrücken viel zitierten Briefes, worin Dr. Otto Kü-
ster. der Landesbeauftragte für die Wiedergutmachung, sei-
nen Zorn und die Gründe seines Zorns über die Haltung der 
badisch-württembergischen Landesregierung geschildert hat 
[s. o. S. 7]. Auf unseren Wunsch stellt uns Professor Böhm 
die Erklärung zur Verfügung, die er seinerseits zu dem 
ganzen Vorfall im hessischen Rundfunk gab. Wir bringen 
den ganzen gesprochenen Text. Die beiden eingeklammer-
ten Sätze sind vom Autor unserer Veröffentlichung aus-
drücklich angefügt worden'. 

Die Redaktion (der Gegenwart) 

Meine lieben Hörer und Hörerinnen! 

Luther hat einmal gesagt: der Teufel hilft seinen Leuten 
auch. In der Tat, das ist so. Wir alle sind heute in der 
bloßen Erinnerung noch ganz betäubt, wenn wir daran den-
ken, wie phantastisch das Glück seine verschwenderischen 
Gaben über Hitler und sein schändliches Reich ausgeschüttet 
hat. Diejenigen Deutschen aber, die sich dem Verhängnis 
und der Verführung entgegenwarfen, waren von dem 
schaudervollsten Unglück verfolgt. Wer denkt nicht an den 
20. Juli 1944 und daran, wie manche Menschen noch heute 
an diese Männer und Frauen denken? 

1 Schon am Tage nach der fristlosen Entlassung von Otto Küster hielt 
Profmor F. Böhm die obenstehende Rede. Tags darauf griff die *Frank-
furter Neue Presse' die darin enthaltene Aufforderung auf und ,.er-
öffentlidste den von uns auf S. iti wiedergegebenen Beitrag. Beides 
wurde — vom 10. August an — den l.andesministern. Landtagsabge-
ordneten. Persönlichkeiten des kirchlichen und - öffentlichen Lebens so-
wie zahlreichen Organisationen und der Presse durch uns übermittelt. 
— Ein lebhaftes Echo war die Folge. 

Die Schriftleitung des Freiburger Rundbriefs. 

Leider scheint es so. als habe sich nicht nur die Hölle. son-
dern auch der Himmel verschworen. selbst heute noch die 
Absichten der Rechtschaffenen zunichte zu machen und das, 
was an bam= Verhängnis Ui uns noch nachwirkt. zu er-
motizen. Wie haben in die-,11 Tann dir iltc. ► 1 Nazi›. so 
z. I. der Professor Köllreuther. gejubelt. al. sich der Fall 
John ereignete: jetzt sehe das deutsche Volk endlich. so 
rief dieser gelehrte .Anhänger des Judensäläditers Adolf 
Hitler aus. wo die anständigen Deutschen säßen. 
Ein noch schwereres Unglück hat sich jetzt im Lande Baden-
Württemberg ereignet. wo der Teufel einen Journalisten 
ritt. dem Ministerpräsidenten einen Brief in die Hand zu 
spielen. den er selbst auf nicht einwandfreie Weise erhal-
ten hatte. Mit dieser Tat hat dieser Journalist bewirkt, daß 
einer der hervorragendsten Kämpfer für das Recht aus 
einer überaus segensreichen Wirksamkeit verdrängt wurde, 
und daß die deutsche Wiedergutmachung ihren großartig-
sten und ruhmwürdigsten Vollzieher verloren hat. Überall 
in der Bundesrepublik jubeln heute die Kreise. denen dieser 
Mann und die deutsche Wiedergutmachung an den Opfern 
der Hitlerverbrechen ein Dorn im Auge war, und überall 
lassen diejenigen den Mut sinken. denen diese Wieder-
gutmachung ein feierliches Anliegen ist und die eine Ahnung 
davon haben. wie ungeheuer schwer es ist. eine solche Wie-
dergutmachung eines- politischen Staatsverbrechens von un-
geheurem Umfang in die praktische Tat umzusetzen. 
Herr Küster. der bisherige Landesbeauftragte für die Wie-
dergutmachung im Lande Baden-Württemberg, ist einer 
der ganz wenigen Menschen. die den mächtigen Willen, das 
umfassende juristische Wissen. die praktisch organisato-
rische Fähigkeit. den hohen Geist. die gesetzgeberischen 
und verwaltungsmäßigen Qualitäten und den unermüd-
lichen Fleiß besitzen. die dazu gehören. ein so schwieriges 
Unterfangen erfolgreich zu bewältigen. Herr Küster ist 
nicht irgendwer: er ist ein Mann, wie er einem Volk in 
unserer Lage sobald nicht wieder geschenkt werden wird, 
ein Mann. dessen Name von zahllosen Menschen guten 
Willens in aller Welt gesegnet wird. 
Es handelt sich hier nicht um eine badisch-württembergi-
sche Angelegenheit, sondern um einen Vorgang von gesamt-
deutscher Bedeutung ersten Ranges. Es darf einfach bei 
diesem Ende nicht bleiben. Würden die württembergischen 
Minister. die in der Tat auch durch einige Stellen des 
Küstersäen Briefes bitter gekränkt worden sind, in der 
Frage selbst denken und fühlen wie Küster, dann würden 
sie trotz des ihnen zugefügten. von Küster nidit beabsich-
tigten Affronts politisch und menschlich anders reagiert 
und den Fall ganz anders behandelt haben. Würden sie so 
denken und fühlen. dann würde freilich Herr Küster auch 
seinen Brief an mich nicht geschrieben haben. . . 
Meine lieben Hörer und Hörerinnen. Ich kenne keinen 
Minister der badisch-württembergischen Landesregierung 
persönlich. Ich sehe ihnen nicht ins Herz, ich kenne ihre 
Bewegründe nicht. Ich sehe nur die Wirkungen ihres Tuns. 
Diese Wirkungen aber sind bestürzend, ja. sie sind schlim-
mer als das. Als verantwortliche Politiker müßten sie diese 
Wirkungen sehen. Wenn sie sie nicht gesehen haben, dann 
ist das eine politische Schuld. 
Das Unglück, von dem die Freunde des Rechts jetzt schon 
so lange verfolgt werden. hat es leider bewirkt, daß hinter 
der Briefaffäre alles andere zurückgetreten ist. 
Aber dieser Brief hat eine lange Torgeschichte, und diese 
Vorgeschichte läßt auch das, was in den letzten Tagen in 
Stuttgart geschehen ist, in einem ganz anderen Licht er-
scheinen. 
Idi will mich kurz fassen. Seitdem der derzeitige Minister-
präsident sein Amt angetreten hat, braut sich etwas gegen 
Herrn Küster zusammen. Zwar hieß es. daß es sich ledig-
lich um rein technische, beamtenrechtliche und besoldungs-
rechtliche Fragen handele. Nun. eines Tages. vor wenigen 
Wochen, erfuhr die Öffentlichkeit, um was für eine Sorte 
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S Fragen siıch da in Wahrheit andeilte und worin die Belastendes ergeben hätte. Das weiß aber erst seıt
von der Regierung beabsichtigten Schritte bestanden. gestern.) üurlich wirkt eın  p solches Spiel zermurbend auf
Sie estan:  en folgendem einen unbescholtenen, bıs ,  erreißprobe mıt Arbeıit über-

häuften Mannn \lan konnte 2lso damıt rechnen, HerrnErstens beschloß die Regierung, daß künftig nıcht mehr der
Küuster entweder das weiıtere Verbleiben iın seıner Tätig-zuständıge Justizminister alleın berechtigt se1,  > Wiedergut-

machungsanordnungen ( allgemeiner cdeutung C{i- keit verleidet wurde, der aber, daß seın Temperament
lassen, sondern daß hıerzu das Einverständnis des Finanz- explodierte. Das zweiıte Ereignis trat 1n. Herr Küster
miniısters notwendıg s@1.  - Finanzminister sınd aber ekannt- machte ın einem rıie mich seiınem Herzen Luft Lei-
lıch nıcht daran interessiert, daß 1e Opfer des Unrechts der sparte sıch dieser unenditc eißige \lann diesmal die

A{ühe, den langen rIie noch einmal nNeu ZU fassen und ıhnausreichend entschädigt werden. sondern daran, daß sSso

wenig eld ET möglich ausgegeben wiırd, und die- VO: den kränkenden Stellen befreien, bevor er ıh einem
alle Prozeßkünste und alle Beweisnot der Ge- bekannten Journalisten mı7  > der Bıtte um vertrauliche Be-

schädigten genutzt werden. diıe dazu koönnen. Ent- andlung übergab, natürlich nıcht gCcn der charfen Stel-
schädigungsansprüche zunıchte Zu macnen. sachlıcher len, sondern der ausgezeichneten sa  en Us-

führungen, die er 1m übrıgen thalt. Und diese e1ne Un-rund für die Miafßnahme lag nıcht vVor. weniıigstens CI -
| m  klärte die Regierung, sS1e  + diıe Tätigkeit des Herrn vorsichtigkeit verschaffte der Regierung das S16  >M so

uster nıchts einzuwenden habe. lange und mit so großem Aufwand taktıscher Berechnung
ıst auch en Sachkennern bekannt, daß Herr Küster vergeblich gesucht hatte, namlıch einen trıftigen Kündi-

gungsgrund Herrn ÄKüuster.  w Die Staatskunst schwabı-nicht. für ıne chnelle und faire Bearbeitung der Wie- scher Politiker sıegte uber dıe eutsche Politik des schwä-dergutmachungsanträge besorgt, sondern auch als erfahrener
Verwaltungsmann und Organisator haushälterisch gewirt- bıschen Wiedergutmachungsbeauftragten.
schaftet und die berechtigten fiskalischen Interessen BewlSs- Die Regierung eejlte sıch, bei diesem nlaß ernNneu! eın

feierliches ‘selöbnis für die Wiedergutmachung abzu-senhaft wahrgenommen hat Sollte etwa den unberechtig- legen.ten fiskalischen Interessen z hyl eıner Schlechterfüllung des
Gesetzes Vorschub geleıstet werden? nein, die Re- In der Politik zählen aber nıcht die Phrasen, sondern ın
gierung, so nıcht das mındeste der bisherigen Politik der Politik zahlen allein dıe Taten. Diese Taten bestanden
geändert werden. Sie eschloß also ıne einschneidende, der Verdrängung des Herrn Kuster. Trotzdem 411 dıie
auffallende und gesetzeswıdrige AÄAnderung, weiıl s1e Regierung an der Wiedergutmachungspolitik Kusters
S dem A'illen eseeilt Wäafr, nıchts zu andern. wenn zauch ohne Küster festhalten. frage: Wo ıst
Ziweitens beschloß die Regierung, die bisherigen des der Ministerialrat, der abhängiger Mıinısterjalratsstelle
Landesbeauftragten für die Wiedergutmachung 5 CIND- die großartige Leistung fortsetzen kann, diıe selbst eın über-

beschneiden und das BUuNzZe Amt auf ıne nıedri- ragender ann wıe Herr AKüster QuUur vollbringen konnte,
BETIC Einfußstufe hinabzudrücken. Biısher hatte der Landes- weil er eben- eine sehr unabhängige Stellung mıiıt weıtrei-
beauftragte beinahe die tellung eines Sonderministers, ohb- chenden Befugnissen hatte. Wo E  ist dieser Mann? Wie eı
wohl dem Justizminiıster unterstellt ir. Aber hatte er? Der Ministerpräsident hat betont, daß bisher alle

das Recht, unmittelbar mıt dem Landtag ZUu verkeh- Entscheidungen Kusters genehmigt hatte. Damit verschiebt
renmn. Jetzt soilte AuUs dıesem wichtigen Amt eın Refe- die Frage. andelt sıch nıcht darum, welche Wieder-

gutmachungspolitik der Herr Ministerpräsident betriebenrat, eine Ministerijalratsstelle gemacht werden. Eine aufsehen-
erregende ÄAnderung VO:  > geradezu demonstrativem Cha- hat, solange .  CI von Herrn Küster beraten wurde, sondern
rakter. Aber ne1in, An der Wiedergutmachungspolitik solilte darum,' we: Wiedergutmachungspoliti treiben wird,
Jü nıchts geaändert werden. nachdem es end gelungen ıst, sıch diesen Rat-
resen en nderungen hatte err Kuster aufs nach- geber 5 alise ZUu
rucklichste widersprochen. s traten sıch also weı ganz Wie groß der ag ıst. der miıt dieser Tat der Sache der
ers!|  ene Auffassungen Wiedergutmachungspoliti iedergutmachung und hren Dienern zugefügt st.
gegenüber:; dıe eıne. die von der Regierung beabsichtigt eiß der, der den isherigen Leidensweg der Wieder-

und die andere, die Herr üster ım inklang miıt dem gutmachungsgesetzgebung kennt und 1Ne Ahnung Jen
Gesetz und dem teierlich bekundeten ıllen des Bundes- Schwierigkeiten hat, mit denen 1e€ Wiedergutmachungs-
tags und der Bundesregierung für richtig 1e Nachdem amter m Alltag ringen haben. Seitdem das HNEeUuUE 3e-
err Küster zCcn die Umwandlung aes Amts in ine Adinı- erlassen stockt >  lıe Wiedergutmachung, Weı  1
sterjalratsstelle protestiert hatte, bot dıe Regierung Herrn ın Bonn Personal- und Zeitmangel mıiıt den echts-
üster eben diese Mınistertialratsstelle AN. arum Antwort. verordnungen nıcht fertig ırd und weil das Gesetz selbst
weil S1@ die selbstverständliche Ablehnung voraussah, und unklar und mangelhaift 1st [s. ), 2])
dann Verantwortung für von iıhr gewünschte Aus-
scheiden des Herrn Küuster sıch selbst J1eDen und

Was iıch esonders beklage. ıst. daß C achlichen Mei-
nungsverschiedenheiten, Un diıe Ccs hier geht, nicht offen undauf Herrn Küster überwälzen konnte. Wie vorausgeschen, ehrlich ausgetragen worden sınd. sondern daß die Regie-Herr Küster ab, und daraufhin kündigte der Justiz- rung mit einer Beschwichtigungs- und Verharmlosungs-miınıster seinen Vertrag auf Ende dieses Jahres Das sınd

so die taktischen Kı  unste,  e auf > Verwaltungsmänner taktik gearbeitet hat. die sehr leichtgläubige Naturen
so stolz sind. verstiımmen Mu:! Das aber st gerade die MIethode, die

Dle  E3 alten Nazis gut efällt. Die Vorstellung, daß denZum Erstaunen der Regierung ieß sich aber die offentliche eu!  en, die las gekränkte Recht wiederherstellen wol-Meinung dieser Verschleierungsgewandtheit nıcht du- len, eine bıttere Medizin verabreıicht wiırd, daß sie sıepieren, sondern reagıerte auf die Entschließungen des nıcht Nur chlucken, sondern dazu auch noch eın  M sußes Ge-Staatsrats mıiıt Bestürzung und Nru! 8 machen mussen, das ergotzt diese Sorte VO  - Herren-
äh  nd die Regierung nach fußen Wert Aarau! legte, me:  en so recht erzensgrund. Natuürlich gehören dıe
hrer Hochachtung Vor Herrn Küster usdr geben, Stuttgarter Alinister nıcht diesen Leuten. Aber sıch
veranstaltete iıntern Untersuchungen über seıne Dienst- diese Minister bei ıhrem TIun auch gedacht en mogen,führung. verstecht sıch, ohne .  ıhn selbst h!  oren. Sie sorgte sıe  .. aben diesen bösen Instinkten Vorschub
aber dafü daß YVYo:  - den ehranrührigen Vorwürfen Cr- geleistet und dıe Au dem piel-fuhr, dıe ın ıhm hınter en Kulissen machte. Die Rezie- feld hinausmandvriert. ‚Sperrung durch die He-
U hat Jetzt dem Lundtar mitzeteilt, dul; Jivse Unter- duktion.) Dus aber ist $ T  inımste. eiINne UeLiscne
suchungen den Akten gelext worden se1cn. weıl sich nıdhts Regierung ım Jahre u54 {un ann. Ich 1Ur meIne Derson

von Fragen es sich da in Wahrheit handelte und worin die 
von der Regierung beabsichtigten Schritte bestanden. 
Sie bestanden in folgendem: 
Erstens beschloß die Regierung, daß künftig nicht mehr der 
zuständige Justizminister allein berechtigt sei. Wiedergut-
machungsanordnungen von allgemeiner Bedeutung zu er-
lassen, sondern daß hierzu das Einverständnis des Finanz-
ministers notwendig sei. Finanzminister sind aber bekannt-
lich nicht darati interessiert, daß die Opfer des Unrechts 
ausreichend entschädigt werden. sondern daran, daß so 
wenig Geld wie möglich ausgegeben wird, und daß zu die-
sem Behuf alle Prozeßkünste und alle Beweisnot der Ge-
schädigten genutzt werden. die dazu taugen können. Ent-
schädigungsansprüche zunichte zu machen. Ein sachlicher 
Grund für die Maßnahme lag nicht vor; wenigstens er-
klärte die Regierung, daß sie gegen die Tätigkeit des Herrn 
Küster gar nichts einzuwenden habe. 
Es ist auch allen Sachkennern bekannt, daß Herr Küster 
nicht nur für eine schnelle und faire Bearbeitung der Wie-
dergutmachungsanträge besorgt, sondern auch als erfahrener 
Verwaltungsmann und Organisator haushälterisch gewirt-
schaftet uud die berechtigten fiskalischen Interessen gewis-
senhaft wahrgenommen hat. Sollte etwa den unberechtig-
ten fiskalischen Interessen an einer Säleduerfüllung des 
Gesetzes Vonchub geleistet werden? 0 nein, sagte die Re-
gierung, es solle nicht das mindeste an der bisherigen Politik 
geändert werden. Sie beschloß also eine einschneidende, 
auffallende und sogar gesetzeswidrige Änderung, weil sie 
von dem Willen beseelt war, nichts zu ändern. 
Zweitens beschloß die Regierung, die bisherigen Rechte des 
Landesbeauftragten für die Wiedergutmachung ganz emp-
findlich zu beschneiden und das ganze Amt auf eine niedri-
gere Einflußstufe hinabzudrüdcen. Bisher hatte der Landes-
beauftragte beinahe die Stellung eines Sonderministers. ob-
wohl er dem Justizminister unterstellt war. Aber er hatte 
z. B. das Recht, unmittelbar mit dem Landtag zu verkeh-
ren. Jetzt sollte aus diesem wichtigen Amt ein bloßes Refe-
rat, eine Ministerialratsstelle gemacht werden. Eine aufsehen-
erregende Änderung von geradezu demonstrativem Cha-
rakter. Aber nein, an der Wiedergutmaclningspolitik sollte 
ja nichts geändert werden. 
Diesen beiden Änderungen hatte Herr Küster aufs nach-
drüdcliäste widersprochen. Es traten sich also zwei ganz 
verschiedene Auffassungen von Wiedergutmachungspolitik 
gegenüber: die eine. die von der Regierung beabsichtigt 
war, und die andere, die Herr Küster im Einklang mit dem 
Gesetz und dem feierlich bekundeten Willen des Bundes-
tags und der Bundesregierung für richtig hielt. Nachdem 
Herr Küster gegen die Umwandlung des Amts in eine Mini-
sterialratsstelle protestiert hatte, bot die Regierung Herrn 
Küster eben diese Ministerialratsstelle an. Warum? Antwort. 
weil sie die selbstverständliche Ablehnung voraussah, und 
dann die Verantwortung für das von ihr gewünschte Aus-
scheiden des Herrn Küster von sich selbst abschieben und 
auf Herrn Küster überwälzen konnte. Wie vorausgesehen, 
lehnte Herr Küster ab, und daraufhin kündigte der Justiz-
minister seinen Vertrag auf Ende dieses Jahres. Das sind 
so die taktischen Künste, auf die unsere Verwaltungsmänner 
so stolz sind. 
Zum Erstaunen der Regierung ließ sich aber die öffentliche 
Meinung von dieser Verschleierungsgewandtheit nicht dü-
pieren, sondern reagierte auf die Entschließungen des 
Staatsrats mit Bestürzung und Unruhe. 
Während die Regierung nach außen stets Wert darauf legte, 
ihrer Hochachtung vor Herrn Küster Ausdruck zu geben, 
veranstaltete sie intern Untersuchungen über seine Dienst-
führung. versteht sich, ohne ihn selbst zu hören. Sie sorgte 
aber dafür. daß er von den ehranrührigen Vorwürfen er-
fuhr, die man ihm hinter den Kulissen machte. (Die Rezie-
rung hat jetzt dem Landtaz mitgeteilt. daß dic•c Unter-
suchungen zu den Akten gelegt worden seien. weil sich nichts 

Belastendes ergehen hätte. Das weiß man aber erst seit 
gestern.) Natürlich wirkt ein solches Spiel zermürbend auf 
einen unbescholtenen, bis zur Zerreißprobe mit Arbeit über-
häuften Mann. Man konnte also damit rechnen, daß Herrn 
Küster entweder das weitere Verbleiben in seiner Tätig-
keit verleidet wurde, oder aber, daß sein Temperament 
explodierte. Das zweite Ereignis trat ein. Herr Küster 
machte in einem Brief an mich seinem Herzen Luft. Lei-
der sparte sich dieser unendlich fleißige Mann diesmal die 
Mühe, den langen Brief noch einmal neu zu fassen und ihn 
von den kränkenden Stellen zu befreien, bevor er ihn einem 
bekannten Journalisten mit der Bitte um vertrauliche Be-
handlung übergab, natürlich nicht wegen der scharfen Stel-
len, sondern wegen der ausgezeichneten sachlichen Aus-
führungen, die er im übrigen enthält. Und diese eine Un-
vorsichtigkeit verschaffte der Regierung das. was sie so 
lange und mit so großem Aufwand an taktischer Berechnung 
vergeblich gesucht hatte, nämlich einen triftigen Kündi-
gungsgrund gegen Herrn Küster. Die Stäatskunst schwäbi-
scher Politiker siegte über die deutsche Politik des schwä-
bischen Wiedergutmachungsbeauftragten. 
Die Regierung beeilte sich, bei diesem Anlaß erneut ein 
feierliches Gelöbnis für die Wiedergutmachung abzu-
legen. 
In der Politik zählen aber nicht die Phrasen, sondern in 
der Politik zählen allein die Taten. Diese Taten bestanden 
in der Verdrängung des Herrn Küster. Trotzdem will die 
Regierung an der Wiedergutmachungspolitik Küsters — 
wenn auch ohne Küster — festhalten. Ich frage: Wo ist 
der Ministerialrat, der in abhängiger Ministerialratsstelle 
die großartige Leistung fortsetzen kann, die selbst ein über-
ragender Mann wie Herr Küster nur vollbringen konnte, 
weil er eben- eine sehr unabhängige Stellung mit weitrei-
chenden Befugnissen hatte. Wo ist dieser Mann? Wie heißt 
er? Der Ministerpräsident hat betont, daß er bisher alle 
Entscheidungen Küsters genehmigt hatte. Damit verschiebt 
er die Frage. Es handelt sich nicht darum, welche Wieder-
gutmachungspolitik der Herr Ministerpräsident betrieben 
hat, solange er von Herrn Küster beraten wurde. sondern 
darum,• welche Wiedergutmachungspolitik er treiben wird, 
nachdem es ihm nun endlich gelungen ist, sich diesen Rat-
geber vom Halse zu schaffen. 
Wie groß der Schlag ist. der mit dieser Tat der Sache der 
Wiedergutmachung und ihren ernsten Dienern zugefügt ist. 
weiß nur der, der den bisherigen Leidensweg der Wieder-
gutmachungsgesetzgebung kennt und eine Ahnung von den 
Schwierigkeiten hat, mit denen die Wiedergutmachungs-
äniter im Alltag zu ringen haben. (Seitdem das neue Ge-
setz erlassen ist. stockt die ganze Wiedergutmachung, weil 
man in Bonn aus Personal- und Zeitmangel mit den Rechts-
verordnungen nicht fertig wird und weil das Gesetz selbst 
unklar und mangelhaft ist (s. o. S. 12]). 
Was ich besonders beklage. ist. daß die sachlichen Mei-
nungsverschiedenheiten. um die es hier geht, nicht offen und 
ehrlich ausgetragen worden sind, sondern daß die Regie-
rung mit einer Beschwiätigungs- und Verharinlosungs-
taktik gearbeitet hat. die selbst sehr leichtgläubige Naturen 
verstimmen mußte. Das aber ist gerade die Methode, die 
den alten Nazis so gut gefällt. Die Vorstellung, daß den 
Deutschen, die das gekränkte Recht wiederherstellen wol-
len, eine bittere Medizin so verabreicht wird, daß sie sie 
nicht nur schlucken, sondern dazu auch noch ein süßes Ge-
sicht machen müssen, das ergötzt diese Sorte von Herren-
menschen so recht aus Herzensgrund. Natürlich gehören die 
Stuttgarter Minister nicht zu diesen Leuten. Aber was sich 
diese Minister bei ihrem Tun auch gedacht haben mögen, 
sie haben diesen bösen Instinkten Vorschub 
geleistet und die guten aus dem Spiel-
feld hinausmanövriert. (Sperrung durch die Re-
daktion.) Das aber ist das Schlimnbte. was eine deut,che 
Regierung im Jahre 1954 tun kann. Idi für meine Person 
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habe nıcht die Absıcht, dıesen Vorgang auf sıch beruhen rechtes in der Vergangenheit nıcht miıt der angemesSsSenCcNh
lassen., un iıch bitte Sie, meıne Hörer und Hörerinnen, Verantwortungsfreude betrieben wird. Es ist zuch bekannt,

VOor allem ber auch die Presse und die politischen Parteien. daß der Widerstand m stärksten AUuSsS dem Lager der uro-
den Fall hüuster Anlaß ZUu nehmen. um unseren Regie- kratie kommt. lıe leider Imıner noch eın starkes Fkigen-
IuNgcCN begreiflich machen. dafß S1C auf Widerstand und lchben führt. dais man häufıeg versucht 1St, den Staat
Unannchmlichkeiten stoben werden. WCNN SIC. se1 115 nıcht 1ır deum N olk Ssumndern mı der DPurokratie gleich-

wieder erwidertTaktik, seı achlässigkeıt. CI CS AU5S Situationsblind- zustellen. Wir le  Den. wıe ın Stuttgart
heıt nach der ialschen Seite kokettieren. Die Wiedergut- wurde. ım Zeitalter des totalcn \ erwaltungsstaates.
machung ıst der Prufstein U!!SC FCS Staates. Der Ausgangspunkt der Meinungsverschiedenheiten FU 1 -

schen der badisch-württembergischen Regierung einerseıts
und Herrn Küster andererseits die Frage der SOBCHNaNi-

Die „Frankfurter CUC Presse® Jolete brreiuts ten „Verbcamtung” des Herrn hüster. Man War der Me:Ä-
ags darau{f, am 1934€, dicscer Aufforderung und verößentlichtt: Nnunßg, Herr kKüster als freier Angesteliter des Staates könne

diese Aufgabe nıcht er{ullen w1ie cın sogenannten
Der Lauscher und der Privatbrie Hoheitsakten befugter Beamter. und : hatte daher Herrn

Von eftredakteur Marcel Schulte Kuster Vor die Alternative gestellt. entweder endguültig als
Beamter ın den Staatsdienst ZUu treten oder ber 317 31 De-
zember seinen Dienst quittieren. Herr Küster ber wollteDer Rechtsanwalt tto Küuster. seıt Jahren mıt Aufgaben

der Wiedergutmachung betraut, ıst VOo  - seiner Regierung Angestellter bleiben. Daß INl  - auch dıiese Entscheidung ın
ın Baden- Württemberg T1sSt105 entlassen worden. Mıt frap- den persönlichen Bereich transferieren wollte, spricht eben-

Eile hat der Landtag die Haltung der Regierung für gewIsse Wildwestmethoden ın der Polı:tik.
bestätigt. („Es War Rechtens“ hat einmal einmuütıg eın  - Wenn schon dıe Alternati:ve dem Unbefangenen recht
gleichgeschalteter eichstag nachträglich gesagt.) Sind Wır  >4 merkwürdig erscheint. eın Rechtsanwalt nıcht das An
ım Volke eigentlich daran S  u. daß WIr ımmer häufiger lıcher Leistung er1iuillen konne. wWwas e1ın Mınısterijalrat
Parallelen der Geisteshaltung in der Vergangenheit kann. so ıst Mil  - noch erstaunter, S hort. die Posi-
suchen? 102 des Leiters eines Wiedergutmachungsamtes seı On
anchma. möchte lauben. Wır stünden ral solcher wirtschaftlicher Bedeutung. daß NUur eın Beamter,
eines jeden menschlichen und politischen Anstandes An den ZUur echenscha: zıehen könne. S1C auszuuben ın
Stelle der Diskussion. ö Vertretens einer anderen Me1ı- der Lage Sel. Wir können kaum annehmen. daß der Mini-

sterpräsident Vo Baden- Württemberg glaubt. wirtschaft-NUNS sınd dıe Detektive, N  chtendienste und subver-
ıche Schäden sejen durch eiınen Ministerialrat ohne Besitzsıven emente g die den politisch Andersdenken-

den bıs 1Ns ett verfolgen. Führende Politiker scheuen sıch reparabler als durch eiınen Rechtsanwalt olıne Besitz. In
nıcht mehr, sıch der Denunzıjation zZu cd:enen. \Wo über jedem muß der Staat dafür aufkommen. Und
/orwüurfen ıne FErhabenheit entgegengestellt wurde, 1st der Staat fuür He Fehldispositionen seiner Reamten verant-
heute die Intoleranz etreten, die Intoleranz. die das and- wortlich gemacht werden könnte, würde ‚ ıch In fortge-
werkszeug eiınes beschränkten Geistes ist. eiztem Staatsbankrott behnden. Diese Erklärung scheint
Fın Journalist ın Stuttgart hat einen iıhm vertraulich ber- daher viel Zzu einfach sCe;in. Uum ylaubwürdig ersche:-
gebenen Privatbrief eben 1eses Rechtsanwaltes Kuster Acecn. Die Bundesfiinanzverwaltung dürfte dagegen eıne nıcht

unerhebliche spielen, denn angesichts der Unbeliebt-den Frankfurter Bundestagsabgeordneten TOjessor Franz
Bohm dem Ministerpräsidenten Dr. Gebhard Müller über- heit der Wiedergutmachung ziıeht INan ıne bürokratische
gehen. Untersteilen WIr, dıe Umstände, unter denen g- Fricdigung jeder großzügigen vor, mal da längst kein
schah, seıecn unbekannt. schon die Tatsache dieser In- offentliches nlıegen mehr 1st.
diskretion solite Anlaß se1ın, diesen Vertrauensmißbrauch. Sg beklagt Herr kKüuster bei Professor S vornehm-

der Mann dem Verband der Berufsjournalisten lich darüber, daß nach einem Beschluß der Stuttgarter Re-
hort. VOr einem Ehrengeri zZu ehandelin 1s. 10] Sein gierung vom Juni in en Wiedergutmachungsangele-Verhalten ıst ın jedem Falle standeswidrig und tragt dazu genheiten von erheblicher finanzieller Bedeutung vorher das
bel, den jJ1esem Beruf leider für viele annaltenden Haut- Einvernehnmien mıt dem Finanzminister hergestellt werden
gout noch verstärken.  — soll Aber nicht das, Herr hüster schreibht. daß dieser

viel besser aber kann moralı:ısche Beurteijlung der Finanzminister. näamliıch Dr. ar Frank, 1Im Dritten Reich
Haltung des badisch-württembergischen Ministerpräsidenten b  18 zuletzt ÖOberbürgermeister von Ludwigsburg und als
Dr. Gebhard Müller 2U8S.  en. dıe Umstände, unter Minderbelasteter eingestult worden sel. Schließlich habe
denen ihm der Brief zugänglıch gema: wurde, h;  ätten  H iıhn man iıhn NUur durch aktısche Züge bıs 5 Mitläufer reın-
veranlassen mussen, die Annahme 1eses Briefes Zu Ver- sewaschen. eın Minderbelasteter, iın führender Stel-
weıigern oder aber ihn er sieben Schreibmaschinen- lung im Dritten Reich, ke  In gecıgneter Wicdergutmacher
seiten ang sofort dem Empiänger, für den bestimmt ist, ist durchaus verstandlı:: Anderntalls wurde er seıne
WäaT, zuzustellen. Der T1VatDrı| als politi  e Waffe sollte cıgene Amtsführung diskrıiminieren. ] muß die Über-
eines Ministerpräsidenten unwürdig seın, denn er stellt iıh iffe jener Zeit Im cıgenen Interesse verharmlosen und
auf eıne Stufe mıt dem ‚AU! Bei kriminellem Inhalt der Zahl nach eın halten. Die Württemberger aber mach-
hatte iın die and eines Staatsanwaltes gehoört, die- g mıt ıhm den S artner.
sermn aber zweifellos in die des Adressaten. D  ß der Und hıer eginn wiıel  der die große Politik. In zuneh-
Ministerpräsident dieses reıben dazu benutzt, sıch von mendem a mussen wır feststellen. wıe nan politi-Herrn hüster sofort trennen. verstärkt z weıter den cher Unzulänglichkeit uns langsam aber sicher um
Verdacht. daß 1esen Mannn nıcht 5 s3  en Gründen. Glaubwürdigkeit 1m Ausland bringt, und ım neutra-
sondern ın jedem und jeden Preis seinem
Dienstberei| entfernen wollte.

len. wıe ım befreundeten. Der Fall John hat erfreulicher-
weıse raußen nıcht die zefürchtete Reaktion ausgelöst. Da-

Sicherlich S In 1esem Privatbrieft keine Freundlich- SegCNH lassen Deutschland wohlgesinnte und mıt den Men-
keiten Z lesen. Durch die andlung, die Herr Kı  üster schen und Verhältnissen Persönlichkeiten immer
iımmerhin erfahren hat. konnten sıe auch nıcht erwartet
werden. Nicht - Fachleute sondern auch die interessierte

wieder die Besorgnis horen nıcht eitwa ınem erstar-
kenden CONAZISMUS oder Vor einer unbewußt gezeıgten,Offentlichkeit ın en Ländern der Bundesrepublik wissen. jeder Selbstkritik entbehrenden, von nationalistischen Ge-

daß dıie Wiedergutmachung erlittenen chadens und Un- (ühlen beeintlußten: Cberheblichkeit und Fremdenfeindlich-
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habe nicht die Absicht, diesen Vorgang auf sich beruhen 
zu lassen, und ich bitte Sie, meine Hörer und Hörerinnen, 
vor allem aber auch die Presse und die politischen Parteien. 
den Fall Küster zum Anlaß zu nehmen. um unseren Regie-
rungen begreiflich zu machen. daß sie auf Widerstand und 
Unannehmlichkeiten stoßen werden. wenn sie. sei es aus 
Taktik, sei es aus Nachlässigkeit. sei es aus Situationsblind-
heit nach der falschen Seite kokettieren. Die Wiedergut-
machung ist der Prüfstein unseres neuen Staates. 

Die .1:rankfurter Neue Presse" Nr. IS1 vorn 7. 8. 1954 folgte bereits 
tags darauf, am 7. S. 1934, dieser Aufforderung und veräfft;nilidar: 

Der Lausdier und der Privatbrief 

Von Chefredakteur Marcel Schulte 

Der Rechtsanwalt Otto Küster. seit Jahren mit Aufgaben 
der Wiedergutmachung betraut. ist von seiner Regierung 
in Baden-Württemberg fristlos entlassen worden. Mit frap-
panter Eile hat der Landtag die Haltung der Regierung 
bestätigt. (..Es war Rechtens« hat einmal einmütig ein 
gleichgeschalteter Reichstag nachträglich gesagt.) Sind wir 
im Volke eigentlich daran schuld, daß wir immer häufiger 
Parallelen der Geisteshaltung in der Vergangenheit 
suchen? • 
Manchmal möchte man glauben. wir stünden am Grabe 
eines jeden menschlichen und politischen Anstandes. An 
Stelle der Diskussion. des Vertretens einer anderen Mei-
nung sind die Detektive, Nachrichtendienste und subver-
siven Elemente getreten, die den politisch Andersdenken-
den bis ins Bett verfolgen. Führende Politiker scheuen sich 
nicht mehr, sich der Denunziation zu bedienen. Wo früher 
Vorwürfen eine Erhabenheit entgegengestellt wurde, ist 
heute die Intoleranz getreten, die Intoleranz. die das Hand-
werkszeug eines beschränkten Geistes ist. 
Ein Journalist in Stuttgart hat einen ihm vertraulich über-
gebenen Privatbrief eben dieses Rechtsanwaltes Küster an 
den Frankfurter Bundestagsabgeordneten Professor Franz 
Böhm dein Ministerpräsidenten Dr. Gebhard Müller über-
gehen. Unterstellen wir, die Umstände, unter denen es ge-
schah, seien uns unbekannt, schon die Tatsache dieser In-
diskretion sollte Anlaß sein, diesen Vertrauensmißbrauch. 
falls der Mann dem Verband der Berufsjournalisten ange-
hört, vor einem Ehrengericht zu behandeln (s. S. 10]. Sein 
Verhalten ist in jedem Falle standeswidrig und trägt dazu 
bei, den diesem Beruf leider für viele anhaftenden Haut-
gout noch zu verstärken. 
Nicht viel besser aber kann die moralische Beurteilung der 
Haltung des badisch-württembergischen Ministerpräsidenten 
Dr. Gebhard Müller ausfallen. Schon die Umstände, unter 
denen ihm der Brief zugänglich gemacht wurde, hätten ihn 
veranlassen müssen, die Annahme dieses Briefes zu ver-
weigern. oder aber ihn — er war sieben Schreibmaschinen-
seiten lang — sofort dem Empfänger, für den er bestimmt 
war, zuzustellen. Der Privatbrief als politische Waffe sollte 
eines Ministerpräsidenten unwürdig sein, denn er stellt ihn 
auf eine Stufe mit dem Lauscher. Bei kriminellem Inhalt 
hätte er in die Hand eines Staatsanwaltes gehört, in die-
sem Falle aber zweifellos in die des Adressaten. Daß der 
Ministerpräsident dieses Schreiben dazu benutzt, sich von 
Herrn Küster sofort zu trennen. verstärkt nur weiter den 
Verdacht. daß er diesen Mann nicht aus sachlichen Gründen. 
.sondern in jedem Falle und um jeden Preis aus seinem 
Dienstbereich entfernen wollte. 
Sicherlich waren in diesem Privatbrief keine Freundlich-
keiten zu lesen. Durch die Behandlung, die Herr Küster 
immerhin erfahren hat. konnten sie auch nicht erwartet 
werden. Nicht nur Fachleute. sondern auch die interessierte 
Öffentlichkeit in allen Ländern der Bundesrepublik wissen. 
daß (1k Wiedergutmachung erlittenen Schadens und Uli- 

rechtes in der Vergangenheit nicht mit der angemessenen 
Verantwortungsfreude betrieben wird. Es ist auch bekannt, 
daß der Widerstand am stärksten aus dem Lager der Büro-
kratie kommt. (lie leider immer noch ein so starkes Eigen-
leben führt. daß man häufig genug versucht ist, (len Staat 
nicht mit dem Volk. sundern mit der Bürokratie gleich-
zustellen. Wir leben. wie in Stuttgart wieder erwidert 
wurde. im Zeitalter des totalen Verwaltungsstaates. 
Der Ausgangspunkt der Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen der badisch-württembergischen Regierung einerseits 
und Herrn Küster andererseits war die Frage der sogenann-
ten „Verbeamtung" des Herrn Küster. Man war der Mei-
nung, Herr Küster als freier Angestellter des Staates könne 
diese Aufgabe nicht so erfüllen wie ein zu sogenannten 
Hoheitsakten befugter Beamter. und man hatte daher Herrn 
Küster vor die Alternative gestellt. entweder endgültig als 
Beamter in den Staatsdienst zu treten oder aber am 31. De-
zember seinen Dienst zu quittieren. Herr Küsteis aber wollte 
Angestellter bleiben. Daß man auch diese Entscheidung in 
den persönlichen Bereich transferieren wollte, spricht eben-
falls für gewisse Wildwestmethoden in der Politik. 
Wenn schon die Alternative dem Unbefangenen recht 
merkwürdig erscheint. daß ein Rechtsanwalt nicht das an 
sachlicher Leistung erfüllen könne. was ein Ministerialrat 
kann. so ist man noch erstaunter, wenn man hört. die Posi-
tion des Leiters eines Wiedergutmachungsamtes sei von 
solcher wirtschaftlicher Bedeutung. daß nur ein Beamter, 
den man zur Rechenschaft ziehen könne. sie auszuüben in 
der Lage sei. Wir können kaum annehmen. daß der Mini-
sterpräsident von Baden-Württemberg glaubt. wirtschaft-
liche Schäden seien durch einen -Ministerialrat ohne Besitz 
reparabler als durch einen Rechtsanwalt ohne Besitz. In 
jedem Falle muß der Staat dafür aufkommen. Und wenn 
der Staat für alle Fehldispositionen seiner Beamten verant-
wortlich gemadn werden könnte, würde er sich in fortge-
setztem Staatsbankrott befinden. Diese Erklärung scheint 
daher viel zu einfach zu sein. um glaubwürdig zu erschei-
nen. Die Bundesfinanzverwaltung dürfte dagegen eine nicht 
unerhebliche Rolle spielen, denn angesichts der Unbeliebt-
heit der Wiedergutmachung zieht man eine bürokratische 
Erledigung jeder großzügigen vor, zumal da sie längst kein 
öffentliches Anliegen mehr ist. 
So beklagt sich Herr Küster bei Professor Böhm vornehm-
lich darüber, daß nach einem Beschluß der Stuttgarter Re-
gierung vom 23. Juni in allen Wiedergutmachungsangele-
genheiten von erheblicher finanzieller Bedeutung vorher das 
Einvernehmen mit dem Finanzminister hergestellt werden 
soll. Aber nicht nur das, Herr Küster schreibt, daß dieser 
Finanzminister. nämlich Dr. Karl Frank, im Dritten Reich 
bis zuletzt Oberbürgermeister von Ludwigsburg war und als 
Minderbelasteter eingestuft worden sei. Schließlich ,habe 
man ihn nur durch taktische Züge bis zum Mitläufer rein-
gewaschen. Daß ein Minderbelasteter, in führender Stel-
lung im Dritten Reich, kein geeigneter Wiedergutmadier 
ist, ist durchaus verständlich. Andernfalls würde er seine 
eigene Amtsführung diskriminieren. Er muß die über-
griffe jener Zeit im eigenen Interesse verharmlosen und 
der Zahl nach klein halten. Die Württemberger aber mach-
ten mit ihm den Bock zum Gärtner. 
Und hier beginnt nun wieder die große Politik. In zuneh-
mendem Maße müssen wir feststellen. wie man aus politi-
scher Unzulänglichkeit uns langsam aber sicher um unsere 
Glaubwürdigkeit im Ausland bringt. und zwar im neutra-
len. wie im befreundeten. Der Fall John hat erfreulicher-
weise draußen nicht die gefürchtete Reaktion ausgelöst. Da-
gegen lassen Deutschland wohlgesinnte und mit den Men-
schen und Verhältnissen vertraute Persönlichkeiten immer 
wieder die Besorgnis hören — nicht etwa vor einem erstar-
kenden Neonazismus oder vor einer unbewußt gezeigten, 
jeder Selbstkritik entbehrenden, von nationalistischen Ge-
fühlen beeinflußten. Überheblichkeit und Fremdenfeindlich- 
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keit sondern Vor Entwicklung dıe ebenso psycholo- Grundsä des und der Gesittung ist Die wahren
gisch verstandlich ftür dıe Politik der westl:chen Soli- Fragen sınd andere
darıtät gefährlich ist. Es andelt sıch el urn das jeder- 2rum Kı Herr Kuster nıcht ZUu den Ermittlungen des Herrn
einrüucken ehemaliger, NU.:  > entlasteter und vielfach selbst Landsgerichtspräsı:denten eule oehört worden?

:  ihrer Demokratisierung überzeugter Nazis in verant- Wird Herrn huster nachgesagt daß etwas nre:  es g-
wortliche Stellungen, in denen U s oft nıcht e1N- {an und daß Schäaäden verursacht habe?
mal ewuhten Solidarität mit Schicksalsgenossen gleicher Soll der Vollzug der Wiedergutmachung grundsätzlıcher
Färbung Nepotismus treiben und so potentiell gefährlıchen Hinsicht künitig die Zusiimmung \lannes geknüpft
Elementen die 1Iür offnen könnten Diese Besorgnis VvVer- werden, der selbst Nationalsozialist und DIS ZUum hıtteren
dient Beachtung denn 516 gilt nıcht €gCN, sondern für die Ende Oberbürgermeister Von Ludwigsburg war”?
Regierung, mıt der CenNgsie Zusammenarbeit angestrebt und Dies sınd dıe Fragen, auf deren Aufklärung . SauU-

beren Verfahren die deutsche Offentlichkeit echt hatauch als völlig ntegzer angesehen wiıird Der Drang Herrn
Gebhard Müllers und se1nNes habinetts iM dıiesem Falle hat Dahıinter steht die Frage, ob das Land Baden- Württem-

alschen Aktivıtat geführt obwohl ihr beispiels- berg gewillt bleibt durch die Tat miıt dem gleichen 1ler
die völlig andere Auffassung des Bundespräsidenten und derselben vVon erzen kommenden Liebe Zum Recht

ekann:! wWafl, 1e auch urchaus unbeabsichtigt weittragende der Wiedergutmachung fortzufahren, den Ruhm
Folgen ausloösen kann Ötto Küsters eıt eıt über die NgCNH renzen
Der mittelbar betroffene Professor Böhm nımmt mehr als Landes hınaus begründet haben
CIBENC Interessen wahr, nn den Fall die hohere Der Landtag ırd gut beraten SC1N, ei nach rechts-
undesebene verlegt. staatlıcher Sıtte durch 1Ne Prüfung dieser Fragen die Ehre

wahrt. die 6s wirklich geht die Ehre des deutschen
Namens

Den folgenden olffenen Brief an den Landtae des Landes Baden-CWürt- Mit vorzüglicher ochachtungtemb: schr:eb Dr Arndt MdBISPD IN Augxust 19534
Dr Arndt

Eın offener Brief in den Landtag
Herr Prasident! Im „Rückspiegel“ „Wort and Wahrkheit“, Sepbtemberhefl 1953+4 ET -

schien folgende Gülosse.eıne Damen und Herren!'!
Diesen offenen rIe. schreibe iıch nen als Cin Bürger der nbequeme WiedergutmachungBundesrepublik Deutschland dem die Wiedergutmachung
mehr edeute! als 1Ne Verwaltungsaufgabe Vom Ernst Der Fall Küster, des sehr haßlichen Umständen

Eifer, das enschenmögliche Zur Wiıedergutmachung Amte entternten Beauftragten für 1e ı1eder-
tun, hangt es ab ob wWIr wieder ehrlich werden und gutmachung Lande Baden-Württemberg und des ersten
Bund und Länder das Recht erwerben, sıch Rechts- Fachmannes für diese Aufgabe der SUanNzZCH Bundesrepu-

staaten Z ennen,. blik in mancherlie: Hinsicht Zeichen, das Auf-
z unwahr als „Entlassung bezeichnete Auflösung des merksamkeit verdı:ent Dr uüster Wäar S unbequemer
Mandatsvertrages Herrn Re:  sanwalt tto Kusster \ann Ein leidenschaiftlıcher Anvwalt der moralischen Un
deshalb C116 Angelegenhei die nıcht ÜUur das Land aden- politischen Dringlichkeit der Wiedergutmachung, vertrat
Württemberg angeht. schließe miıch Wort für Wort den ‚L7 ücksichtslos und persönlıch To und iN-
Ausführungen an, dıe Herr Professor Dr Franz Böohm, nachgiebig Kein guter Beamter und tatsachlich uüubte er
M.d August 1954 iM Rundfunk gemacht hat wichtiges Amt auch ım Dienstverhältnis e1inc$ Anye-
} andelt sıch auch um eine arteı:sache. Als Sozialdemo- stelilten Aber nıcht 3 der ann und S ellung
krat stehe iıch nıcht An. miıt Bedauern zZu Sagen fa iıch das yarcen unbehaglich diıe Sache se es audı Sie mahnt
erhaiten Parteifreunde in Ihrer Landesregiecrung dunkle der Vergangenheit hıer wırd etwas mu1£-
und UsSnahme Viktor Renners Landtage nıcht geschleppt, dessen mMan ;'l” endlich edig wäare Niemand
gutheißen kann der glaubt E Lebensabschnitt begonnen zZu
Der Brief den Herr K  usier  e aAm 11 Juli Herrn Professor haben, ezahlt gern die dem früheren und
Bohm TIe kann ke Grund so mıt Herrn Küslter für die OÖkonomie soilchen Lebens sind g-

verfahren, wıe e< geschehen 18st Herr ro{[{esSsor Dr I hco- radezu Hemmschuh. Küster CIn unangenehmer
aQGor Eschenburg hat diesen rıel S „großartiges Dokument Mahner für Gewissen und S AÄrgernis tür die Ver-

Gewiß enthalt ZOTNIgC Worte, diıe für walter de3 Eitats.
d Angegriffenen peinlich Lan '  Q Aber nıcht jedes kommt hinzu, weder der Gesetzgeber noch die Ver-

Wort ıst : eidigung Im gentet für den waltung noch dıe echtsprechung wirklich Gewissen dar-
unbefangenen Leser acht der T1IC. der echtlichkeit SC1- über beruhigt o dürfen, daß ıhr Bestes schwie-
Ü Verfassers alle Ehre Auf jeden Fall War und bleibt LIgCH Sache hatten. Was großzügig und miıt

Unmöglichkeit diesen rMe überhaupt . Herrn Anteilnahme E z das geschie
kAüuster Zu benutzen Auch mMan nıcht der kritik in Wirklichkei mıt unerträglichen Verzögerungen oft

weıt gehen will WIC Herr Chefredakteur Marcel Schulte widerwillig, kleinlich und unbemuüht icht Ir kKüster der
ı Nr 181 der Frankfurter Neuen Presse S ugus Moralıst AT mißliebig sondern auch Küster., der Fach-
1954 mußte Herr Alinisterpräsident Dr Müller nach IMe1- der nachwies, die bundesgesetzlıche Regelung

Überzeugung zeden Gebrauch des Briefes unterlassen. der Wi  ergutmachung CIn schlecht und nachlässıg gearbei-
als Herr Küster ıhm mı1 Schreiben S Juli 1954 vVor- Gesetzeswerk wWwWäar
sicherte, laß er Einsicht diesen rie nicht ‚Wwei Letzten Endes aber 1st Fall Küu dem uUuNnmMUug-
der Veröffentlichung gewährt hat  be  D  365 Es gilt, in Deutschland en Bestreben entstanden. die Wiedergutmachung den

Regeln des einfachen Anstandes wieder Zu ehren. Ist normalen Ablauf des sıch konsolidierenden öffentlichen
S jeher 1n dieser Regeln, daß mın Lebens einzubauen Xlan wollte iıhr Argernis beseitigen
Brief ohne Erlaubnis des Vertassers und des Empfängers Außerlich geschah das N der Alinisterrat des Landes
nıcht verwenden ır? .ı Baden- Württembere beschloßb grundsüätzliche W  e  u  .=  d
ölan soll doch UU davon ablassen hier als E hinter- machungsecriasse unilısr Jie InNnticCcrne Zustimmmung 5
wa  erische Kriminaluffäre frisieren, wauaqdS e1in treıt Finanzministers binden und die Stelluny des V“ icderyut-
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keit, sondern vor einer Entwicklung, die ebenso psycholo-
gisch verständlich wie für die Politik der westlichen Soli-
darität gefährlich ist. Es handelt sich dabei um das Wieder-
einrücken ehemaliger, nun entlasteter und vielfach selbst 
von ihrer Demokratisierung überzeugter Nazis in verant-
wortliche Stellungen, in denen sie aus einer oft nicht ein- 
mal bewußten Solidarität mit Schidcsalsgenossen gleicher 
Färbung Nepotismus treiben und so potentiell gefährlichen 
Elementen die Tür öffnen könnten. Diese Besorgnis ver-
dient Beachtung. denn sie gilt nicht gegen, sondern für die 
Regierung, mit der engste Zusammenarbeit angestrebt und 
die auch als völlig integer angesehen wird. Der Drang Herrn 
Gebhard Müllers und seines Kabinetts in diesem Falle hat 
zu einer falschen Aktivität geführt, obwohl ihr beispiels-
weise die völlig andere Auffassung des Bundespräsidenten 
bekannt war, die auch durchaus unbeabsichtigt weittragende 
Folgen auslösen kann. 
Der mittelbar betroffene Professor Böhm nimmt mehr als 
eigene Interessen wahr, wenn er den Fall nun in die höhere 
Bundesebene verlegt. 

Den folgenden offenen Brief an den Landtag des Landes Baden-Würt-
temberg uitrieb Dr. Adolf Arndt, MdB/SPD UM 14. August 1934: 

Ein offener Brief an den Landtag 

Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! 

Diesen offenen Brief schreibe ich Ihnen als ein Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland, dem die Wiedergutmachung 
mehr bedeutet als eine Verwaltungsaufgabe. Vom Ernst 
und Eifer, das Menschenmögliche zur Wiedergutmachung 
zu tun, hängt es ab, ob wir wieder ehrlich sein werden und 
ob Bund" und Länder das Recht erwerben, sich Rechts-
staaten zu nennen. 
Die 'unwahr als „Entlassung" bezeichnete Auflösung des 
Mandatsvertrages mit Herrn Rechtsanwalt Otto Küster ist 

. deshalb eine Angelegenheit. die nicht nur das Land Baden-
Württemberg angeht. Ich schließe mich Wort für Wort den 
Ausführungen an, die Herr Professor Dr. Franz Böhm, 
M.d.B., am 8. August 1954 im Rundfunk gemacht hat. 
Es handelt sich auch um keine Parteisache. Als Sozialdemo-
krat stehe ich nicht an. mit Bedauern zu sagen. daß ich das 
Verhalten meiner Parteifreunde in Ihrer Landesregierung 
und — mit Ausnahme Viktor Renners — im Landtage nicht 
gutheißen kann. 
Der Brief, den Herr Küster am 11. Juli an Herrn Professor 
Böhm schrieb, kann kein Grund sein, so mit Herrn Küster 
zu verfahren, wie es geschehen ist. Herr Professor Dr. Theo-
dor Esdienburg hat diesen Brief ein „großartiges Dokument' 
genannt. Gewiß enthält' er einige zornige Worte, die für 
die Angegriffenen peinlich sein mögen. Aber nicht jedes 
derbe Wort ist eine Beleidigung. Im Gegenteil, für den 
unbefangenen Leser macht der Brief der Rechtlichkeit sei-
nes Verfassers alle Ehre. Auf jeden Fall war und bleibt 
es eine Unmöglichkeit. diesen Brief überhaupt gegen Herrn 
Küster zu benutzen. Auch wenn man nicht in der Kritik 
so weit gehen will wie Herr Chefredakteur Marcel Schulte 
in Nr. 181 der Frankfurter Neuen Presse vom 7. August 
1954, mußte Herr Ministerpräsident Dr. Müller nach mei-
ner Überzeugung jeden Gebrauch des Briefes unterlassen. 
als Herr Küster ihm mit Schreiben vom 31. Juli 1954 ver-
sicherte, daß et Einsidtt in diesen Brief nicht zum Zwecke 
der Veröffentlichung gewährt habe. Es gilt, in Deutschland 
die Regeln des einfachen Anstandes wieder zu ehren. Ist es 
nicht seit jeher eine dieser Regeln, daß man einen privaten 
Brief ohne Erlaubnis des Verfassers und des Empfängers 
nicht verwenden darf? 
Man soll doch auch davon ablassen. hier als eine hinter- 
wäldlerische Kriminalaffäre zu frisieren, was ein Streit um 

Grundsätze des Rechts und der Gesittung ist. Die wahren 
Fragen sind andere. 
Warum ist Herr Küster nicht zu den Ermittlungen des Herrn 
Landsgerichtspräsidenten Teufel gehört worden? 
Wird Herrn Küster nadigesagt, daß er etwas Unrechtes ge-
tan. und daß er Schäden verursacht habe? 
Soll der Vollzug der Wiedergutmachung in grundsätzlicher 
Hinsicht künftig an die Zustimmung eines Mannes geknüpft 

• werden, der selbst Nationalsozialist und bis zum bitteren 
Ende Oberbürgermeister von Ludwigsburg war? 
Dies sind die Fragen, auf deren Aufklärung in einem sau-
beren Verfahren die deutsche Öffentlichkeit ein Recht hat. 
Dahinter steht die Frage, ob das Land Baden-Württem-
berg gewillt bleibt. durch die Tat mit dem gleichen Eifer 
und derselben von Herzen kommenden Liebe zum Recht in 
der Wiedergutmachung fortzufahren, wie sie den Ruhm 
Otto Küsters weit. weit über die engen Grenzen seines 
Landes hinaus begründet haben. 
Der Landtag wird gut beraten sein, wenn er nach rechts-
staatlicher Sitte durch eine Prüfung dieser Fragen die Ehre 
wahrt. um die es wirklich geht: die Ehre des deutschen 
Namens. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

gez. Dr. Adolf Arndt 

Im „Rückspiegel" von ,Wort and Wahrheit', Septemberkeil 1934, er- .. 
schiein die folgende Glosse: 

Unbequeme Wiedergutmachung 

Der Fall Küster, — des unter sehr häßlichen Umständen 
aus seinem Amte entfernten Beauftragten für die Wieder-
gutmachung im Lande Baden-Württemberg und des ersten 
Fachmannes für diese Aufgabe in der ganzen Bundesrepu- • 
blik —, ist in mancherlei Hinsicht ein Zeichen, das Auf-
merksamkeit verdient. Dr. Küster war ein unbequemer 
Mann. Ein leiderisdtaftlidter Anwalt der moralischen und 
politischen Dringlichkeit der Wiedergutmachung, vertrat 
er sie sachlich rücksichtslos und persönlich schroff und un-
nachgiebig. Kein guter Beamter — und tatsächlich übte er 
sein wichtiges Amt auch im Dienstverhältnis eines Ange-
stellten aus. Aber nicht nur der Mann und seine Stellung 
waren unbehaglich, die Sache selber ist es audi. Sie mahnt 
an dunkle Schuld der Vergangenheit; hier wird etwas mit-
geschleppt, dessen man gern endlich ledig wäre. Niemand, 
der glaubt. einen neuen Lebensabschnitt begonnen zu 
haben, bezahlt gern die Schulden aus dem früheren, und 
für die Ökonomie eines solchen neuen Lebens sind sie ge-
radezu ein Hemmschuh. Küster war ein unangenehmer 
Mahner für die Gewissen und ein Argernis für die Ver-
walter des Etats. 
Es kommt hinzu, daß weder der Gesetzgeber noch die Ver-
waltung noch die Rechtsprechung wirklich im Gewissen dar-
über beruhigt sein dürfen, daß sie ihr Bestes in einer schwie-
rigen Sache getan hätten. Was schnell, großzügig und mit 
innerer Anteilnahme hätte geschehen müssen, das geschieht 
in Wirklichkeit mit unerträglichen Verzögerungen, oft 
widerwillig, kleinlich und unbemüht. Nicht nur Küster, der 
Moralist, war mißliebig. sondern auch Küster, der Fach-
mann. der nachwies, daß die bundesgesetzliche Regelung 
der Wiedergutmachung ein schlecht und nachlässig gearbei-
tetes Gesetzeswerk war. 
Letzten Endes aber ist der „Fall Küster" aus dem unmög-
lichen Bestreben entstanden. die Wiedergutmachung in den 
normalen Ablauf des sich konsolidierenden öffentlichen 
Lebens einzubauen. Man wollte ihr Argernis beseitigen. 
Außcrlich geschah das so. daß der Ministerrat des Landes 
Baden-Württemberg beschloß. grundsätzliche Wietlerzut-
mathungserlasse künftig an die interne Zustimmung des 
Finanzministers zu binden und die Stellung des Wiedergut- 
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machungsbeaulftragten ın ıne Beamtenstellung ım Range IIT) RKlarhei und Wahrheit
eines Ministerijalrates umzuwandeln. huster wehrte sıch Ein Beitrag uUum Fall Küster UVon Yıktor Rennermıt Recht dagegen. Man hatte ıhm ankbar dafür se1ın sol-
len. daß ın seiner Person und seiner Stellung dıe be- Den folgenden Beitrag hat Justizminister J. Uiktor
sondere Hoalle zZu Ausdruck brachte, dıe dıe Wicdergut-
machung ıIm deutschen Leben spielt oder spiclen spilte. Auın

ENNCT Verfüzung gestellt. Die Darlegungen CnNnNerSs
unternchmen den schr verwisuelten ‚Tall khüuster‘ ın se1l-

ann die Folgen eınes Alordes nıicht in en beruhigten NC Gesan:stzusammenhang durzustellen.
auf e1NCcSs normalen Lebens einbauen un dıe Sühne für
die furchtbaren Verbrechen 409 den Juden un den - Die Entlassung des Rechtsanwalts Ötto Küuster als Lei-
deren Verfolgten des Dritten Reiches nicht ın dıe Beduürtif- ter der Wiedergutmachungsabteilung des Justizmin1-
n1isse des bürokratischen Ordnungsdenkens un ormalı- sterıums 1im an Baden-Württemberg hat dıe ÖOpfer
sierungswillens. des Nationalsozialismus und diejenıgen, denen mıt

ıhr ernstestes Anliegen ist, das verletzte Recht wieder-Die Hilflosigke:i jedes bürokratischen Apparats gegenüber herzustellen, lebhaft beunruhigt und mıt tiefer orgemoralisch außerordentlichen Situationen Uun: Forderungen rfülltschlägt oft unversehens In Bosheit und se1ı  D von

noch bıederen und braven Äännern edient und gelenkt Der „Fall Küuster“ hat aber noch eıne andere Seite,
Das ıst eın  H weiterer Aspekt des Falles Küuster. 1ese Bosheit deren Anblick jeden erschrecken., Ja emporen

muß, der eine are un wuahthaflige Haltung der Re-außerte sıch zunächst in einem Geraune, Herumredereien, gıerung ın einem demokratischen Staatswesen für un -unter dem Schutz der Vertraulichkeit, vorgetragenen Be- erläßlich halt Es ıst besonders bedauerl:ch wenn e1nschuldıgungen er Unkorre!  eıten, Dienstverfehlungen,
Geldvergeudung ohne Küster bis heute all diesen verantwortungsbewußter un S gerecht denken-

der Mann wıe der linısterprasident ın eıner sSo be-Vorwürfen gehört worden ware. Sie steigerte sich dann deutsamen Angelegenheıit eıner derart irrıgen Ent-Eclat. scheidung kommt
Küster hatte ın seiner Bedrängnis ınen „zornigen” Privat- Nach meıiner Meinung haben der Ministerpräsident und
brief seiınen Freund und ollegzen, Professor Franz der Justizminister DMN Anfiang .  ıhrer Haltung Kuster
Böhm. geschrieben, der einıge fur die Regierung von adcen- gegenüber eine Begründung gegeben, die den Tatsachen
Württemberg und einzelne ıhrer Mitglieder wenig schme1- icht z ] c miındesten ıcht voll entspricht.
chelhafte Bemerkungen enthielt. Unberatenerweise hatıe Der Ministerpräsident kennt seın eigenes Innere nıcht,
einem Journalisten ine Abschrift dıeses Briefes ZUr Ver- wWwWe er darauf beharrt 33 seC1 iıhm darauf an
(ügung gestellt, damıit dieser die in iıhım enthaltenen dienst- kommen. das Mandatsverhältnis AKusters in eın eam-
rechtlichen Fakten für einen Artıkel benutze. Durch ıne tenverhältnis umzuwandeln. SESICH dıe Person Küsters
schwere Indiskretion dieses Journalisten (er gab ın unbe- habe nıchls schabt, habe ıh Ja auch für den BC-
fugterweise einem anderen Journalısten weiter) kam dieser eignetsten Mannn ZUur Leitung der Wiedergutmachungs-
TIEe dann ZUur kKenntnis des Ministerpräsidenten r. Geb- abteilung gehalten und ıhm eıne hohe Beamtenstelle
hard Müller, der iın DU ım geeignetien Augenbdlick De- angeboten. Und tauscht sıch über sıch selber. wenn

kanntgab und vVvVon dem m Parlament und Re- cr meınt, zwischen ıhm und Küster bestünden. ın der
gierungskreisen prompt losbrechenden „Sturm der Ent- Wiedergutmachung __ von dem Vertrag miıt Israel ab-
rüstung“ Küuster endgültig fristlos entließ. ürliıch richtete gesehen keine Meinungsverschiedenheiten grundsätz-
sich dieser Sturm gl Kuster und nıcht n den licher Art. Geradezu rührend Aa1LV ıst aber olgende
TAU! eines Privatbriefes. Die Verwahrlosung der gu- Feststellung des Justizministers: „Mit der allein ent-
ten Sitten “ öffentlichen Raum ist anscheinend so weıt scheidenden Seite des Falles Kuster steht dıie Nach-
fortgeschritten, daß zunächst Jemand auf “  len Gedanken prüfung der Herrn Kuster Ende Januar durch
kam. diesen Mißbrauch €e2NS3! den rüheren Leiter des Landesamtes für Wiedergut-

machung ıIn Stuttgart erhobenen Vorwürfe weder inmmernın hat nzZzwıschen der Sudwestdeutsche Journalisten- einem außeren noch in eınem inneren Zusammen-verband eın rengerichtsverfahren dıe 141 Jour- ang.nalısten eröffnet, auf die die Indiskretion zurückging Das Gegenteil rhellt daraus. daß der Ministerprä-und auf deren eigene Denn für den ernsthaiten siıdent VOrTr dem Finanzausschuß des andtags demfournalisten ıst der Ruf der Vertrauenswürdigkeit und Schutz der „ Vertraulichkeit“ schwere Vorwürtfe SCRENDiskretion geradezu diıe rundlage scıines RTrUuICs, >wischen
den Männern des öffentlichen Lebens und der _Offentlich- K üster and eines Ermittlungsberichtes über die

SCHCNH Küster gerichteten Anschuldigungen rhoben hat,keit“ vermitteln. und dieser Ruf ıst gebrechlich und ZUu sıch ZUu außern huster diıe Moöglichkeit absıcht-kostbar. ] ist Ja hnehin durch viele zweifelhafte FxX1i- lıch vorenthalten worden ıst_
stenzen ın diesem eruje und d Verführungen einer ent-
artetien Sensationspresse ımmer gefährdet. Sind die Politi- Diese meine Behauptungen 1l ıch miıt den folgenden

Ausführungen rAN erweısen versuchen.ker weniger gefährdet oder unempfndlicher? In England
aben, noch ıIn de: letzten Zeit, Mınister kaum schwer-
wiegenderen Anlässen gehen mussen. Niıemand S uns Der Vorkümpfer
moöchte etwas nlıches gerade 1n Baden-Württemberg wirk- Die Wiedergutmachung des VOom Nationalsozialismus
lich wuünschen. Aber @s ware ringen‘ wünschenswert, daß begangenen Unrechts ist eine Ehrenschuld des deutschen
die öffentliche Meinung die Politik zZu der Ördnung riefe, Volkes und eine der grundlegenden Voraussetzungen1e es ım Fall khuster  A angeblich ging. Die Deutschen jeder demokratischen Erneuerung. Und Nur durch dıe
haben ın Bund und Ländern ın etzter Zeit viel von Einlösung dieser Ehrenschuld kann das deutsche olk
„Fällen gehört”, die auf aterıa: beruhen, das IMNan merk- schlüssig beweisen. daß dıe ıin seinem Namen
wurdigerweise „vertraulich“ : vielleicht eil den Nationalsozialisten begangenen Verbrechen VeOTrT-
Vertrauensbrüchen, Schnüffeleicn. Bespitzelung, Indiskretio- urteilt. Das wıird eın Politiker und Minister auch heute
1cCnMn stammt. Wir hätten lieber wirkliches Vertrauen den noch nıcht öffentlich bestreiten Wagcen.Männern der Offentlichkeit. die unantastbare ber 1ese Grundsätze 1n die Tat mzusetzen, wWwäar un
Sphäre des Privaten respektieren. Selbst Überempfindlich- ist sehr schwier1g Uun: sechr muhsam. An ihrer Verwirk-
keit 1n Dingen des Anstandes würde gegenwärtig n lıchung hat bisher unverdrossen. mıiıt erößter Sach-

kennatis, untrüglichem Gerechtigkeitsgef ühl. und niıe

machungsbeauftragten in eine Beamtenstellung im Range 
eines Ministerialrates umzuwandeln. Küster wehrte sich 
mit Recht dagegen. Man hätte ihm dankbar dafür sein sol-
len. daß er in seiner Person und in seiner Stellung die be-
sondere Rolle zum Ausdruck brachte, die die Wiedergut-
machung im deutschen Leben spielt oder spiciLn sollte. Man 
kann die Folgen eines Mordes nicht in den beruhigten Ab-
lauf eines normalen Lebens einbauen und die Sühne für 
die furchtbaren Verbrechen an den Juden und den an-
deren Verfolgten des Dritten Reiches nicht in die Bedürf-
nisse des bürokratischen Ordnungsdenkens und Normali-
sierungswillens. 

Die Hilflosigkeit jedes bürokratischen Apparats gegenüber 
moralisch außerordentlichen Situationen und Forderungen 
schlägt oft unversehens in Bosheit um — und sei er von 
noch so biederen und braven Männern bedient und gelenkt 
Das ist ein weiterer Aspekt des Falles Küster. Diese Bosheit 
äußerte sich zunächst in einem Geraune, in Herumredereien, 
unter dem Schutz der Vertraulichkeit, vorgetragenen Be-
schuldigungen über Unkorrektheiten, Dienstverfehlungen, 
Geldvergeudung — ohne daß Küster bis heute zu all diesen 
Vorwürfen gehört worden wäre. Sie steigerte sich dann 
zum Eclat. 

Küster hatte in seiner Bedrängnis einen „zornigen" Privat-
brief an seinen Freund und Kollegen, Professor Franz 
Böhm, geschrieben, der einige für die Regierung von Baden-
Württemberg und einzelne ihrer Mitglieder wenig schmei-
chelhafte Bemerkungen enthielt. Unberatenerweise hatte er 
einem Journalisten eine Abschrift dieses Briefes zur Ver-
fügung gestellt, damit dieser die in ihm enthaltenen dienst-
rechtlichen Fakten für einen Artikel benutze. Durch eine 
schwere Indiskretion dieses ,Journalisten (er gab ihn unbe-
fugterweise einem anderen Journalisten weiter) kam dieser 
Brief dann zur Kenntnis des Ministerpräsidenten Dr. Geb-
hard Müller, der ihn nun im geeigneten Augenblick be- - 

 kanntgab und getragen von dem im Parlament und in Re.; 
gierungskreisen prompt losbrechenden „Sturm der Ent-
rüstung* Küster endgültig fristlos entließ. Natürlich richtete 
sich dieser Sturm gegen Küster und nicht etwa gegen den 
Mißbrauch eines Privatbriefes. Die Verwahrlosung der gu-
ten Sitten im öffentlichen Raum ist anscheinend so weit 
fortgeschritten, daß zunächst niemand auf den Gedanken 
kam. diesen Mißbrauch zu beanstanden. . 

Immerhin hat inzwischen der Südwestdeutsche Journalisten-
verband ein Ehrengerichtsverfahren gegen die beiden Jour-
nalisten eröffnet, auf die die Indiskretion zurückging —
und zwar auf deren eigene Bitte. Denn für den ernsthaften 
Journalisten ist der Ruf der Vertrauenswürdigkeit und 
Diskretion geradezu die Grundlage seines Berufes, zwischen 
den Männern des öffentlichen Lebens und der „Öffentlich-
keit" zu vermitteln. und dieser Ruf ist gebrechlich und 
kostbar. Er ist ja ohnehin durch viele zweifelhafte Exi-
stenzen in diesem Berufe und die Verführungen einer ent-
arteten Sensationspresse immer gefährdet. Sind die Politi-
ker weniger gefährdet oder unempfindlicher? In England 
haben, noch in dei letzten Zeit, Minister aus kaum schwer-
wiegenderen Anlässen gehen müssen. Niemand von uns 
möchte-etwas ähnliches gerade in Baden-Württemberg wirk-
lich wünschen. Aber es wäre dringend wünschenswert, daß 
die öffentliche Meinung die Politik zu der Ordnung riefe, 
um die es im Fall Küster angeblich _ging. Die Deutschen 
haben in Bund und Ländern in letzter Zeit zu viel von 
„Fällen gehört", die auf Material beruhen, das man merk-
würdigerweise „vertraulich* nennt. vielleicht weil es aus 
Vertrauensbrüchen, Schnüffeleien. Bespitzelung, Indiskretio-
nen stammt. Wir hätten lieber wirkliches Vertrauen zu den 
Männern der Öffentlichkeit, daß sie die unantastbare 
Sphäre des Privaten respektieren. Selbst Oberempfindlich-
keit in Dingen des Anstandes würde uns gegenwärtig nichts 
schaden. 

III) Klarheit und Wahrheit 

Ein Beitrag zum Fall Küster / Von Viktor Renner 

Den folgenden Beitrag- hat uns Justizminister a. D. Viktor 
Rcnnrr zur Verfügung gestellt. Die Darlegungen Renners 
unternamen es. den sehr verwiaelten Tall Küster' in sei-
nem Gesamtzusammenhang darzustellen. 

Die Entlassung des Rechtsanwalts Otto Küster als Lei-
ter der Wiedergutmachungsabteilung des Justizmini-
steriums im Lande Baden-Württemberg hat die Opfer 
des Nationalsozialismus und diejenigen, denen es mit 
ihr ernstestes Anliegen ist, das verletzte Recht wieder-
herzustellen, lebhaft beunruhigt und mit tiefer Sorge 
erfüllt. 
Der „Fall Küster" hat aber noch eine andere Seite, 
deren Anblick jeden erschrecken. ja sogar empören 
muß, der eine klare und wahrhaftige Haltung der Re-
gierung in einem demokratischen Staatswesen für un-
erläßlich hält. Es ist besonders bedauerlich. wenn ein 
verantwortungsbewußter und sonst so gerecht denken-
der Mann wie der Ministerpräsident in einer so be-
deutsamen Angelegenheit zu einer derart irrigen Ent-
scheidung kommt. 
Nach meiner Meinung haben der Ministerpräsident und 
der Justizminister von Anfang an ihrer Haltung Küster 
gegenüber eine Begründung gegeben, die den Tatsachen 
nicht — zum mindesten nicht voll — entspricht. 
Der Ministerpräsident kennt sein eigenes Innere nicht, 
wenn er darauf beharrt. es sei ihm nur darauf ange-
kommen. das Mandatsverhältnis Küsters in ein Beam-
tenverhältnis umzuwandeln. gegen die Person Küstors 
habe er nichts gehabt, er habe ihn ja auch für den ge-
eignetsten Mann zur Leitung der Wiedergutmachungs-
abteilung gehalten und ihm eine hohe Beamtenstelle 
angeboten. Und er täuscht sich über sich selber. wenn 
er meint, zwischen ihm und Küster bestünden. in der 
Wiedergutmachung — von dem Vertrag mit Israel ab- 
gesehen — keine Meinungsverschiedenheiten grundsätz-
licher Art. Geradezu rührend naiv ist aber folgende 
Feststellung des Justizministers: ,.Mit der allein ent-
scheidenden Seite des Falles Küster steht die Nach-
prüfung der gegen Herrn Küster Ende Januar durch 
den früheren Leiter des Landesamtes für Wiedergut.. 
machung in Stuttgart erhobenen Vorwürfe weder in 
einem äußeren noch in einem inneren Zusammen-
hang." 
Das Gegenteil erhellt daraus. daß der Miniiterprä-
sident vor dem Finanzausschuß des Landtags unter dem 
Schutz der »Vertraulichkeit" schwere Vorwürfe gegen 
Küster an Hand eines Ermittlungsberichtes über die 
gegen Küster gerichteten Anschuldigungen erhoben hat, 
zu dem sich zu äußern Küster die Möglichkeit absicht-
lich vorenthalten worden ist. 
Diese meine Behauptungen will ich mit den folgenden 
Ausführungen zu erweisen versuchen. 

Der Vorkämpfer 

Die Wiedergutmachung des vom Nationalsozialismus 
begangenen Unrechts ist eine Ehrenschuld des deutschen 
Volkes und eine der grundlegenden Voraussetzungen 
jeder demokratischen Erneuerung. Und nur durch die 
Einlösung dieser Ehrenschuld kann das deutsche Volk 
schlüssig beweisen. daß es die in seinem Namen von 
den Nationalsozialisten begangenen Verbrechen ver-
urteilt. Das wird ein Politiker und Minister auch heute 
noch nicht öffentlich zu bestreit -en wagen. 
Aber diese Grundsätze in die Tat umzusetzen, war und 
ist sehr schwierig und sehr mühsam. An ihrer Verwirk-
lichung hat bisher unverdrossen. mit größter Sach-
kennntis, untrüglichem Gerechtigkeitsgefühl und nie 
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erlahmender Energie Küster ım und 1m Bund hren Ruf nıcht durch die Größe der Leistungen 1TWOT -

gearbeitet. 1e enner wıssen, daiß se1ın Wiırken ben habe Nordrhein- Westfalen Z. habe auf den
vorbildlich Waäar. wurde ıhm dadurch erleichtert, daß Kopf der Bevölkerung weit mehr bezahlt sondern

freier Rechtsanwalt leiben ronnte un auf Grund dadurch. daß Ensıcht und Beschämung über das Ge-
eınes Mandatsvertrages tatıg w il und dafß ıhm. als chehene un Ausdruck gebracht un eıne. wenn So
er 1n der Wiedergutmachungsarbeit einen ondermin!-

Ferner klarte er Dr. \Tüller in diesem Brief daruber
dürtfe. bußfertige Energie betätigt worden sel.

ster ablöste, die Stellung eiınes V izeministers einge-
raumt wurde. der unmıiıttelbar riftlich und mundlıch auf, der ıhm Küster ursprünglich ab-
mıt dem Landtag verkehren durite gelehnte Gedanke eıner Zahlungz Israel Bun-
Unermüdlich arbeıtete Küster auch an eiınem einheitlichen deskanzler Dr. Adenauer selber stamme, und bedau-
Bundesentschädigungsgesetz mit: tat das mıt der erte schlieislich, mıiıt einem Manne, den se1t der ersten
gleichen LEnergie, nıt der Israel-Abkommen Begegnung ın den Jahren der Unterdrückung schätze,
vorangetricben hatte Leider War ıhm hierbe: eın jetzt kontrovers werden zu mussen.

arauf erhijelt Kuster dem 16 10 9592 eine Ant-kümmerlicher Erfolg beschieden.
ich brauche nıcht auf das Bundesentschädigungsgesetz wort Dr Müllers, die dahin ging, Sr onne vorläufig
vVom 15 September 053 und seiıne Entstehungsge- ZUu den Küster hinterbrachten Äußerungen keine Stel-
schichte einzugehen. Was daruüuber und dazu Zu <  st, lung nehmen: da Sr auf rund bitterer Erfahrungen
hat Küster selber ın seiınem Dezember 1953 in schon ange die UÜbung habe, ın solchen Fällen eine
Freiburg gehaltenen Vortrag gt (vgl. Freiburger Stellungnahme davon abhängig machen. daß hm
Rundbrief, VI Folge, 195  /54 Nummer 21/ Wer der Name der Gewährsmänner genannt werde. denn

mıiıt der Wiedergzutmachung aufrichtig meınt, muß das beliebte Verfahren, Q US dem Hıntergrund ber
Küster Recht geben lıt diesem dürftigen Gesetz kann irgendwelche Außerungen. besonders vertraulicher Art

deutsche olk seine Ehrenschuld nıcht einlösen. einem Dritten { berichten, habe schon mafßloses Unheil
Deshalb mußte as, w..l5 Küster Zu diesem Gesetz BC- angcerichtetet. Am —_> .. > 10 1952 teilte Küster Dr. V{ül-
sagt hat, gesagt werden un keiner konnte besser als ler den Namen eines Gewährsmannes mıt dessen Zu-
er. Wer klar und deutlich spricht. wer überzeugend stıimmung miıt
die Kümmerlichkeit eiıner Gesetzesarbeit aufzeigt, schafft ber siehe. da ward keine Stimme noch Antwort.
sıch notgedrungen Feinde. Daß Bundesfinanzminister
Schäffer ihnen gehort, ist bekannt. Als Dr. Müller Ministerpräsident geworden War, kam

Kritik sich Pierzen Zu Küster noch einmal auf die Angelegenheit zurückAnstatt die berechtigte vergeblich jedoch Ein so Verhalten WIE Dr.nehmen. hat - 5. 954 dem Justizministerium Müller 1er gezeıigt hat IMNan. ; gradvVon Baden- Württemherg geschrieben „Solange Herr heraus und derb reden will, „kneiten“.Küuster dem sachliche Kritik. suweiıt sıe als freier Die Anwurfe „vertraulıcher Art” sind {fenbar nochwa und Staatsbürger ubt nıcht verwehrt werden
soll, in seıner Eigenschaft als Staatsbeauftragter res massıver SCWESCH, als Küster sıe ın seinem Brief
Landes und Abteilungsleiter hres Hauses, fortfährt, in Dr. Muüller VOom 195 zıtıert hat. Sie sollen

etwa gelautet haben Auster seı Adenauer un Schäf-öffentlich gehaltenen en das Bundesergänzungs- fer in den Rücken gefallen, er hätte die Bundesrepu-gesetz ZUrC Entschädigunyg der Opter der nationalsozıa- blik die Juden un: uUum viele Milliardenlistischen Verfolgung nıcht NUuTr kritisieren. sondern gebracht. überdies verschwende Steuergelder Ba-der VOonNn ıhm bisher bel:ıebten Weise als eın Mach- den-W ürttembergs 141e Juden Dr. ül-werk unfähiger Personen hinzustellen, erscheint eine
Zusammenarbeit mıiıt iıhm icht möglıch kann daher ler ın Stuttgart die Macht ame, werde er auf-
auch nach erneuter Prüfung meı1ne Weisung an die raumen. Kuster hat diese Fassung in seinem Brief
Herren meınes Hauses. en Verhandlungen über Fra- an Professor Dr Böhm mitgeteilt. Dr Muüuller hat die-
en

ser Fassung nıcht widersprochen, obwohl der Justiz-der Wiedergutmachung fernzubleibenadenen Herr minıster eine Abschrift dieses Briefes den Abgeordne-uüuster als Vertreter des Landes Baden- Württemberg ten des Landtags hat zugehen lassen.noch teilnehmen ollte, E aufrechterhalten.“ Damit Ist es zuvıel gesagt man auptet, diesehat WwWas nebenbei; merkt se1 der Bundesfinanz- sive Fassung der Au TuNngen Dr Müllers ıst nachmiınıster nach meniner Auffassung die Verfassung Ver-
letzt (s Art. BGG) dessen Verhalten ım Herbst 19592 Küuster gegenüber.
ber ıcht NUTr Herr Schäffer, sondern auch Minister- nach seinem Schweigen auf die Wiedergabe ım Brief

An Protessor Böohm und nach seinem Vorgehen
Küusters.

präsıdent Dr Gebhard Muüller ist schon lange eın Geg- Küster ur glaubhatt?
icht geglaubt werden kann aber 1e Darstellung Dr
\.lllel’& se1 hm 3 un die Beseitigung des vVon iıhmalter roll für verfassungswidrig gehaltenen Mandatsverhältnis-

Dr Müller hat schon, als noch Staatspräsident des z um S Umwandlung In eın eamtenver-
Landes Württemberg-Hohenzollern WAÄäfT, der Per- haältniıs un nıcht um die Person Küsters.
S Küusters, seiner tellung und seinem Autftreten Die Gelegenheit, den alten Grolil sich auswirken las-
Bundesrat Anstoß SENOMIMEN un sich entsprechen: sCcnMN, sollte bald kommen.

außert. Das kannn ich AUS eigener Wahrnehmung Vor allem Wäar Dr. Müller Mandatsverhältnis eın
gCn. Dorn ım Auge Ar und ıst  x der Meinung. eın Posten,

Er hat sıch dann später, offenbar ıIn ahnlicher Weise. wıe ıhn K  uster  b se1it 945 mıt großem Erfolg versehen
uüber Küster ausgesprochen. Im Herbst 1952 erfuhr die- hat, könne Aur von einem Beamten bekleidet werden.
ser namlich dais Dr. Müller belhaupte, f  ©  CT Küster Darüber kann atsächlich verschiedener Nieinung

Mitglied der SPD und verschaiffe den uden über- se1n. Immerhin. den Vertrag hatte der hochangeschene
mäßige Leistungen olfentlichen Mitteln Küster frühere langjäahrige Justizminister Dr. Beverle abge-
schrıeb darauf Dr. Muller AMM 1959 einen rıe schlossen. VO| dem Dr. Afüller sehr gefördert worden
ın dem er7 darautf hinwies. sel nıcht AMitglied der SPD., ist. un! der ıhm Juristischen Kenntnissen un Fähig-
die Behauptung Dr Müllers ser nicht ehrenrührıg keiten bestimmt nichts nachsıibt Zwei Nachfolger Dr
1ber ımmerhin irrefüuhrend. ınd ın dem u ausführte. Beverles als Justizminister hautten den Vertrus eben-
dal: die Wicdergutmachun:z Baden- Württembergs sich flls (ur zul  ıe gehalten. Dals an mit ihm

erlahmender Energie Küster im Land und im Bund 
gearbeitet. Die Sachkenner wissen, daß sein Wirken 
vorbildlich war. Es wurde ihm dadurch erleichtert, daß 
er freier Rechtsanwalt bleiben konnte und auf Grund 
eines Mandatsvertrages tätig war und daß ihm. als 
er in der Wiedergutmachungsarbeit einen Sondermini-
ster ablöste, die Stellung eines Vizeministers einge-
räumt wurde. der unmittelbar schriftlich und mündlich 
mit dem Landtag verkehren durfte. 
Unermüdlich arbeitete Küster auch an einem einheitlichen 
Bundesentschädigungsgesetz mit: er tat das mit der 
gleichen Energie, mit der er das Israel-Abkommen 
vorangetrieben hatte. Leider war ihm hierbei nur ein 
kümmerlicher Erfolg beschieden. 
Ich brauche nicht auf das Bundesentschädigungsgesetz 
vom .18. September 1953 und seine Entstehungsge-
schichte einzugehen. Was darüber und dazu zu sagen ist, 
hat Küster selber in seinem am 3. Dezember 1953 in 
Freiburg gehaltenen Vortrag gesagt (vgl. Freiburger 
Rundbrief, VI. Folge, 1953/54. Nummer 2l/24). Wer 
es mit der Wiedergutmachung aufrichtig meint, muß 
Küster Recht geben. Mit diesem dürftigen Gesetz kann 
das deutsche Volk seine Ehrenschuld nicht einlösen. 
Deshalb mußte das. was Küster zu diesem Gesetz ge-
sagt hat, gesagt werden und keiner konnte es besser als 
er. Wer so klar und deutlich spricht. wer so überzeugend 
die Kümmerlichkeit einer Gesetzesarbeit aufzeigt, schafft 
sich notgedrungen Feinde. Daß Bundesfinanzminister 
Schiffer zu ihnen gehört. ist bekannt. 
Anstatt die nur zu berechtigte Kritik sich zu Herzen zu 
nehmen. hat er am 31. 5. 1954 dem Justizministerium 
von Baden-Württemberg geschrieben: „Solange Herr 
Küster. dem sachliche Kritik. soweit er sie als freier 
Anwalt und Staatsbürger übt. nicht verwehrt werden 
soll, in seiner Eigenschaft als Staatsbeauftragter Ihres 
Landes und Abteilungsleiter Ihres Hauses, fortfährt, in 
öffentlich gehaltenen Reden das Bundesergänzungs-
gesetz zur Entschädigung der Opfer der nationalsozia-
listischen Verfolgung nicht nur zu kritisieren. sondern 
in der von ihm bisher beliebten Weise als ein Mach-
werk unfähiger Personen hinzustellen, erscheint eine 
Zusammenarbeit mit ihm nicht möglich. Ich kann daher 
auch nach erneuter Prüfung meine Weisung an die 
Herren meines Hauses. allen Verhandlungen über Fra-
gen der Wiedergutmachung fernzubleiben. an denen Herr 
Küster als Vertreter des Landes Baden-Württemberg 
noch teilnehmen sollte, nur aufrechterhalten." Damit 
hat — was nebenbei bemerkt sei — der Bundesfinanz-
minister nach meiner Auffassung die Verfassung ver-
letzt (s. Art. 53 BGG). 
Aber nicht nur Herr Schäffer, sondern auch Minister-
präsident Dr. Gebhard Müller ist schon lange ein Geg-
ner Küsters. 

Ein alter Groll 

Dr. Müller hat schon, als er noch Staatspräsident des 
Landes Württemberg-Hohenzollern war, an der Per-
son Küsters, seiner Stellung und seinem Auftreten im 
Bundesrat Anstoß 0  (Yenornmen und sich entsprechend 
geäußert. Das kann ich aus eigener Wahrnehmung 
bezeugen. 
Er hat sich dann später, offenbar in ähnlicher Weise. 
über Küster ausgesprochen. Im Herbst 1952 erfuhr die-
ser nämlich. daß Dr. Müller behaupte. er — Küster — 
sei Mitglied der SPD und verschaffe den Juden über-
mäßige Leistungen aus öffentlichen Mitteln. Küster 
schrieb darauf Dr. Müller am 3. 10. 1952 einen Brief, 

- in dem er darauf hinwies. er sei nicht Mitglied der SPD, 
die Behauptung Dr. Müllers sei zwar nicht ehrenrührig 
aber immerhin irreführend. und in dem er ausführte. 
daß die ‘Viedergutmachung Baden- Württembergs sich  

ihren Ruf nicht durch die Größe der Leistungen erwor-
ben habe — Nordrhein-Westfalen z. B. habe auf den 
Kopf der Bevölkerung Weit mehr bezahlt — sondern 
dadurch. daß Einsicht und Beschämung über das Ge-
schehene zum Ausdruck gebracht und eine. wenn er so 
sagen dürfe, bußfertige Energie betätigt worden sei. 
Ferner klärte er Dr. Müller in diesem Brief darüber 
auf, daß der von ihm — Küster — ursprünglich ab-
gelehnte Gedanke einer Zahlung an Israel vom Bun-
deskanzler Dr. Adenauer selber stamme, und bedau-
erte schließlich, mit einem Manne, den er seit der ersten 
Begegnung in den Jahren der Unterdrückung schätze, 
jetzt kontrovers werden zu müssen. . 
Darauf erhielt Küster unter dem 16. 10. 1952 eine Ant-
wort Dr. Müllers, die dahin ging, er könne vorläufig 
zu den Küster hinterbrachten Äußerungen keine Stel-
lte nehmen: da er auf Grund bitterer Erfahrungen 
schon lange die Übung habe, in solchen Fällen eine 
Stellungnahme davon abhängig zu machen. daß ihm 
der Name der Gewährsmänner genannt werde. denn 
das so beliebte Verfahren, aus dem Hintergrund über 
irgendwelche Äußerungen. besonders vertraulicher Art 
einem Dritten zu berichten, habe schon maßloses Unheil 
angerichtet«. Am 22. 10. 1952 teilte Küster D .r. Mül-
ler den Namen eines Gewährsmannes mit dessen Zu-
stimmung mit. 
Aber siehe, da ward keine Stimme noch Antwort. 
Als Dr. Müller Ministerpräsident geworden war, kam 
Küster noch einmal auf die Angelegenheit zurück — 
vergeblich jedoch. Ein solches Verhalten — wie es Dr. 
Müller hier gezeigt hat — nennt man. wenn man grad 
heraus und derb reden will, „kneifen. . 
Die Anwürfe ..vertraulicher Art -  sind offenbar noch 
massiver gewesen. als Küster sie in seinem Brief 
an Dr. Müller vom 3. 10. 1952 zitiert hat. — Sie sollen 
etwa gelautet haben: Küster sei Adenauer und Schäf-
fer in den Rücken gefallen, er hätte die Bundesrepu-
blik an die Juden verraten und uns um viele Milliarden, 
gebracht. überdies verschwende er Steuergelder Ba-
den-Württembergs an die Juden: wenn er — Dr. Mül-
ler — in Stuttgart an die Macht käme, werde er auf-
räumen. — Küster hat diese Fassung in seinem Brief 
an Professor Dr. Böhm mitgeteilt. Dr. Müller hat die-
ser Fassung nicht widersprochen, obwohl der Justiz-
minister eine Abschrift dieses Briefes den Abgeordne-
ten des Landtags hat zugehen lassen. 
Ist es zuviel gesagt. wenn man behauptet, diese mas-
sive Fassung der Äußerungen Dr. Müllers ist nach 
dessen Verhalten im Herbst 1952 Küster gegenüber. 
nach seinem Schweigen auf die Wiedergabe im Brief 
an Professor Böhm und nach seinem Vorgehen gegen 
Küster durchaus glaubhaft? 
Nicht geglaubt werden kann aber die Darstellung Dr. 
Müllers, es sei ihm nur um die Beseitigung des von ihm 
für verfassungswidrig gehaltenen Mandatsverhältnis-
ses bzw. um dessen Umwandlung in ein Beamtenver-
hältnis gegangen und nicht um die Person Küsters. 
Die Gelegenheit, den alten Groll sich auswirken zu las-
sen, sollte bald kommen. 
Vor allem war Dr. Müller das Mandatsverhältnis ein 
Dorn im Auge. Er war und ist der Meinung. ein Posten, 
wie ihn Küster seit 1945 mit großem Erfolg versehen 
hat, könne nur von einem Beamten bekleidet werden. 
Darüber kann man tatsächlich verschiedener Meinung 
sein. Immerhin. den Vertrag hatte der hochangeschene 
frühere langjährige Justizminister Dr. Beyerle abge-
schlossen. von dem Dr. Müller sehr gefördert worden 
ist. und der ihm an juristischen Kenntnissen und Fähig-
keiten bestimmt nichts nachgibt. -Zwei Nachfolger Dr. 
Beyerlcs als Justizminister hatten den Vertrag eben- 
falls für zuhissig gehalten. Daß man mit ihm neue 
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Wege Wäa und CT deshalb unbcugsanicn noch loyaler verfahren könne“. Es war auch ıhm klar,
Vertretern des überkommenen Beamtenwesens nıcht dalß hüster, der schon Vor Jahren einen Mınisterial-
gefiel, se1ı nıcht bestritten. ber Man hätte sıch doch direktorposten 1m Bund hatte haben können, dem
fragen können., ob eın Auftragsverhältnis nıcht auch Justizministeriıum eiıne Ministerialdirigentenstelle In
noach bıs ZU Abschluß der Wiedergutmachung bestehen Aussıcht vestellt hatte. das Angebot Als Alıinisterialrat
Dleiben könne, nachdem der Beauftragte sSeInNCN Auf- Deamter werden. als bewuüuiste Aränkung empfinden
trag bisher ausgezeichnet ausgeführt und unter ber- und ausschlagen wurde. Aber gerade das wunschten
windung großer Anfangsschwierigkeiten die W ıeder- und der Justizminister, miıt der Ablehnung der Mini-
gutmachungsbehörden aufgebaut un ıhre Geschäfte sterialratstelle durch huster War der Weg ZUFr Kündi-
llott 1n Gang gebracht hatte. SUNg des landautsvertrages fre]l. S  1e€ wurde 8 Juni
ber Dr. Müller War der einung, Küuüster habe seinen 054 auch ausgesprochen miıt Wirkung auf den 31 De-

zember 1954.Auftrag nıcht richtig, sondern Schaden des Lan-
des ausge Für Kuster War aber eın anderer Vorgang noch schwer-

wiegender. Schon im ‚NV\ovember 195  3 hatte der Finanz-
Der TS} Angriff miıinister verlangt, dafs die ZUr Dur  ührung des Bun-

desentschädigungsgesetzes erforderlichen Rechts- und
In Verhandlungen über die oöhe der Vergütung Kü- Verwaltungsvorschriften In Zukunfit gemeinsam mıt dem
sters, 1n enen Vor allem das Finanzministerium beam- Finanzministeri um un\! Benehmen mıiıt den sONSt
tenrechtliche edenken Küsters Anträge VOT- beteiligten Ministerien erlassen seien. 1ın solches
brachte, hatte das Justizministerium vorgeschlagen,
Küuster solle Beamter und solle für ıhn eiıne Minit- Abs.

erlangen widerspricht der Bestimmung des 88,

sterjaldırıgentenstelle geschaffen werden. Dar- Obwohl eiıne VvVom Ministerrat 954 miıt deru eıner nterredung zwischen Dr Müller Prüfung der Frage beauftragte kleine Kommissı:on VOTLI -und Küuster am Januar 954 Dr üuller behauptet, geschlagen hatte, eınen Beirat beim Justizministerıumhabe hierbe: erklärt, kuster musse Beamter Wer- bılden. der dem Überlandesgerichtspräsidentenen, könne Ministerialdirigenten ernannt WEeTr-
den, s der Landtag zustimme: Muüller habe a. Perlan und ]e einem Vertreter des Justiz- und
damit geschlossen, gesagt habe, Kuster könne linanzminısteriums estehen un den Justizminıster ın

Wiedergutmachungsfragen gzrundsätzlıcher Bedeu-ıcht damlit rechnen, daß er seiıne Meınung andere. In tung oder Vo  - besonderer Wichtigkeit beraten ollte,der Landtagssitzung VOmM 4, 05434 erklärte wort- und, obwohl küster sıch bereit erklärte, der Empfehlungliıch „JI habe ıhm einen Vorschlag gemacht, der ıhn der Kommiıssıon olgen, erließ der Ministerratiımmerhın nach ei{wa Sa bis )yahrıger Tätigkeit Im Ju- 1954 folgenden Beschluß: „Bevor VO Justiz-stizdienst bereits in eine der obersten Stellen der Mini- miıinisterium allzemeine Anordnungen von erheblichersterialbürokratie rın Karın eigentlich noch
oyaler verfahren. als ich selber versuchte, Gnanzieller Bedeutung auf dem Gebiete der Wieder-
Herrn Küster diese Regelung schmackha: il  O gutmachung erlassen werden, ıst das FEinvernehmen

en ... nıt dem Finanzmı:nisteriıum herzustellen.“
Der Ministerpräsident un der Justizminister wußten.Küster gıbt eine etwas andere Darstellung. arna:| daß Küuster eincen olchen Beschluß für eiıne Verletzunghabe Dr. Müller gesagt, er Kuster mMuUuSsSse des BEG ansehen un sıch ıhm n;cht ugen un auchBeamter werden, aber Begründung hinzugefügt,

hätte 21AN Ja nıcht einmal dıe Möglichkeit eines deshalb auf der Ablehnung seiner Verbeamtung be-
harren wurDiszıplinarverfahrens SCHEN ılın. Auf se1ne vergewis-

sernde Frage, ob C® überhaupt stimme, daß ıhm Der Großangriffeine 84 7a-Stelle biete, die Antwort Dr Müllers CT -
folgt. das habe nig:ht gesagt, sondern der Vertreter Man hatte also gekündigt und konnte aran gehen,des Justizministeriums, WisSse Ja gar nicht, ob eine die Leitung der Wiedergutmachung eiınenm Beamten Z

solche Stelle ewilli werde. Dr. Müuüller habe auch
ıcht miıt der Erklärung geschlossen, Küster könne niıcht einem Ministerijalrat übertragen. Der Justiz-

mınıster hatte auch schon einen bestimmten Mannn S@1-damıt rechnen, daß seıne Meinung ändere, sondern
damıt, dalß CT auf seine Küsters rage, C  Ü  } er

Mınisteriums ım Au S, Die Regierung beantragte
be  1m Landtag ın eincm achtrag Zu Justizetat eineMüller also dem Ministerrat CL Beendigung des zusätzliche Ministerijalratstelle. ber sıiehe da, esDienstverhältnisses vorschlagen werde. ZUur ntwoart ıben unerwartete Schwierigkeiten. Die Offent-gab d, das werde ıch oder ich werde nıchts ichkeit reagierte empfindlich, und 1n der Sitzun destun.“ Finanzausschusses vom 954 wurde bezweife t‘ obMan muß schon SaKCH, ıe Begründung mit dem 1821-

plinarverfahren Wäar sehr „schmackha: ur den un-
das Vorgehen der Regierung richtig s@1. (Dr. Muül-
ler behauptet in seiner, in der Nummer 18 der Stutt-

freiwilligen Bewerber E eine Beamtens  le. Aber r' Zeitung VO 13 ugus 1954, veröffentlichten
Mag auf sıch beruhen LErklärung, in der Sıtzung des Finanzauschusses habe
Wenn J° ın einem Fall, so kann hier en die Kündigung des ÄMandatsvertrages gar ıcht ZUur De-
entscheiden. Und diese Entscheidung kann nNnur lauten, batte gestanden, sondern ledigli die Schaffung einer
die Darstellung Küusters .  ist richtig. Dr. Müller hat ıhm Beamtenstelle für den Leiter der Wiedergutmachung.nıe ernsthaft eine Ministerialdirigentenstelle angeboten, Wie eine solche Behauptung zufstellen kann, ıst 1r

hätte nicht 1Im Juni, nachdem er bis dahın die unerfindlich. Der Landtag mOge das Protkoll] über diese
Sache hatte autf sich beruhen lassen, mıt dem Angebot Sitzung veröffentlichen, dann kann jJedermann lesen, laß
NUur einer Ministerialratstelle herausrüucken duüurten. Dr. Muller seitenlanze Ausführungen darüber gemachtKe  ın Beamter, dem E zuersi eine Dirigentenstelle hat, e das Mandatsverhältnis nıcht habe fort-
angetragen hat. wird nach eın Paar Monaten mMır nıchts können., doch wol habe kündigen MUS-
dır nıchts eine Ratstelle annehmen. Er wird vieimenr sen. —) Dr. Mlüller und Dr Haufßmann erklärten sıch
mıiıt Recht einem: so des Angebots bereit, ın eiıner vertraulichen Sitzung des Finanz-Aus-
schließen, daß ıh: los seın 111 schusses ber die Gründe des Nachtrags ZU Haushalt

der Justiz ZUu berichten.Und wagt Dr. Mülhler fragen, ob „eigentlich
äl

Wege gegangen war und er deshalb unbeugsamen 
Vertretern des überkommenen Beamtenwesens nicht 
gefiel, sei nicht bestritten. Aber man hätte sich doch 
fragen können, ob ein Auftragsverhältnis nicht auch 
noch bis zum Abschluß der Wiedergutmachung bestehen 
bleiben könne, nachdem_der Beauftragte seinen Auf-
trag bisher so ausgezeichnet ausgeführt und unter Ober-
windung großer Anfangsschwierigkeiten die Wieder-
gutmachungsbehörden aufgebaut und ihre Geschäfte 
flott in Gang gebracht hatte. 
Aber Dr. Müller war der Meinung, Küster habe seinen 
Auftrag nicht richtig, sondern zum Schaden des Lan-
des ausgeführt. 

Der erste Angriff 
In Verhandlungen über die Höhe der Vergütung Kü-
sters, in denen vor allem das Finanzministerium beam-
tenrechtliche Bedenken gegen Küsters Anträge vor-
brachte, hatte das Justizministerium vorgeschlagen, 
Küster solle Beamter und es solle für ihn eine Mini-
sterialdirigentenstelle (B 7a) geschaffen werden. Dar-
über kam es zu einer Unterredung zwischen Dr. Müller 
und Küster am 9. Januar 1954. Dr. Müller behauptet, 
er habe hierbei erklärt, Küster müsse Beamter wer-
den, er könne zum Ministerialdirigenten ernannt wer-
den, wenn der Landtag zustimme; er — Müller — habe 
damit geschlossen, daß er gesagt habe, Küster könne 
nicht damit rechnen, daß er seine Meinung ändere. In 
der Landtagssitzung vom 17. 7. 1954 erklärte er wört-
lich; "Ich habe ihm einen Voi-schlag gemacht, der ihn 
immerhin nach etwa 8- bis 9jähriger Tätigkeit im Ju-
stizdienst bereits in eine der obersten Stellen der Mini-
sterialbürokratie bringt. Kann man eigentlich noch 
loyaler verfahren, als daß ich nun selber versuchte, 
Herrn Küster diese Regelung schmackhaft zu ma-
chen 
Küster gibt eine etwas andere Darstellung. Darnach 
habe Dr. Müller zwar gesagt, er — Küster — müsse 
Beamter werden, aber zur Begründung hinzugefügt, 
sonst hätte man ja nicht eintnal die Möglidakeit eines 
Disziplinarverfahrens gegen ihn. Auf seine vergewis-
sernde Frage, ob es überhaupt stimme, daß man ihm 
eine B 7a-Stelle biete, sei die Antwort Dr. Müllers er-
folgt. das habe nicht er gesagt, sondern der Vertreter 
des Justizministeriums, er wisse ja gar nicht, ob eine 
solche Stelle bewilligt werde. Dr. Müller habe auch 
nicht mit der Erklärung geschlossen, Küster könne nicht 
damit rechnen, daß er seine Meinung ändere, sondern 
damit, daß er auf seine — Küsters — Frage. ob er —
Müller — also dem Ministerrat die Beendigung des 
Dienstverhältnisses vorschlagen werde. zur Antwort 
gab: Ja, das werde ich — oder ich werde gar nichts 
tun.* 
Man muß schon sagen, die Begründung mit dem Diszi-
plinarverfahren war ja sehr „schmackhaft" für den un-
freiwilligen Bewerber um eine Beamtenstelle. Aber das 
mag auf sich beruhen. 
Wenn je in einem Fall, so kann man hier ex eventu 
entscheiden. Und diese Entscheidung kann nur lauten, 
die Darstellung Küsters ist richtig. Dr. Müller hat ihm 
nie ernsthaft eine Ministerialdirigentenstelle angeboten, 
er hätte sonst nicht im Juni, nachdem er bis dahin die 
Sache hatte auf sich beruhen lassen, mit dem Angebot 
nur einer Ministerialratstelle herausrücken dürfen. 
Kein Beamter, dem man zuerst eine Dirigentenstelle 
angetragen hat. wird nach ein paar Monaten mir nichts 
dir nichts eine Ratstelle annehmen. Er wird vielmehr 
mit Recht aus einem. solchen Wechsel des Angebots 
schließen, daß man ihn los sein will. 
Und da wagt Dr. Müller zu fragen, ob man „eigentlich 

noch loyaler verfahren könne". Es war auch ihm klar, 
daß Küster, der schon vor Jahren einen Ministerial-
direktorposten im Bund hätte haben können, dem das 
Justizministerium eine Ministerialdirigentenstelle in 
Aussicht gcstellt hatte. das Angebot als Ministerialrat 
Beamter zu werdc•n. als bewußte Kränkung empfinden 
und ausschlagen würde. Aber gerade das wünschten er 
und der Justizminister. mit der Ablehnung der Mini-
sterialratstelle durch Küster war der Weg zur Kündi-
gung des Mandatsvertrages frei. Sie wurde am 28. Juni 
1954 auch ausgesprochen mit Wirkung auf den 31. De-
zember 1954. 
Für Küster war aber ein anderer Vorgang noch schwer- 
wiegender. Schon im November 1953hatte der Finanz-
minister verlangt, daß die zur Durchführung des Bun-
desentschädigungsgesetzes erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Zukunft gemeinsam mit dem 
Finanzministerium und im' Benehmen mit den sonst 
beteiligten Ministerien zu erlassen seien. Ein solches 
Verlangen widerspricht der Bestimmung des § 88, 
Abs. 2 BEG. 
Obwohl eine vom Ministerrat am 11. 1. 1954 mit der 
Prüfung der Frage beauftragte kleine Kommission vor-
geschlagen hatte, einen Beirat beim Justizministerium 
zu bilden. der aus dem Oberlandesgerichtspräsidenten 
a. D. Perl= und je einem Vertreter des Justiz- und 
Finanzministeriums bestehen und den Justizminister in 
Wiedergutmachungsfragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung oder von besonderer Wichtigkeit beraten sollte, 
und, obwohl Küster sich bereit erklärte, der Empfehlung 
der Kommission zu folgen, erließ der Ministerrat am 
28. 6. 1954 folgenden Beschluß: "Bevor vom Justiz-
ministcriutn allgemeine Anordnungen von erheblicher 
finanzieller Bedeutung auf dem Gebiete der Wieder-
gutmachung erlassen werden, ist das Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium herzustellen." 
Der Ministerpräsident und der Justizminister wußten. 
daß Küster einen solchen Beschluß für eine Verletzung 
des BEG ansehen und sich ihm nicht beugen und auch 
deshalb auf der Ablehnung seiner Verbeamtung be-
harren würde. 

Der Großangriff 

Man hatte also gekündigt und konnte nun daran gehen, 
die Leitung der Wiedergutmachung einem Beamten —
einem Ministerialrat — zu übertragen. Der Justiz-
minister hatte auch schon einen bestimmten Mann sei-
nes Ministeriums im Auge. Die Regierung beantragte 
beim Landtag in einem Nachtrag zumJustizetat eine 
zusätzliche Ministerialratstelle. Aber siehe da, es er-
gaben sich unerwartete Schwierigkeiten. Die Öffent-
lichkeit reagierte empfindlich, und in der Sitzung des 
Finanzausschusses vom 6. 7. 1954 wurde bezweifelt, ob 
das Vorgehen der Regierung richtig sei. — (Dr. Mül-
ler behauptet in seiner, in der Nummer 187 der Stutt-
garter Zeitung vom 13. August 1954, veröffentlichten 
Erklärung, in der Sitzung des Finanzauschusses habe 
die Kündigung des Mandatsvertrages gar nicht zur De-
batte gestanden, sondern lediglich die Schaffung einer 
Beamtenstelle für den Leiter der Wiedergutmachung. 
Wie er eine solche Behauptung aufstellen kann, ist `mir 
unerfindlich. Der Landtag möge das Protkoll über diese 
Sitzung veröffentlichen, dann kann jedermann lesen, daß 
Dr. Müller seitenlange Ausführungen darüber gemacht 
hat, daß man das Mandatsverhältnis nicht habe fort-
setzen können. d. h. doch wohl. habe kündigen müs-
sen. —) Dr. Müller und Dr. Haußmnann erklärten sich 
bereit, in einer vertraulichen Sitzung des Finanz-Aus-
schusses über die Gründe des Nachtrags zum Haushalt 
der Justiz zu berichten. 
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Warum UN geheimnivoll? Nur zweı Beschwerden Dr Müullers sej]en noch erwähnt.
Er kann es ıcht verstehen, daß Küster in Frankfurt. 1nDas hatte seiınen gu rund. Dieser lag darin, daß

der Ministerpräsident die Ermittlungsberichte des Land- einem Vortrag Juni 1953, seine Auffassung über
gerichtspräsidenten Dr. eufe ZUr Stützung seiner in 1e Wiedergutmachung dahın zusammengefaßt hat

„Die Geschichte interessiert sıch für 1Latsachen, und werdieser Sitzung Kuster vorzubringenden Vor- mıiıt der wortreichen deutschen Wiedergutmachung be-wurtfe verwertien wollte. Wie 6S Zu diesen Berichten faßt ist, den packt geradezu eın Heißhunger ach Jlat-kam, ıst 1ın meinem, ın der ıNummer 185 der Stuttgarter
Zeitung VO August 954 erschienenen Artikel, sachen, nach Verwirklichung des s' Banz
dargestellt!. Justizminister Dr. Haußmann erklärte, nuchtern Zu aSCNH, nach Schreiben mıt amtlichen deut-

schen Briefköpfen, deren etzter Satz lautet: ‚Der De-die Berichte seıien 1m Justizminıisterium ohne ırgend trag wurde nen ZUr Zahlung angewiesen.‘“weiıtere Verfügung &4 den en worden, Wer sıch ın dieser 1Ns Schwarze treifenden Forderungauf sıe hın „keine Rechtsanwalt Küster enach-
teiligende Maßregel treifen war . Deshalb seien s1e für die Wiedergutmachungspraxis argert, der deckt

aber auch auf keinen Fall hın mitzuteijlen SC- freiwillig seine ınnere- Einstellung auf, 1e€ nıchts -
weCSsSCH.

deres besagt als das vorsichtig und mıt zugeknöpftenber aschen an die Bezahlung der Ehrenschuld des deut-Gut, unterstellen WITr das einmal. Dann häatten s1e schen Volkes herangehen.auch bei den en des Justizminister1ums bleiben MUS- Und schließlich kreidete Dr. uller Küster den Frei-un der Ministerpräsident hätte sS1e bei seinen
Darlezungen ım Finanzausschuß nıcht eiınmal erwäahnen, burger Vortrag VO 12 953 schwer Wer S1|
geschweige enn benuützen dürfen. n Das hat aber ber diesen Vortrag argert, der beweist damıit NUuT,

dafß seın Wiedergutmachungswille schwächlich ist, auch9 ohne vorher Kuster dazu gehört zı en. Bis
wenn ıh für kräftig haltheute konnte siıch Küster den Vorwürfen, die ıhm

Dr. Müller 1n dieser Sitzung gemacht at, noch ıcht Und der gleiche Mann, der diese Stellung 1m Finanz-
außern. Einige dieser Vorwürfe wıll ıch kurz aN- usschuß eingenoummen hat, 111 gzlauben machen, 1m
führen Falle Küuüster hätte eine Verschiedenheit in der grund-satzlıchen Auffassung uüber die Wiedergutmachung ichtDie Weigerung des Bundesfinanzıministers Schäffer, bestanden un keine Rolle gespielt.seıne Mitarbeiter an Sıtzungen der Bundesratsaus-
usse teilnehmen lassen, Küster aınwesend In diesem Zusammenhang muß ıch noch folgenden Vor-
sel, legt Dr. Muüller diesem ZUr Last, statt Schiffer auf Sang erwäahnen. In dem Entwurf der Regierungser-
das Verfassungswidrige eiıner solchen Anordnung hın- klärung stand der Satz „Die Re ljerung wırd die Wie-
weisen. ergutmachungsarbeit mıiıt dem isherigen Ernst wWEel1-

tertühren.“Er behauptet, Kuster habe SCHCH Entgelt Gutachten
für Privatpersonen erstattet. eım Beamten se1 klar, Diesen Satz hat der Ministerpräsident - dem Entwurf
daß er sıch mıiıt einem solchen Verhalten der einfachen: gestrichen. Er begründet CS damıit, da{fs er keine Selbst-
Bestechung, mıindestens aber eines erheblichen Dienst- verständlichkeiten wollte. Abgesehen davon, daß

„bisherig“ nıcht ohne weiteres selbstverständ-vergehens schuldig e., lich WÄär, hatte doch der Justizminister Kuster gesagt,1e völlige Freiheit des altens und Waltens Küsters der Ministerpräsident wuünsche, sıch Baden- Würt-und seine völlige Unabhängigkeıit Land V1'
eld gekostet. temberg in der Wiedergutmachung ıcht mehr VOT-

Das Gutachten Dr. Teutfels se1 sehr aufschlußreich:z dränge wıe bisher, gehö ZUuU den Richtlinien der
r richtig werte, festzustellen, ımmer  . Politik

Wenn ıch all zusammenhalte, glaube iıch, daß derheiße, se1 nıch: machen, weil Küster ıcht Be- Ministerpräsident jetzt wirklich glaubt, habe denamter sel: Cr Muüller wolle die große Zahl VvVon
Einzelfäilen, in denen Schaden entstanden ist, ıcht Satz als selbstverständlich gestrichen, aber [1 -

führen, weıl es sich dabei Beträge VvVon einigen derer Meinung War, als er ıhn strıch.
tausend Mark handle. Der Großangriff hatte Erfolg. Die weıt überwiegendeMehrheit des Ausschusses hat die Kündigung gebilligtGenug damit, sınd noch mehr Vorwürtfe ent- und der Schaffung einer ü Ministerialratstelle ZU-halten, für dıe kein Beweis erbracht ist und 1e€ ke  1n
mıt eıner großen und verantwortungsvollen Aufgabe gestimmt.
trauter Mann auf siıch sıtzen lassen kann.

Der Stoß „aus'dem Hintergrund“
‘ A . Aus d Fall Küster‘ unversehens ‚Fall Regierung‘

ndtag‘ geworden, Warum wıes30 Weil beide Die tlassun Küsters stieß In der Offentlichkeit auf
obersten jedes echtsstaates A ver!: entschiedenen iderspruch. Einigen einflußreichen Ab-den Fundamentalsatz nämlıch, audiatur altera pars‘. l_._L.' hin eordneten kamen Bedenken. 1e vereinbarten, für dender Ministerpräsident und ler UStizm1N1S! versu| diesen at-

miıt ‚Juristenfündlein'‘ verschleiern. iıhnen eıter der Wiedergutmachungsabteilung eine B 7a-
auch wei:  +h!  1N gelungen. 3 einlache 'atbestand Stelle (Ministerialdirigent) sd\afim; die Küster ohl
weiteren ffentlichkeit klargelegt werden. anzunehmen bereit W wäare. Außerdem sollte eınEin ehemaliger ges!  er der Wiedergutmachungsabteilung \ a Beirat ım Justizministerium für allgemeine ErlasseJustizministerium schwere ürfı seinen früheren org’esetz- 1n der Wieder tmachung gebildet und damıit die 10 -

sah ein, der Einleitung eines taatsanwaltschaft-
Küster hoben. Das Ministerium kam dadurch In einige Verlegen- inanzmınısterıum ersetzt werden. Alles

lıchen Ermittlungsverfahrens der Nzeige zuviel Ehre erwies3en
dung das

Küster unreht getan hätte: glaubte, Disziplinarverfahren e10-
schien sıch ın Wohlgefallen aufzulösen und Minister-

leiten dürfen, weıl Küster nıcht wäarftr. auf den ident und Justizminister fanden sıch esich der
Ausweg, für den _ Zustimmung Küsters versicherte, eaktion in der Offentlichkeit damit ab, Küster
würlfe durch einen ndesgerichtspräsidenten nachprüfen Leiter der Wiedergutmachungsabteilung bleibenDas Ainisterium sah das ursprünglich ander3 als jetzt offensicht- Wur q 'lich Art vereinbarter tenstrechtlicher Untersuchungdavon ausgıingen, Küster d Ergebnis der Nachprülung Da kam ihnen aber der bekännte Brief Küsters Pro-
geh‘ werden ht Iur sich anfangs nzeige H fessor Böhm schr gelegen. Ein Journalist hatte untersollte äußern können. Jeder Angeschuldigte kaınnn y Erzebnis der Vertrauensbruch genüber einem Kollegen, der den

ıhn stattfindet. 30045 der mehrfach vorbestrafte Schwerverbre-
ih: geführten Ermittlungen außern, evor Hauptverhandlung Brief Küuüster vertraulich erhalten hatte, eine Ab-

acner schrift dieses Driefes angefertigt und z  1e dein Minister-
Aus Die Kegierung un der Fall Küster, prasıdenten während eines Gesprüches ber den Fall
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Warum nun so geheimnivoll? 

Das hatte seinen guten Grund. Dieser lag darin, daß 
der Ministerpräsident die Ermittlungsberichte des Land-
gerichtspräsidenten Dr. Teufel zur Stützung seiner in 
dieser Sitzung gegen Küster vorzubringendenVor- 
würfe verwerten wollte. Wie es zu diesen Berichten 
kam, ist in meinem, in der Nummer 135 der Stuttgarter 
Zeitung vom 11. August 1954 erschienenen Artikel, 
dargestellt 1 . Justizminister Dr. Haußmann erklärte, 
die Berichte seien im Justizministerium ohne irgend 
weitere Verfügung zu den Akten genommen worden, 
da auf sie hin „keine Rechtsanwalt Küster benach-
teiligende Maßregel zu treffen war - . Deshalb seien sie 
ihm aber auch auf keinen Fall hin mitzuteilen ge-
wesen. 
Gut, unterstellen wir das einmal. Dann hätten sie aber 
auch bei den Akten des Justizministeriums bleiben müs-
sen, und der Ministerpräsident hätte sie bei seinen 
Darlegungen im Finanzausschuß nicht einmal erwähnen, 
geschweige denn benützen dürfen. — Das hat er aber 
getan, ohne vorher Küster dazu gehört zu haben. Bis 
heute konnte sich Küster zu den Vorwürfen, die ihm 
Dr. Müller in dieser Sitzung gemacht hat, noch nicht 
äußern. Einige dieser Vorwürfe will ich kurz an-
führen: 
Die Weigerung des Bundesfinanzministers Schäffer, 
seine Mitarbeiter an Sitzungen der Bundesratsaus-
schüsse teilnehmen zu lassen, wenn Küster anwesend 
sei, regt Dr. Müller diesem zur Last, statt Schäffer auf 
das Verfassungswidrige einer solchen Anordnung hin-
zuweisen. 
Er behauptet, Küster habe gegen Entgelt Gutachten 
für Privatpersonen erstattet. Beim Beamten sei klar, 
daß er sich mit einem solchen Verhalten der einfachen-
Bestechung, mindestens aber eines erheblichen Dienst-
vergehens schuldig mache. 
Die völlige Freiheit des Schaltens und Waltens Küsters 
und seine völlige Unabhängigkeit hätten das Land viel 
Geld gekostet. 
Das Gutachten Dr. Teufels sei sehr aufschlußreich; wenn 
man es richtig werte, sei festzustellen, daß es immer 
heiße, es sei nichts zu machen, weil Küster nicht Be-
amter sei; er — Müller — wolle die große Zahl von 
Einzelfällen, in denen Schaden entstanden ist, nicht an-
führen, weil es sich dabei um Beträge von nur einigen 
tausend Mark handle. 
Genug damit, es sind noch mehr Vorwürfe darin ent-
halten, für die kein Beweis erbracht ist und die kein 
mit einer so großen und verantwortungsvollen Aufgabe 
betrauter Mann auf sich sitzen lassen kann. 

ein ,Fall Landtag` geworden. Warum und wieso das? Weil beide einen 
der obersten Grundsitze jedes Rechtsstaates gröblich verletzt haben, 
den Fundamentalsatz nitnlidt. ,audiatur et altern pass'. Dazu hin haben 
der Ministerpräsident und der Justizminister versudit, diesen Tat-
bestand mit dünnen Juristenfandlein' zu verschleiern. Das ist ihnen 
auch weithin gelungen. Deshalb muß der einfache Tatbestand einer 
weiteren Offentlidikeit klargelegt werden. 
Ein ehemaliger Angestellter der Wiedergutmachungsabteilung hat beint 
Justizministerium schwere Vorwürfe gegen seinen früheren Vorgesetz-
ten Küster erhoben. Das Ministerium kam dadurdi in einige Verlegen-
heit. Es sah ein, daß man mit der Einleitung eines staatsanwaltschai-
lichen Ermittlungsverfahrens der Anzeige zuviel Ehre erwiesen und 
Küster unreht getan hätte; es glaubte, kein Disziplinarverfahren ein-
leiten zu dürfen. weil Küster nicht Beamter war. So kam es auf den 
Ausweg. für den es sich der Zustimmung Küsters versicherte. die An• 
würfe durch einen Landesgeridttspräsitienten nachprüfen au lassen. 
Das Ministerium sah das ursprünglich — anders als jetzt — offensidtt-
lich als eine Art vereinbarter dienstrechtlicher Untersuchung an, wobei 
beide davon ausgingen, daß Küster zu dem Ergebnis der Nachprüfung 
gehört werden müsse. und nidit nur sich anfangs zur Anzeige 14. 
sollte äußern können. Jeder Angeschuldigte kann sich zum Ergebnis der 
gegen ihn geführten Ermittlungen äußern. bevor die Hauptverhandlung 
gegen ihn stattfindet. sogar der mehrfach vorbestrafte Schwerverbre-
cher . . 1' 
(Aus: Dir Regierung und der Fall K.Cntrr. a. 0.)  

Nur zwei Beschwerden Dr. Müllers seien noch erwähnt. 
Er kann es nicht verstehen, daß Küster in Frankfurt. in 
einem Vortrag am 9. Juni 1953, seine Auffassung über 
die Wiedergutmachung dahin zusammengefaßt hat: 
„Die Geschichte interessiert sich für Tatsachen, und wer 
mit der wortreichen deutschen Wiedergutmachung be-
faßt ist, den packt geradezu ein Heißhunger nach Tat-
sachen, nach Verwirklichung des Rechts, um es ganz 
nüchtern zu sagen, nach Schreiben mit amtlichen deut-
schen Briefköpfen, deren letzter Satz lautet: ,Der Be-
trag wurde Ihnen zur Zahlung angewiesen.'" 
Wer sich an dieser ins Schwarze treffenden Forderung 
für die Wiedergutmachungspraxis ärgert, der deckt un-
freiwillig seine innere. Einstellung auf, die nichts an-
deres besagt als das: vorsichtig und mit zugeknöpften 
Taschen an die Bezahlung der Ehrenschuld des deut-
schen Volkes herangehen. 
Und schließlich kreidete Dr. Müller Küster den Frei-
burger Vortrag vom 3. 12. 1953 schwer an. Wer sich 
über diesen Vortrag ärgert, der beweist damit nur, 
daß sein Wiedergutmachungswille schwächlich ist, auch 
wenn er ihn für kräftig hält. 
Und der gleiche Mann, der diese Stellung im Finani-
ausschuß eingenommen hat, will glauben machen, im 
Falle Küster hätte eine Verschiedenheit in der grund-
sätzlichen Auffassung über die Wiedergutmachung nicht 
bestanden und keine Rolle gespielt. 
In diesem Zusammenhang muß ich noch folgenden Vor-
gang erwähnen. In dem Entwurf der Regierungser-
klärung stand der Satz: „Die Regierung wird die Wie-
dergutmachungsarbeit mit dem bisherigen Ernst wei-
terführen." 
Diesen Satz hat der Ministerpräsident aus dem Entwurf 
gestrichen. Er begründet es damit, daß er keine Selbst-
verständlichkeiten sagen wollte. Abgesehen davon, daß 
das „bisherig" nicht so ohne weiteres selbstverständ-
lich war, hatte doch der Justizminister zu Küster gesagt, 
der Ministerpräsident wünsche, daß sich Baden-Würt-
temberg in der Wiedergutmachung nicht mehr so vor-
dränge wie bisher, das gehöre zu den Richtlinien der 
Politik. 
Wenn ich all das zusammenhalte, glaube ich, daß der 
Ministerpräsident jetzt wirklich glaubt, er habe den 
Satz als selbstverständlich gestrichen, daß er aber an-
derer Meinung war, als er ihn strich. 
Der Großangriff hatte Erfolg. Die weit überwiegende 
Mehrheit des Ausschusses hat die Kündigung gebilligt 
und der Schaffung einer neuen Ministerialratstelle zu-
gestimmt. 

Der Stoß aaus*dem Hintergrund" 
Die Entlassung Küsters stieß in der Uffentlichkeit auf 
entschiedenen Widerspruch. Einigen einflußreichen Ab- 
geordneten kamen Bedenken. Sie vereinbarten, für den 
Leiter der Wiedergutmachungsabteilung eine B 7a-
Stelle (Ministerialdirigent) zu schaffen, die Küster wohl 
anzunehmen bereit gewesen wäre. Außerdem sollte ein 
Beirat beim Justizministerium für allgemeine Erlasse 
in der Wiedergutmachung gebildet und damit die Bin- 
dung an das Finanzministerium ersetzt werden. Alles 
schien sich in Wohlgefallen aufzulösen und Minister-

räsident und Justizminister fanden sich altgesichts der 
Reaktion in der Offentlidikeit damit ab, daß Küster 
Leiter der Wiedergutmachungsabteilung bleiben 
würde. 
Da kam ihnen aber der bekannte Brief Küsters an Pro-
fessor Böhm sehr gelegen. Ein Journalist hatte unter 
Vertrauensbruch gegenüber einem Kollegen, der den 
Brief von Küster vertraulich erhalten hatte, eine Ab-
schrift dieses Briefes angefertigt und sie dem Minister-
präsidenten während eines Gespräches über den Fall 

Aus dem ‚Fall Küster' ist unversehens ein .Fall Regierung' und 
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Küster gezeigt In diesem Gespräch erklärte sıch Dr. ıst den Brief diskret ehandeln hatte, darüber
Müller bereit, em Journalisten den Briefwechsel Cr und Kuster sıch eInNıIe. ANUun könnte P  6S Ja se1n. daß
Herbst 0592 zwischen ihm und Kuster Einsicht der zweıte Journalist der Wahrheit zuwider vyesagt hat.
überlassen. Als der Journalıst auf dieses Angebat 1n der Brief se1ı ıhm ZU!T „presscmähiren Verwertung”
en des gleichen Tayes zurückkam., erhielt den überlassen worden. Das ISEe aber nach den Umständen,
Briefwechsel IDr Müller bat ıhn aber. „  . dn die Abschrift denen ‚ dem Mintsterprästdenlen, mich! CcCm
des Briefes Professor Böhn: ZUu überlassen. Als der Staatsministerumn. den Briet uüberlassen hat. hoöchst

wahrscheinlich. Der Journalıist hätte kaum auf dıeJournalist den Brietwechsel Von eingeschen hatte,
schickte er ıh Dr. üuller &.  ZUFruü  ck, legte seıne wider- Briefabschrift den Vermerk gesetzt „diskret Zu behan-
echtlich erlangte Abschrift des Briefes 9l Professor dein Der Justizminister hat offenbar das sehr richtige
Böohm bei un bemerkte allerdings darauf: „Mıt der Gefühl, die fristlose Aufhebung des Vertrages ıst S
notigen Diskretion behandeln.“ So die Darstellung gerechtiertigt, wenn hüster den Brief tatsäiächlich ZUr
des Journalisten. Sie ist O] mır ın offentlicher Land- „pressemäßigen Verwertung” ım vollen Umfang
tagssıtzung vorgetiragen worden, ohne Von Seiten der der and gegeben und 1e€ Mitteilung der beleidigen-
Regierung widerleg worden se1n. 1e sa doch den kritik der Regierung andere un dıe Offentlich-
Dr. üller In seinem Brief S 16 obe keit gewollt hat. Das hat aber gerade nıcht ge  .
Küster:

959
Und es ist eın alarmierender Vorgang. eın Justiz-
miınister das, S  > dem ZWarTr wünscht, moöchte sodas sSo beliebte Verfahren, aNs em Hınter-

rund über irgendwelche AÄußerungen, besonders Ver-
als Tatsache hinstellt.
geschehen seın, was aber nıcht geschah, fahrlässıg

traulicher Art, einem Dritten zu berichten, schon
-loses Unheil angerichtet hat.“

eibt noch eın anderes beliebtes Verfahren: nam- Der Ministerpräsident und der Justizminister, der sichlıch „qus dem Hintergrund“ über einen Dritten uße-
rungen besonders vertraulicher Art t; die die- durch dıe Gegenwart des hochberabten, uüuchtigen und
sen ın em ichte zeigen ollen, dıe m aber bei- energischen Mannes In seinem AMınısteriıum bedrück:
leibe ıcht erfahren darf Herr Küuster hat Unglück, fühlte, wollten Kuster ıcht wohl sS1eC wollten ıhn 1n sel-
wurde offensichtlich eın o Arbeıitsgebiet einengen und Autsicht stellen.
ten Verfahren.

pfer dieser beider SO bcliel?- 1e en keine tauglıchen Versuche nternommen, iıhm
das Bleiben ermöglichen. suondern ıhm zunächst ın

Die Art, WwW1e Dr. Müuüller ıIn den Besitz der Abschrift der Form und annn auch ın der Sache unbillige Bedin-
des Briefes Professor Böhm kam entspricht 7zwe1- 5 gestellt. annn hat der eine In einer vertrau-felilos dem für den Handel geltenden alten lateinischen liıchen Sitzung eines Landtagsausschusses schwereSatz .do ut des“, ob allerdings auch dem französıschen bewiesene Vorwürfe m  EXCN huster erhoben, geFCHN 1e€„noblesse oblige“, der für Ministerpräsidenten gelten sıch dieser nıcht wehren konnte un der andere hat
sollte, das ist zweifelhaft AaZu geschwiegen. bwohl ZUu ınındesten einıge der

Zweifel mussen auch dem Justizminister gekom- Vorwürfe sofort hätte widerlegen können. Und schließ-
men se1n, und deshalb _ hat Cr ohl ın seiınem Bericht lıch en s16. als der gekränkte und emporte :vlann
ber die Beziehungen zwischen Rechtsanwalt Küster eiınem Freund gegenüber seiınem orn Lulft machte un
und dem Lande den organg geschildert: sie davon 2auf sehr nnoble Art sıch geNaUC Kenntnis
„Da wurde dem Staatsministerium 8 Juli 054 verschafft hatten. ıhm den tu. VvVor diıe ure gesetzl;.
von eiınem Journalisten diıe Abschrift eines Briefes über- Das ist die Wahrheit ım Fall Küster.
geben mit dem Bemerken, anw: Küuster habe 1e Regierung hat ın dem Oberlandesgerichtspräsi-ihm dıe Abschrift pressemäßigen Verwertung über- denten Perlen einen schr Nachfolger für
lassen“, ferner die Einlassung Küsters wıe folgt wie- Küuster gefunden. Aber den hatten Ministerpräsident
dergegeben: und Justizminister ursprunglıch gar iıcht gedacht. Sıe

„I anerkenne die Echtheit Briefes. Von e1n1ı- wollten Ja einen Beamten. den hätte diszıplımeren
gen unerheblichen Schreibfehlern abgesehen, stiımmt können n einen Ministerialrat. Um eıine solche Stelle

miıt dem mM1r geschriebenen Brief wortlich hatte Ja n ] überflüssigerweise w1Iie sıch Jetzt zeigt
überein. Der Brief diente mMIr außerdem ale Un- mıt dem Nachtraz L.tat den Landtag ersucht.

Herr erien ist ım Ruhestand, er wıird als Angestelltererlage für eın Gespräch, iıch mıt den Journa- oder kraft besonderen Auftrags tätıg sSe1N. jeden-lısten und geführt habe. kann sSe1n. daß falls nıcht als Mınisterialrat. Er steht Ja auch rang-der Journalist eiıne Abschrift des Briefes miıt- maßıg weit ber einem solchen. Herrn Perlen hat gbekommen hat, nicht aber der Journalist bemüht, die Erregung ım D  nd 1Im Bund und
und daraus die Schlußfolgerung Ausland zZu dämpfen und um beweisen. den

ber auch so  G ist die verantwortliche Außerung Kurs ın der Wiedergutmachung icht ichtbar 2n  dern
des Herrn Rechtsanwalts Küster eın volles LEin- will dazu hätte Nan auch gerade jetzt den Mut nıcht.

estaändnis der Tatsache, daß den Brief der ber nıcht verschwiezen soll werden. da{is SIC Küster
ZUT Verwertung übergeben hat.“ verdanken, Perlen siıch der Aufgabe eren Über-

nahme zunächst abgelehnt hatte. ıcht versagte.Das ist eiıne O schlımme, grob fahrlässige Irrefüh- übernahm siıe, el Küster ıhn gebeten hatte, S  zder Leser und eine dem Unterbewußtsein ent- der Sache willen tun.
SPTUNgeENGE, ZUr Beruhigung des eigenen Gewissens die- So hat A  S}  ster noch feurige Kohlen auf das Haupt 8@1-
nende Selbsttäuschung. C}  C) 90)NOr 'Widersacher gesammelt (Rö
Zunächst hat Küster nıcht eın Gespräch mıiıt beiden Ich habe mich deutlich un scharf geäußert. tat
Journalisten geführt, sondern nur mıiıt dem eınen, den nicht, ZUu verletzen un kränken. \lit diesem Bei-

kannte und dem Cr ute. Diesem hat er auch {ra 11 ıch aufrütteln, ZUr Besinnung un Selbst-
den Bricef, der Ja außer den beleidigenden Nendun- prülung aufrufen FEs etrubt mich. wenn eın tüchtiger,
SCH eine ausführliche Sachdarstellung enthält, Un- um Volk und b  nd höchst verdienter Mann wıe der
terrichtung mitgegeben begreiflich ıst. IMNan .  ıst Ministerpräsident daneben greift. Das dadurch be

mal mude und 11 schon oft Dargelegtes icht vielen erschuütterte Vertrauen kann wieder hergestelltnoch einmal müundlich erortern. Daß dieser Journa- werden und seın Ansehen könnte NUur gesteigert wWe[lI -
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Küster gezeigt. In diesem Gespräch erklärte sich Dr. 
Müller bereit, dem Journalisten den Briefwechsel vorn 
Herbst 1952 zwischen ihm und Küster zur Einsicht zu 
überlassen. Als der Journalist auf dieses Angebot am 
Abend des gleichen Tages zurückkam, erhielt er den 
Briefwechsel. Dr Müller bat ihn aber. ihm die Abschrift 
des Briefes an Professor Bam zu überlassen. Als der 
Journalist den Briefwechsel von 1932 eingesehen hatte, 
schickte er ihn an Dr. Müller zurück, legte seine wider-
rechtlich erlangte Abschrift des Briefes an Professor 
Böhm bei und bemerkte allerdings darauf: „Mit der 
nötigen Diskretion zu behandeln." So die Darstellung 
des Journalisten. Sie ist von mir in öffentlicher Land-
tagssitzung vorgetragen worden, ohne von Seiten der 
Regierung widerlegt worden zu sein. Wie sagt doch 
Dr. Müller in seinem Brief vom 16. Oktober 1952 an 
Küster: 
„...., da das so beliebte Verfahren, aus dem Hinter-
grund über irgendwelche Äußerungen, besonders ver-
traulicher Art, einem Dritten zu berichten, schon maß-
loses Unheil angerichtet hat." . 
Es gibt noch ein anderes beliebtes Verfahren: näm-
lich „aus dem Hintergrund" über einen Dritten Äuße-
rungen besonders vertraulicher Art zu tun, die die-
sen in schlechtem Lichte zeigen sollen, die er aber bei-
leibe nicht erfahren darf. Herr Küster hat Unglück, er 
wurde offensichtlich ein Opfer dieser beider so belieb-
ten Verfahren. • 

Die Art, wie Dr. Müller in den Besitz der Abschrift 
des Briefes an Professor Böhm kam, entspricht zwei-
fellos dem für den Handel geltenden alten lateinischen 
Satz ..do ut des", ob allerdings auch dem französischen 
„noblesse oblige", der für Ministerpräsidenten gelten 
sollte, das ist zweifelhaft. 
Solche Zweifel müssen auch dem Justizminister gekom-
men sein, und deshalb. hat er wohl in seinem „Bericht 
über die Beziehungen zwischen Rechtsanwalt Küster 
und dem Lande' den Vorgang so geschildert: 
„Da wurde dem Staatsministerium am 28. Juli 1954 
von einem Journalisten die Abschrift eines Briefes über-
geben. mit dem Bemerken, Rechtsanwalt Küster habe 
ihm die Abschrift zur pressemäßigen Verwertung über-
lassen", ferner die Einlassung Küsters wie folgt wie-
dergegeben: 

„Ich anerkenne die Echtheit des Briefes. Von eini-
gen unerheblichen Schreibfehlern abgesehen, stimmt 
er mit dem von mir geschriebenen Brief wörtlich 
überein. Der 'Brief diente mir außerdem als Un-
terlage für ein Gespräch, das ich mit den Journa-
listen K. und S. geführt habe. Es kann sein. daß 
der Journalist K. eine Abschrift des Briefes mit-
bekommen hat, nicht aber der Journalist S.", 

und daraus die Schlußfolgerung gezogen: 
„Aber auch so ist die verantwortliche Äußerung 
des Herrn Rechtsanwalts Küster ein volles Ein- 
geständnis der Tatsache, daß er den Brief der 

. Presse zur Verwertung übergeben hat." 

Das ist eine ganz schlimme, grob fahrlässige Irrefüh-
rung der Leser und eine dem Unterbewußtsein ent-
sprungene, zur Beruhigung des eigenen Gewissens die-
nende Selbsttäuschung. 
Zunächst hat Küster nicht ein Gespräch mit beiden 
Journalisten geführt, sondern nur mit dem einen, den 
er kannte und dem er vertraute. Diesem hat er auch 
den Brief, der ja außer den beleidigenden Wendun-
gen eine ausführliche Sadidarstellung enthält, zur Un-
terrichtung mitgegeben — was begreiflich ist. man ist 
manchmal müde und will schon oft Dargelegtes nicht 
noch einmal mündlich erörtern. — Daß dieser Journa- 

list den Brief diskret zu behandeln hatte, darüber waren 
er und Küster sich einig. Nun könnte es ja sein. daß 
der zweite Journalist der Wahrheit zuwider gesagt hat. 
der Brief sei ihm zur _pressemäßigen Verwertung" 
überlassen worden. Das ist aber nach den Umständen, 
unter denen er dein Ministerprii3identcn, nicht dem 
Staatsministerium, den Brief überlassen hat. höchst un-
wahrscheinlich. Der ‚Journalist hätte sonst kaum auf die 
Briefabschrift den Vermerk gesetzt _diskret zu behan-
deln". Der Justizminister hat offenbar das sehr richtige 
Gefühl, die fristlose Aufhebung des Vertrages ist nur 
gerechtfertigt, wenn Küster den' Brief tatsächlich zur 
„pressemäßigen Verwertung -  im vollen Umfang aus 
der Hand gegeben und die Mitteilung der beleidigen-
den Kritik der Regierung an andere und die Öffentlich-
keit gewollt hat. Das hat er aber gerade nicht getan. 
Und es ist ein alarmierender Vorgang. wenn ein Justiz-
minister das, von dem er zwar wünscht, es möchte so 
geschehen sein, was aber nicht so geschah, fahrlässig 
als Tatsache hinstellt. 

* 
Der Ministerpräsident und der Justizminister, der sich 
durch die Gegenwart des hochbegabten, tüchtigen und 
energischen Mannes in seinem Ministerium bedrückt 
fühlte, wollten Küster nicht wohl. sie wollten ihn in sei-
nem Arbeitsgebiet einengen und unter Aufsicht stellen. 
Sie haben keine tauglichen Versuche unternommen, ihm 
das Bleiben zu ermöglichen. sondern ihm zunächst in 
der Form und dann auch in der Sache unbillige Bedin-
gungen gestellt. dann hat der eine in einer vertrau-
lichen Sitzung eines Landtagsausschusses schwere un-
bewiesene Vorwürfe gegen Küster erhoben, gegen die 
sich dieser nicht wehren konnte. und der andere hat 
dazu geschwiegen. obwohl er zum mindesten einige der 
Vorwürfe sofort hätte widerlegen können. Und schließ-
lich haben sie, als der gekränkte und empörte Mann 
einem Freund gegenüber seinem Zorn Luft machte und 
sie davon auf sehr unnoble Art sich genaue Kenntnis 
verschafft hatten. ihm den Stuhl vor die Türe gesetzt. 
Das ist die Wahrheit im Fall Küster. 
Die Regierung hat in dem Oberlandesgerichtspräsi-
denten a. D. Perlen einen sehr guten Nachfolger für 
Küster gefunden. Aber än den hatten Ministerpräsident 
und Justizminister ursprünglich gar nicht gedacht. Sie 
wollten ja einen Beamten. den man hätte disziplinieren 
können — einen Ministerialrat. Um eine solche Stelle 
hatte man ja — überflüssigerweise wie sich jetzt zeigt 
— mit dem Nachtrag zum Etat den Landtag ersucht. 
Herr Perlen ist im Ruhestand, er wird als Angestellter 
oder nur kraft besonderen Auftrags tätig sein. jeden-
falls nicht als Ministerialrat. Er steht ja auch rang-
mäßig weit über einem solchen. Herrn Perlen hat man 
bemüht, um die Erregung im Land. im Bund und im 
Ausland zu dämpfen und um zu beweisen. daß man den 
Kurs in der Wiedergutmachung nicht sichtbar ändern 
will — dazu hätte man auch gerade jetzt den Mut nicht. 
Aber nicht verschwiegen soll werden. daß sie es Küster 
verdanken, wenn Perlen sich der Aufgabe. deren Über-
nahme er zunächst abgelehnt hatte. nicht versagte. Er 
übernahm sie, weil Küster ihn gebeten hatte, es um 
der Sache willen zu tun. . 
So hat Küster noch feurige Kohlen auf das Haupt sei-
ner 'Widersacher gesammelt (Rö .  12, 20). 
Ich habe mich deutlich und scharf geäußert. Ich tat es -
nicht, um zu verletzen und zu kränken. Mit diesem Bei-
trag will ich aufrütteln, zur Besinnung und zur Selbst-
prüfung aufrufen. Es betrübt mich. wenn ein tüchtiger, 
um Volk und Land höchst verdienter Mann wie der 
Ministerpräsident so daneben greift. Das dadurch bei 
vielen erschütterte Vertrauen kann wieder hergestellt 
werden und sein Ansehen könnte nur gesteigert wer- 
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en, We als Politiker und Christ einsahe: Im seinerzeıt Deutschland ıcht freiwillig, sondern unter
em Zwang der Gestapo verlassen muite, jeder Stich-Kuster gıbt 65 QÜur eıne richtige Ösung und die heißt

„Wiedergutmachen” tag in Fortfall kommen muß. Menschen, die einst ın
diesem Land gelebt aben, un: ıhre Fxistenz aufgeben

Nachwort der Schriflleitung: mußten. en das Recht jederzeit hierher zuruückzu-
Es ıst nıcht Cn Verznügen, dıiese Nummer des kommen. un dıe verantwortlichen Stellen en hier
Rundbriefs herauszugeOen, dıe einen so bedauer- gutzumachen. wiuıb»5 eınst gesündıgt wurde
lichen Sachverhalt, LE den ‚Fall &e  K  S  ter‘, Gegen- Wenn WIr dıe Hifleleistungen £ür die hemals Verfolg-

ten mıf denen für andere Gruppen, Spätheimkehrer unstand hut (Uir befassen nıcht damıt &Y eingehend , dergleichen. vergleichen, ann mussen WI1Lr dıe enach-eine Kluf noch tiefer aufzureißen, sondern ın em MationalsozialismusBewußtsein UNnNSsCrer verpflichtenden Aufgabe, und wnr teiligung der Verfolgten des
ecben d  1C Hofflnung nıcht auf, daß sıch noch eine Brücke feststellen Den anderen Gruppen werden alle Iög-
Aucn [äht, die -  B7} einer vollen Rehabilitierun ÄKüsters ichkeiten. und ZWar schnellstens, geboten, hre wirt-

führt und dıe Herrn Küster wieder ein Uır( d  2ungsfelä schaftliche Existenz sıchern. während die einst VeOeLr-

öffnet, auf em wirklıdı unersetzbur ıst. triebenen Juden auf die sozıale Fürsorge angewiesen
siınd muß die Pflicht der verantwortlichen Instanzen
se1n, 1er schnellstens eine Wandlung schaffen. WiırStatt Wiedergutmachung ordern icht alleın 1e Gewährung eıner Versorgungs-Uon Hein  ‚d Galinskı rente, die VvVon keinem Stichtag abhängıg sein dart SOMN-

[T freundlicher Genchrfxigung des Verfassers bringen WwWIr ern die affung e1nes Fonds für mittellose Rück-
die olgende Darstellung kehrer, 3 dem ihnen eine Uberbrückung oder ttel

Vor einıgen agen (im Juni 195+4) Cing durch die Ber- Beginn einer Existenz gewährt werden können.
iiner Presse 1e€ Nachricht, dafß sıch der 46 jährıge Ein enttäuschter Rückwanderer sieht NUur ın dem Tel-
Guünther CINZ. der VOT kurzem Bolivien zuruück- tod die einzige Lösung seiner schwierıigen Sıtuation.

kehrt .  ıst, das en hat Als Grund wurde 1n Mensch, der Deutschland lıebte dessen ehnlıch-
nttäuschung über die Schwierigkeiten angegeben, die ster unsch WÜr, 1er VOO NECU«C ZL begınnen, muj{fßte

ıhm bei dem Versuch, seine Entschädigung erlangen. erleben, wıe seine guten Taten vergolten wurden. Ver-
macht wurden. Soweit die Pressemeldung! sprechungen un Erklärungen werden olange keinenSr1nNnz kehrte voller offnuns und mıiıt dem Ziel ın seıne S  1NN haben, bis die Unmenschlichkeit vVon eiınst durch

Heimat zurück, seinen ehemalıgen Konfektionsbetrieb Beweise der Humanıtät hre Wiedergutmachung findet.
wieder einzurichten. aber alle seine Bemühungen, Vom Noch ıst es Zeit. den ebenden wiıeder gutzumachen.
Entschädigungsamt die notwendigen Kredite zZu erhal- Das soll kein pp®e. das ‚vlıtleid. sondern Al dıe
ten, schlugen fehl keinen anderen usweg Gerechtigkeit se1n. un der Tall des Günther Prinz

den Freitod sah sollte eine ernste Mahnung bedeuten
Dieses Einzelschicksal, hınter dem unendlich viel Leid Aus Allgemeine Wochenzeitung der Juden. X/11 (Düs-und Enttäuschung steht. sollte eine Warnung se1n. Wir eldort. 34.].)wissen wohl, wıe hart das Los der Emigration st. und
es ist verständlich. da die Emigranten die Hoffnung
in ıhrer Heimat suchen, aber dieser Fall soll eın Beweis V.a Entschließung des Kuratoriums des Deutschen
dafür se1n, dıe Intormationen ın den verschiede- Koordinierungsrates der Gesellschaiten £ christlich-
uenN Ländern ber die Situation ın utschland falsch jüdische Zusammenarbeit 954
siınd. werden den en 1m Ausland übertrie- individuellen Wiedergutmachungbene Hoffnungen gemacht, s1e bei einer etwalgen
Ruckkehr nach Deutschland sofort eine materielle 16 - Die nachstehende., vo Weortlaut abgedruckte Ent-
rgutmachung erhalten und 81e alle Chancen ha- schließung, die insbesondere auch gCcn iıhrer en
ben, ıhre Eingliederung in das Wirtschaftsieben rechtsethischen üundung voll ktuell bleibt, gıng dem
ermöglichen. .  ıst daher ın jedem angeOracht, Herrn Bundeskanzler, den Herrn Präsidenten des Bundes-

jeder, der sıch entschließt, aucs seinem Emigrations- rates und undestages soOw1e den Vorsitzenden der fünf
zurückzukehren. dıe Verbindung md der zuständi- Bundestagsfraktionen
üdıschen Gemeinde aufnimmt, s} über den Der utsche Koordinierungsrat ist aufs Ernsteste dar-

vom Deutschen Bun-tatsachlichen Sachverhalt -  2 informieren und sich Vor über beunruhigt,
Enttäuschungen „ bewahren. destag verabschiedete Bundesentschädigungsgesetz sıch

Fall des Günther P  T1NZ liegt noch die besondere bisher vorwiegend schweren Nachteil der Geschä-
Tragödie runde, daß alle ıttel einsetzte. en ausgewirkt at, weil die erforderlichen Aus-

945 die schweren Zeiten der in Deutschland le- di ungsbestimmungen nıcht erlassen wurden, insbe-
nıcht jüdischen Menschen überwinden helfen. sondere aber darüber, bis heute keinerlei Schritte

d mmelte Gelder und schickte dafür Lebensmiuittel- worden sınd. um das VO ersten Bun-
te die, die damals noch hungerten. Weich eınepakeONı des . Schicksals, daß diesem Nlann, der sıch destag selbst als unzureichend empfundene Gesetz

durch eine NCUuUeE und ausreichende Regelung C{ -
menschlich auf 1ese e1se bewährte, eine Wirklichkeit setzen.
3n Deutschland widerfuhr. die ıhn ıIn den Tod trieb! Der Deutsche Koordinierungsrat richtet daher an Bun-
Ü )as Entschädigungsamt iın Berlin MS 1n diesem Fall desregierung, Bundesrat und Bundestag die ernsteste
Xeine Schuld treften. aber sollte Anlaiß seın, Bitte. nunmehr eın endgültiges EntschädigungsgesetzLos der zuruckkehrenden Emigranten ernster zZu chaffen dieser Aufgabe die Vordringlichkeit e1n-
beachten. Namhafte politische Persönlichkeiten der Bun- zuräumen. die iıhr gebührt. un dem Gesetz eınen In-
<desregierung erließen Aufrufe. uın Aienschen Rück- halt Zu geben, der Vor der Gewissenspilicht des deut-
kxehr nach Deutschland zu wegen. hre Erfahrungen schen Volkes VOr dem Rechtsgedanken der Wieder-

ım Gegensatz den Versprechungen. Noch 1M- gutmachung schuldhaft egangenen Unrechts, vVor allem
T10er der Stichtag VUum 31 Dezember 953 der aber zuch Vor den S der Bundesrezierung abgegebe-alle späteren RKückkehrer Voan dem Anspruch auf PrV- nen Erklärungen und ın internationalen ommen
Rentt ı Poltitisch. rul1L2z10,5 Verfolzte) zusschlieht. Die feierlich übernommenen Verpilichtungen bestehnen

kann.klare korderung ist. dalß für diesep Personenkreis, der

den, wenn er als Politiker und Christ einsähe: Im Falle 
Küster gibt es nur eine richtige Lösung und die heißt: 

„Wiedergutmachen" 

Nachwort der Schriftleitung: 
Es ist uns nicht ein Vergnügen, diese Nummer des 
Rundbriefs herauszugeben, die einen soldt bedauer-
lichen Sachverhalt, wie den ,Fall Küster', zum Gegen-
stand hat. Wir befassen uns nickt damit so eingehend, 
um eine Kluft noch tiefer aufzureißen, sondern in dem 
Bewußtsein unserer verpflichtenden Aufgabe, und wir 
geben die Hoffnung sticht auf, daß sich noch eine Brücke 
bauen läßt, die zu einer vollen Rehabilitierung Küsters 
führt und die Herrn Küster wieder ein Wirkungsfeld 
öffnet, auf dein er wirklich unersetzbar ist. 

IV. Statt Wiedergutmachung ... 
Von Heinz Galinski 

Mit freundlicher Genehmigung des Verfassers bringen wir 
die folgende Darstellung: 

Vor einigen Tagen (im Juni 1954) ging durch die Ber-
liner Presse die Nachricht, daß sich der 46jährige 
Günther Prinz. der vor kurzem aus Bolivien zurück-
gekehrt ist, das Leben genommen hat. Als Grund wurde 
Enttäuschung über die Schwierigkeiten angegeben, die 
ihm bei dem Versuch, seine •Entschädigung zu erlangen. 

Pgemacht wurden. Soweit die Pressemeldung! 
rinz kehrte voller Hoffnung und mit dem Ziel in seine 

Heimat zurück, seinen ehemaligen Konfektionsbetrieb 
wieder einzurichten. aber alle seine Bemühungen, vom 
Entschädigungsamt die notwendigen Kredite zu erhal-
ten, schlugen fehl. so daß er keinen anderen Ausweg 
als den Freitod sah. 
Dieses Einzelschicksal, hinter dem unendlich viel Leid 
und Enttäuschung steht. sollte eine Warnung sein. Wir 
wissen wohl, wie hart das Los der Emigration ist. und 
es ist verständlich. daß die Emigranten die Hoffnung 
in ihrer Heimat suchen, aber dieser Fall soll ein Beweis 
dafür sein, daß die Informationen in den verschiede-
nen Ländern über die Situation in Deutschland falsch 
sind. Es werden den Menschen im Ausland übertrie-
bene Hoffnungen gemacht, daß sie bei einer etwaigen 
Rückkehr nach Deutschland sofort eine materielle Wie-
dergutmachung erhalten und daß sie alle Chancen ha-
ben, ihre Eingliederung in das Wirtschaftsleben zu 
ermöglichen. Es ist daher in jedem Falle angebracht, 
daß jeder, der sich entschließt, aus seinem Emigrations-
Land zurückzukehren. die Verbindung mit der zuständi-
gen jüdischen Gemeinde aufnimmt, um sich über den 
tatsächlichen Sachverhalt zu informieren und sich vor 
Enttäuschungen zu bewahren. 
Dem Fall des Günther Prinz liegt noch die besondere 
Tragödie zu Grunde, daß er alle Mittel einsetzte, um 
nach 1945 die schweren Zeiten der in Deutschland le-
benden nichtjüdischen Menschen überwinden zu helfen. 
Er sammelte Gelder und schickte dafür Lebensmittel-
pakete an die, die damals noch hungerten. Welch eine 
Ironie des - Schicksals, daß diesem Mann, der sich 
menschlich auf diese Weise bewährte, eine Wirklichkeit 
in Deutschland widerfuhr. die ihn in den Tod trieb! 
Das Entschädigungsamt in Berlin mag in diesem Fall 
keine Schuld treffen. aber es sollte doch Anlaß sein. 
aas Los der zurückkehrenden Emigranten ernster zu 
beachten. Namhafte politische Persönlichkeiten der Bun-
desregierung erließen Aufrufe, um Menschen zur Rück-
kehr nach Deutschland zu bewegen. Ihre Erfahrungen 
stehen im Gegensatz zu den Versprechungen. Noch im-
mer besteht der Stichtag vom 31. Dezember 1933. der 
alle späteren Rückkehrer von dem Anspruch auf PrV-
Rente (1)4)litkch. VerfolgtO ausschließt. Die 
klare Forderung ist. daß für diesen Personenkreis, der 

seinerzeit Deutschland nicht freiwillig, sondern unter 
dem Zwang der Gestapo verlassen mußte, jeder Stich-
tag in Fortfall kommen muß. • Menschen, die einst in . 

 diesem Land gelebt haben, und ihre Existenz aufgeben 
mußten. haben das Recht. jederzeit hierher zurückzu-
kommen. und die verantwortlichen Stellen haben hier 
gutzumachen. was einst gesündigt wurde ... 
Wenn wir die Hifleleistungen für die ehemals Verfolg-
ten mit denen für andere Gruppen, Spätheimkehrer und 
dergleichen. vergleichen, dann müssen wir die Benach-
teiligung der Verfolgten des Nationalsozialismus 
feststellen. Den anderen Gruppen werden alle Mög-
lichkeiten. und zwar schnellstens, geboten, ihre wirt-
schaftliche Existenz zu sichern. während die einst ver-
triebenen Juden auf die soziale Fürsorge angewiesen 
sind. Es muß die Pflicht der verantwortlichen Instanzen 
sein, hier schnellstens eine Wandlung zu schaffen. Wir 
fordern nicht allein die Gewährung einer Versorgungs-
rente, die von keinem Stichtag abhängig sein darf. son-
dem die Schaffung eines Fonds für mittellose Rück-
kehrer, aus dem ihnen eine Überbrückung oder Mittel 
zum Beginn einer Existenz gewährt werden können. 
Ein enttäuschter Rüdcwanderer sieht nur in dem Frei-
tod die einzige Lösung seiner schwierigen Situation. 
Ein Mensch, der Deutschland liebte. dessen sehnlich-
ster Wunsch es war, hier von neuem zu beginnen, mußte 
erleben, wie seine guten Taten vergolten wurden. Ver-
sprechungen und Erklärungen werden solange keinen 
Sinn haben, bis die Unmenschlichkeit von einst durch 
Beweise der Humanität ihre Wiedergutmachung findet. 
Noch ist es Zeit. an den Lebenden wieder gutzumachen. 
Das soll kein Appell an das Mitleid. sondern an die 
Gerechtigkeit sein. und der Fall des Günther Prinz 
sollte eine ernste Mahnung bedeuten. 
(Aus: Allgemeine Wochenzeitung der Juden. IX111. [Düs-
seldorf. 18. 6. 34.].) . 

V. a Entschließung des Km:atoriums des Deutschen 
Koordinierungsrates der Cesellschafien für christlich- 

' jüdische Zusammenarbeit vom 2. Mai 1954 zur 
individuellen Wiedergutmachung 

Die nachstehende, im vollen Wortlaut abgedruckte Ent-
schließung, die insbesondere auch wegen ihrer hohen 
rechtsethischen Begründung voll aktuell bleibt, ging dem 
Herrn Bundeskanzler, den Herrn Präsidenten des Bundes-
rates und des Bundestages sowie den Vorsitzenden der fünf 
Bundestagsfraktionen zu. 

Der Deutsche Koordinierungsrat ist aufs Ernsteste dar-
über beunruhigt. daß das vom ersten Deutschen Bun-
destag verabschiedete Bundesentschädigungsgesetz sich 
bisher vorwiegend zum schweren Nachteil der Geschä-
digten ausgewirkt hat, weil die erforderlichen Aus-
führungsbestimmungen nicht erlassen wurden, insbe-
sondere aber darüber, daß bis heute keinerlei Schritte 
unternommen worden sind. um das vom ersten Bun-
destag selbst als unzureichend empfundene Gesetz 
durch eine neue und ausreichende Regelung zu er-
setzen. 
Der Deutsche Koordinierungsrat richtet daher an Bun-
desregierung, Bundesrat und Bundestag die ernsteste 
Bitte. nunmehr ein endgültiges Entschädigungsgesetz 
zu schaffen. dieser Aufgabe die Vordringlichkeit ein-
zuräumen. die ihr gebührt. und dem Gesetz einen In-
halt zu geben, der vor der Gewissenspflicht des deut-
schen Volkes. vor dem Rechtsgedanken der Wieder-
gutmachung schuldhaft begangenen Unrechts, vor allem 
aber auch vor den von der Bundesregierung abgegebe- 
nen Erklärungen und in internationalen Abkommen 
feierlich übernommenen Verpflichtungen bestehen 
kann. 



das federführende Bundesfiinanzministerium einen Re-Der Deutsche Koordinierungsrat sıch ferner 21uch
daruüuber beunruhigt, daß über Wesen un Verpllich- gierungsentwurtf vorlegte. der Aurch das Kabinett g'-
tungsgrund der indıyiduellen Wiedergutmachung in bıllıgt wurde. us Gründen. die eruortern., hıer
der deutschen Offentlichkeit weithin bestürzende Irr- weıt führen würde. wurcde. ızuch im Penehmen miıt den
tumer bestchen un Aafı wl besonders hesergniscr- Jüdıschen Weltverbänden. denen r  H  enube  Ür  N“  Aa sıch ecre

regend ist djesen Iırtumern durch ınanche Destimmung r  -  ZIETUN  L3  “  l;  a bezüglica en Innaltes des (resetzes TCWISSE
des Bundesentschädigungsgesetzes Vorschub geleistet Biındungen autferlext hatte. vereinbart. A ds nıcht der
wird. Dies gibt dem Koordinijerungsrat Anlaß, die zweifellaos bessere. durchcachtere Intwurf des Bundes-
Grundsätze Z erinnern, dıe ın dieser Frage für 15 raies. sondern der In unzcheurer Iıle zustandegebrachte
und UNnSCTEC Gesetzgebung verbindliıch S1N!  d. Reterentenentwurf des Finanzmıinisteriums, das heißt
Es handelt sıch bei der Wiedergutmachung nıcht der Bundesregierung. zugrundegelegt wurde. Der un-
eıne freiwillige Leistung des deutschen Staates un s@1- destag sah sıch außerstande. die auherordentlich großen
> Bürger. dıe jediglich Gründen der AI  e  ns  ich- Mängel dieses Lntwurfes korrigieren. Zu diesem
keit un Moral übernommen würde, AMenschen Zwecke haätte eiıne ungeheure gesetzgeberische Arbeit

geleistet werden Inussen. enn 6S hatte eıner Reformhelfen, 1e€ iınfolge eiıner politischen Katastrople in Not
geraten sind oder Schäden Gesundheit und Vermö- Flaupt und Giliecdlern edurtt Durch Anderung e1n-
gecn erlitten abDen, sondern andelt sıch eıne zelner Paragraphen un Beseitigung einzelner Uneben-
klare Rechtspflicht, die Staat als eın Rechts- heiten Wäar 1er nıchts retiten Infolgedessen sah sıch
nachfolger des Dritten Reiches dem Gesichtspunkt der Bundestag VOr eINne schwierige Wahl vestellt. Denn,

wenn eın Gesetz en wollte. konnte CTder Haftung für schuldhaft begangene Unrechtshand-
lungen un Verbrechen der früheren Staatsgewalt trifft. nicht mehr verabschieden un mußfte diese als dringend
Würde 1e5e Haftung nıcht durch eın besonderes Bun- mpfundene Ehrenpflicht des deutschen Volkes einem
desgesetz gerege werden, wuürde s]e auf rund des späateren Bundestag. uüber dessen Zusammensetzung
in unserem an geltenden bürgerlichen echts be- mMan damals noch nıchts Genaues wiıissen konnte. über-
stehen. Wır würden dann verpilichtet se1n. den vollen lassen oder aber 6s muflßte eben eın Vom .  hm selbst als
Schaden zen, und ZWAar ohne Rucksicht auf unvollständig un mangelhaft empfundenes Gesetz als
+ Leıistun sfähigkeit. ur WI1r nıcht iımstande Interunslösung verabschiedet werden. Der Bundestag
se1n. diese aren un VOr den Gerichten einklagbaren hat deshalb beschlossen. diesen Entwurf ın der ber-
Verpfilichtungen zu erfüllen, sSo würden die Grundsätze ZCUFUN  s  LA anzunehmen. daß ıhm der zweiıte Bundestag
des Konkurses atz greifen eine Gesetzesnovelle folgen lassen werde, die unseres

Volkes würdig s@el.Wenn dessen die Entschädigungspflicht durch eın
besonderes Bundesgesetz abweichen: von dem bei uns Leider hat sıch die Unvollkommenheit des Bundesent-un bei en anderen zıvilısıerten Staaten geltenden schädigungsgesetzcs bisher ZU Schaden der nspruchs-Grundsätzen des bürgerlıchen Rechts geregelt wird. berechtigten ausgewirkt. weil hıs Jetzt die zuständigengeschicht das nicht, den Gläubigern und Opfern Ressorts ıhrer Verpllichtung, Ausführungsbestimmun-begangenen Unrechts mehr zuzuwenden, als WITr 149 erlassen. nıcht nachgekommen sind und die Lan-
eısten schuldig sind. sondern geschieht in Rücksicht desbehörden, die für die Wiedergutmachung zuständigdarauf daß die wirtschaftliche Leistungskralt l siınd. ıhrerseits viele Fälle nıcht weiter behandelt ha-
Volkes be: weitem ıcht z2usreicht. die nach allgemeınen ben, mıt der Begründung. S1IEC müßten erst die Ausfüh-
Rechtsgrundsätzen geschuldeten Entschädigungslei- rungsbestimmunven der Bundesregierung abwarten.
stungen bewirken Das Gesetz ll die deutschen So sind plötzlıch dıe Entschädigungsleistungen die
Entschädigungsleistungen so bemessen daß cdas Men- Verfol ınsbesondere An dıe verfolgten Juden,schenmöglıche geschieht. der Rechtspflicht der W ıe-
dergutmachung genugen. Zu diesem Behuf muß sıch Sprung “!' zurückgegangen gegenüber der eıt Vor

das deutsche olk instandsetzen, wirtschaftliche Werte dem Erlais des Bundesentschädigungsgesetzes. also e1-
Nn Zeitpunkt. in dem ın erster Lini:e Landes- unden Aus diesen Werten aber 1l es seine Wie- Zunenrecht Geltung hatte. Ferner ıst die betrublichedergutmachun atsache ZuUu verzeichnen, daß bis ZUIMM heutigen TageScgens erfreut.

gsschuld rfüllen, bevor e$s sich selbst des
nuch nıcht einmal Anstalten getroffen worden sind, von

ıst  . deshalb notwendi Entschädigungs- ırgend einer Seite eın NCUECES Bundesentschädigungs-are Rechtsansprü ah Das Gesetz sollte S oder eine ‚Vovelle ZUummn Bundesentschädigungs-
CcS, so weıt wiıie möglich, vermeiden, den vorgeschenen auch vorzubereiten. Aut der anderen Seite
Wiedergutmachungsleistungen den Charakter Von Un- wurde iıcht offiziell. aber immer wieder hinter den
terstutzungen und Härteausgleichen ZUu geben. eren Kulissen versucht, dıe Verzögerung der Ausfüh-
Gewährung etwa der Notlage der Geschädigten rungsbestimmungen damıt rechtfertigen, daiß das
oder gar VO  - | Billigkeitserwägungen abhängig gemacht Gesetz ur eın Provisorium sen. das doch geändert WeTr-
ırd. dıe dem Ermessen Verwaltungsbehörden oder den musse. un: daß S1: doppelte Arbeiıt ErSPArCNGerichten anheımgestellt sind. wolle. Aut der anderen Seite wurde nıchts ternom-

m die Novelle vorzubereı:ten. ysunmehr erwagt
b Protessor Dr. Franz Böhm ZUFK Frage der er- der Bundestag, durch eın interfraktionelles Inıtiativ-

gesetz eınen Entwurf vorzulegen. Freilich VeI-
gutmachung, Yiai S fü  S&  t der Bundestag ıcht uber die Referenten un Ar-

beitskräfte die notwendig sind. um eın umfassendesWegen »ahlreicher ] beste_hend_cr Unklarheite: hinsichtlich
des ustandekommens des Bundesentschädigungsgesetzes Gesetz entsprechend durchzuarbeiten. Immerhin sınd
bringen IT die anläßlich der Kuratorijiumssitzung alle Parteien. einschließlich der Opposition. grundsätz-
.. Maı 19 gegebenen Ausführungen VOo  ] TOlessor lıch gewillt. hier zusammenzuarbeiten. Die einzıge Par-
Dr. ONM te1, die schon Arbeiten ın iıhren eıgenen Reihen aANSC-

fertigt hat, ist 1C Sozialdemokratische Parte:. Sie hat
Dem alten Bundestag. der kurz VOrT seinem Auseinan- sıch jedoch auf den Standpunkt vestellt. dafs s1e ıcht
dergehen eın Bundesentschädigungsgesetz erließ. W die Inıtiative ergreifen so WOI ] die Schalffung eines
zunächst eın Initiativentwurf des Bundesrates VOTSC- Bundesentschädigungsgesetzcs nmıemals dıe Auf-
lcgen, der aber Nur ZUur olge hatte, daß nunmehr auch gabe einer OÖpposition seın dürfe suondern dıe Aufzabe
i

Der Deutsche Koordinierungsrat fühlt sich ferner auch 
darüber beunruhigt, daß über Wesen und Verpflich-
tungsgrund der individuellen Wiedergutmachung in 
der deutschen Öffentlichkeit weithin bestürzende Irr-
tümer bestehen und daß. was besonders bc.stirgniscr-
regend ist. die›en Irrtümern durch manche lic.stimmunir 
des Bundesentschädigungsgesetzes _Vorschub geleistet 
wird. Dies gibt dem Koordinierungsrat Anlaß, an die 
Grundsätze zu erinnern, die in dieser Frage für uns 
und unsere Gesetzgebung verbindlich sind. 
Es handelt sich bei der Wiedergutmachung nicht um 
eine freiwillige Leistung des deutsäen Staates und sei-
ner Bürger. die lediglich aus Gründen der Menschlich-
keit und Moral übernommen würde, um Menschen zu 
helfen, die infolge einer politischen Katastrophe in Not 
geraten sind oder Schäden an Gesundheit und Vermö-
gen erlitten haben, sondern es handelt sich um eine 
klare Rechtspflidzt, die unserem Staat als dem Rechts-
nachfolger des Dritten Reiches aus dem Gesichtspunkt 
der Haftung für schuldhaft begangene Unrechtshand-
lungen und Verbrechen der früheren Staatsgewalt trifft. 
Würde diese Haftung nicht durch ein besonderes Bun-
desgesetz geregelt werden, so würde sie auf Grund des 
in unserem Lande geltenden bürgerlichen Rechts be-
stehen. Wir würden dann verpflichtet sein. den vollen 
Schaden zu ersetzen, und zwar ohne Rücksicht auf un-
sere Leistungsfähigkeit. Würden wir nicht imstande 
sein. diese klaren und vor den Gerichten einklagbaren 
Verpflichtungen zu erfüllen, so würden die Grundsätze 
des Konkurses Platz greifen. 
Wenn statt dessen die Entschädigungspflicht durch ein 
besonderes Bundesgesetz abweichend von dem bei uns 
und bei allen anderen zivilisierten Staaten geltenden 
Grundsätzen des bürgerlichen Rechts geregelt wird. so 
geschieht das nicht, um den Gläubigern und Opfern 
begangenen Unrechts mehr zuzuwenden, als wir zu 
leisten schuldig sind, sondern es geschieht in Rücksicht 
darauf. daß die wirtschaftliche Leistungskraft unseres 
Volkes bei weitem nicht ausreicht. die nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen geschuldeten Entschädigungslei-
stungen zu bewirken. Das Gesetz will die deutschen 
Entschädigungsleistungen so bemessen. daß das Men-
schenmögliche geschieht. um der Rechtspflicht der Wie-
dergutmachung zu genügen. Zu diesem Behuf muß sich 
das deutsche Volk instandsetzen, wirtschaftliche Werte 
zu schaffen. Aus diesen Werten aber will es seine Wie-
dergutmachungsschuld erfüllen, bevor es sich selbst des 
Segens erfreut. - 
Es ist deshalb notwendig, daß das Entschädigungs-
gesetz klare Reihtsansprüche gewährt. Das Gesetz sollte 
es, so weit wie möglich, vermeiden, den vorgesehenen 
Wiedergutmachungsleistungen den 'Charakter von Un-
terstützungen und Härteausgleichen zu geben. deren 
Gewährung etwa von der Notlage der Geschädigten 
oder gar von Billigkeitserwägungen abhängig gemacht 
wird. die dem Ermessen von Verwaltungsbehörden oder 
Gerichten anheimgestellt sind. 

V. b Professor Dr. Franz Böhm zur Frage der Wieder- 
gutmachung, Mai 1954 

Wegen zahlreidier bestehender Unklarheiten hinsichtlich 
des Zustandekommens des Bundesentschädigungsgesetzes 
bringen wir die anläßlich der Kuratoriumssitzung am 
2. Mai 1954 gegebenen Ausführungen von Professor 
Dr. Böhm: 

Dem alten Bundestag. der kurz vor seinem Auseinan-
dergehen ein Bundesentschädigungsgesetz erließ. war 
zunächst ein Initiativentwurf des Bundesrates vorge-
legen, der aber nur zur Folge hatte, daß nunmehr auch 

das federführende Bundesfinanzministerium einen Re-
gierungsentwurf vorlegte. der durch das Kabinett ge-
billigt wurde. Aus Gründen. die zu erörtern, hier zu 
weit führen würde. wurde. auch im Benehmen mit den 
jüdischen Weltverb;intlen. denen gegenüber sich unsere 
Regicrtinz bezüglich tli. innaltes des (;etztzes gewisse 
Bindungen auferlegt hatte. vereinbart. daß nicht der 

• zweifellos bessere. durchdachtere Entwurf des Bundes-
rates. sondern der in ungeheurer Eile zustandegebrachte 
Referentenentwurf des Finanzministeriums. das heißt 
der Bundesregierung. zugrundegelegt wurde. Der Bun-
destag sah sich außerstande. die außerordentlich großen 
Mängel dieses Entwurfes zu korrigieren. Zu diesem 
Zwecke hätte eine ungeheure gesetzgeberische Arbeit 
geleistet werden müssen. denn es hätte einer Reform 
an Haupt und Gliedern bedurft. Durch Änderung ein-
zelner Paragraphen und Beseitigung einzelner Uneben-
heiten war hier nichts zu retten. Infolgedessen sah sich 
der Bundestag vor eine schwierige Wahl gestellt. Denn, 
wenn er ein gutes Gesetz haben wollte. konnte er es 
nicht mehr verabschieden und mußte diese als dringend 
empfundene Ehrenpflicht des deutschen Volkes einem 
späteren Bundestag. über dessen Zusammensetzung 
man damals noch nichts Genaues wissen konnte. über-
lassen oder aber es mußte eben ein vom ihm selbst als 
unvollständig und mangelhaft empfundenes Gesetz als 
Interimslösung verabschiedet werden. Der Bundestag 
hat deshalb beschlossen. diesen Entwurf in der Ober-
zeugung anzunehmen. daß ihm der zweite Bundestag 
eine Gesetzesnovelle folgen lassen werde, die unseres 
Volkes würdig sei. 

Leider hat sich die Unvollkommenheit des Bundesent-
säädigungsgesetzes bisher zum Schaden der Anspruchs-
berechtigten ausgewirkt. weil bis jetzt die zuständigen 
Ressorts ihrer Verpflichtung, Ausführungsbestimmun-
gen zu erlassen. nicht nachgekommen sind und die Lan-
desbehörden, die für die Wiedergutmachung zuständig 
sind. ihrerseits viele Fälle nicht weiter behandelt ha-
ben, mit der Begründung. sie müßten erst die Ausfüh-
rungsbestimmungen der Bundesregierung abwarten. 
So sind plötzlich die Entschädigungsleistungen an die 
Verfolgten, insbesondere an die verfolgten Juden, 
sprunghaft zurückgegangen gegenüber der Zeit vor 
dem Erlaß des Bundesentschädigungsgesetzes. also ei-
nem Zeitpunkt. in dem in erster Linie Landes- und 
Zonenrecht Geltung hatte. Ferner ist die betrübliche 
Tatsache zu verzeichnen, daß bis zum heutigen Tage 
noch nicht einmal Anstalten getroffen worden sind, von 
irgend einer Seite ein neues Bundesentschädigungs- 
o- 0 esetz oder eine Novelle zum Bundesentschädigungs- 
rresetz auch nur vorzubereiten. Auf der anderen Seite 
wurde — nicht offiziell. aber immer wieder hinter den 
Kulissen — versucht. die Verzögerung der Ausfüh-
rungsbestimmungen damit zu rechtfertigen, daß • das 
Gesetz nur ein Provisorium sei. das doch geändert wer-
den müsse. und daß man sich doppelte Arbeit ersparen 
wolle. Auf der anderen Seite wurde nichts unternom-
men. um die Novelle vorzubereiten. Nunmehr erwägt 
der Bundestag, durch ein interfraktionelles Initiativ-
gesetz einen neuen Entwurf vorzulegen. Freilich ver-
fügt der Bundestag nicht über die Referenten und Ar-
beitskräfte. die notwendig sind. um ein so umfassendes 
Gesetz entsprechend durchzuarbeiten. Immerhin sind 
alle Parteien. einschließlich der Opposition. grundsätz-
lich gewillt. hier zusammenzuarbeiten. Die einzige Par-
tei, die schon Arbeiten in ihren eigenen Reihen ange-
fertigt hat, ist die Sozialdemokratische Partei. Sie hat 
sich jedoch auf den Standpunkt gestellt. daß sie nicht 
die Initiative ergreifen solle. weil die Schaffung eines 
guten Bundesentschädigungsgesetzes niemals die Auf-
gabe einer Opposition sein dürfe. sondern die Aufgabe 
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aller Parteien ım Bundestag. Autf der anderen Seite gabe ımmer weıter aufgeschoben wird mıt der Wir-
hat Herr Rechtsanwalt AÄüster in seiner Freiburger kung, dal jedes Jahr eın Prozentsatz der entschädi-
Rede den Vorschlag gemacht, mMan sollte nıcht ın den gungsberechtigten ÖOpfer stirbt un: schließlich also WITr
Reihen des Bundestages allein einen Entwurf VOI' - eutschen ü eınes ages unserer Entschädigungs-
bereiten, sondern Bundesregierung, Bundestag und pflicht auf kaltem Wege. 21s0 in der unwuürdiıgsten
Bundesrat ollten eıne mm © MNn S m1 1881 IN M IS- Weise, entledigen. glaube deshalb daiß eıne auch
sıon einsetzen un sıch auf einen Entwurf einıgen. uNScCTE Arbeit als Koordinierungsrat betreifende Auf-
der ann auch wirklich die Aussıicht hat, angeNOMME gabe ist, unserTe heutige Sıtzung Zu benutzen. in

werden. eıiner Adresse KRegierung, Bundesta:z und Bundesrat
Leider treten alle Augenblicke NCUE&E Schwierigkeiuten, die Forderung rheben daß nunmehr mıiıt größter
gesetzgeberische Arbeiten un auch politische Entschei- Dringlichkeit un Gründlichkeit iın die Schaffung eines

UNSCH, 1 Bundestag. Bundesregjierung Uun!| Bundes- endgültigen Bundesentschädigungsgesetzes herangetre-
rat heran, dais dıe Gefahr besteht, daß diese Auf- ten werde vgl obenstehende Entschließung, )  3)

Der Zigeuner”
7Jon Heinz Kraschutzk:, Berlin

Schlimmer noch als die Verfolgung der Juden 1 Hıtler- ber Paul Wiltte ist kein vollwertiger Mensch
reich WAar die der Zigeuner, s1e sind tast ausgerottet mehr. Es fiel ıhm schwer, sıch durchzuschlagen, un: Sso
worden. Während die en ımmerhiın außerhalb beging in Berlin eiıne Reihe von Betrügereien. wobei
Deutschlands starke un einflußreiche Kräfte hatten., 1e unglücklicherweise zuch 1e Sektorengrenze nıcht be-

Unrecht dem Judentum aut verkündeten. spricht achtete. Das hatte Folge, daß C  CT ın die Hände gleich
S den Zigeunern fast nıemand. vVon zweı Justizsystemen geriet. Der Östen verurteilte
Paul Wiltte ist eın echter Zigeuner, un .  ist stolz dar- ıhn zu einer längeren Gefängnisstrafe, der Westen ZzZu
auf. Außer ım ebt VO|  3 dem „Stamm Witte“ NUur noch 31/0 Jahren Zuchthaus und Ehrverlust.
eın Onkel, alle anderen sınd tot. Und daß Paul noch Und so ebt er Nn  1 hınter Kerkermauern und soll das
lebt, verdan:! er dem glücklichen Zufall, CT früh- Unrecht büßen getan hat. Mitunter kommt die
zeıt! in Konzentrationslager achsenhausen kam Tau miıt dem Kınd, dann hat se1in Mädchen auf dem
Auch das konnte Ja im Hitlerreich eın lück se1n. Schoß und E  ist mal ur eine Viertelstunde eın glücklicher
Von Sachsenhausen kam er In andere KZs schließlich Mensch. Sonst verlälßt iıhn seine tiefe Verbitterung Nn1ie-

Na S.nach Auschwitz. Fr hat den beruhmten Hungermarsch
etzten Auschwitzer mitgemacht, der s1e

bleibt. Denn die tellen 1e€ das beurteij:len oder ent-
Gelegentlich macht Cr eın Gnadengesuch, das erfolglos

Meißen ın die Ischeche: hinein führte. noch 300 von
ıhnen ankamen. Denn Vver Entkrältung nıcht weıter cheiden. mussen überzeugt se1n. dafß C  CT erstens die „Ge-
konnte. am on den begleitenden SS-Mannschaften währ für künftiges Wohlverhalten“ bietet un daß er
einen Genickschuß und 1e€! am Wege ıe 1 zweiıtens „den Unrechtsgehalt seiıner Taten einsieht
In der ähe Voxnu Pilsen geriet der Zug elender elie und bereut. Von beidem sind sıe nıcht überzeu
in die an der Russen. Als 1ese erfuhren, um es Wıird der kleine erl außen ım feindlichen Leben
sıch andeite. fuhren s1e mehrere Feldküchen auf und sıch behaupten können? ıst Ja NUur noch eın halber
ließen die Leute essen. viel s$1e wollten. Einige siınd Viensch. Und ist Zigeuner, l1  H weiß, die allge-
bei. noch umgekommen. weil hre Körper das nıcht mein dem ufe stehen, daß sS1e miıt dem Eigentum
ehr vertragen konnten. anderer Leute ıcht sehr nehmen. Einem Zigeu-
Paul Witte aber war mais schon nıcht mehr dabei. Ner nicht, das fuhlt 6T, das weiis er. „I bin ]Ja
wWwWäar iıhm gelungen, sıch fortzuschleichen, aber einige noch ımmer verfolgt WwEICH meıner Rasse“, habe ich hn
Nazis fanden ıhn und schlugen ıhn S{ d N miıt er- horen. Am liebsten 111 mal nach München.
letztem Rückgrat und einem Schäadelbruch 1nNs Kranken- nkel der auch Zigeuner ist, S dem sıcher ist.
Aaus nach Pilsen kam, WL  9 eitwa Monate lang VOr- dalß ıh: nıcht mißachtet, —_ iıhn ganz versteht.
16e! Allerdings: die Trau und kleine blonde A :'idchen‚

erfuhr eines Tages, seiner Familie gCc- die mussen mıit.
worden Wa Der Vater atte 9 Wo Wag‘ und 5 Aber wıe soll er nach München gelangen? Er ıst Ja vo  1-
Pferde besessen. Als die Nazitlut bedrohlich wurde. lıg mittellos, Trau und Kind leben von Sozialunterstüt-
flüchtete mit allen Verwandten nach Süden. l1eraus

diesem Land. Nur Paul blieb ım KZ ZUTU!  3 und eın
ZUNg. Wer wird einem ACIMEeN Zigeuner und seiıner Fa-
milı:e die Reise nach MMünchen bezahlen? Noch dazu,

Onkel, dem 3Q gelang, ın Bayern unterzutauchen. Die wenn er schwer vorbestraft ist?
anderen ereilte ıhr Schicksal als s$1e schon sudlich der Zu einer sa vollkommenen Reue, wıe S1e die Justiz VTl -
Donau waren. Kroatische Ustatschis haben den langt. wird Paul Witte nıcht kommen. Wohl sıeht <
S Stamm Witte, insgesamt SA Personen, darunter e1in, daß nrecht hat, aber er rechnet auf. Was

auls Eltern und schwıster, nach gFausamen Miß- für Unrecht hat denn ıhm anretan? Sein zerschun-
handlungen ın eıner Scheune lebendig verbrannt. Paul dener Körper, seiıne ermordete Familie. zweı Wohn-
besitzt eine mtliche Bescheinigung darüber S dem en, fünf Pferde sehen denn diejenigen, die das
Pfarrer Von Marija Sorica. U dem Gewissen haben. den Unrechts ehalt ıhrer

igeuner sehr der Familie. Paul hat den
Verlust von allem, ihm 1eb War. nıe verwunden.

Taten“ eın Bieten sie „Gewähr für kun ıges Wohl-
verhalten?*

eine TAau.
Irgendwie gan nach Berlin ort heiratete Jetzt ıst die Nachricht in seine gedrungen, daß

ren Haare schwarz sınd w1ıe die seinen, „der Staat“ die ÖOpter nationalsozialistischer Verfol-
obgleich sıie keine Zuigeunerin ist. und beide haben sS1e Sunz entschädiegt. Da kım mIir. und iıch 12 ıhm
eın Kkleines AMüdchen nıt blanden L.ocken und bluuen <gehnlfen. endlese Frascbhr  en auszufüilen. einen An-
Augen, das seın &n  N  s Entzucken ist rag stellen. Freilich die Famılie giht ıhm nıemand

aller Parteien im Bundestag. Auf der anderen Seite 
hat Herr Rechtsanwalt Küster in seiner Freiburger 
Rede den Vorschlag gemacht, man sollte nicht in den 
Reihen des Bundestages allein einen Entwurf vor-
bereiten, sondern Bundesregierung, Bundestag und 
Bundesrat sollten eine gemeinsame Kommis-
sion einsetzen und sich auf einen Entwurf e inigen. 
der dann auch wirklich die Aussicht hat, angenommen 
zu werden. • 
Leider treten alle Augenblicke neue Schwierigkeiten, 
gesetzgeberische Arbeiten und auch politische Entschei-
dungen, an Bundestag. Bundesregierung und Bundes-
rat heran, so daß die Gefahr besteht, daß diese Auf- 

gabe immer weiter aufgeschoben wird mit der Wir-
kung. daß jedes Jahr ein Prozentsatz der entschädi-
gungsberechtigten Opfer stirbt und schließlich also wir 
Deutschen uns eines Tages unserer Entsdiiidigungs-
dicht auf kaltem Wege. also in der unwürdigsten 
Weise, entledigen. Ich glaube deshalb. daß es eine auch 
unsere Arbeit als Koordinierungsrat betreffende Auf-
gabe ist, unsere heutige Sitzung zu benutzen. um in 
einer Adresse an Regierung, Bundestag und Bundesrat 
die Forderung zu erheben. daß nunmehr mit größter 
Dringlichkeit und Gründlichkeit an die Schaffung eines 
endgültigen Bundesentschädigungsgesetzes herangetre-
ten werde (vgl. obenstehende Entschließung, S. 23). 

2. Der Zigeuner" 
Von Heinz Krascizzazki, Berlin 

Schlimmer noch als die Verfolgung der Juden im Hitler-
reich war die der Zigeuner, sie sind fast ausgerottet 
worden. Während die Juden immerhin außerhalb 
Deutschlands starke und einflußreiche Kräfte hatten, die 
das Unrecht an dem Judentum laut verkündeten. spricht 
von den Zigeunern fast niemand. 
Paul Witte ist ein echter Zigeuner, und er ist stolz dar-
auf. Außer ihm lebt von dem „Stamm Witte" nur noch 
ein Onkel, alle anderen sind tot. Und daß Paul noch 
lebt, verdankt er dem glücklichen Zufall, daß er früh-
zeitig in das Konzentrationslager Sachsenhausen kam. 
Auch das konnte ja im Hitlerreich ein Glück sein. 
Von Sachsenhausen kam er in andere KZs, schließlich 
nach Auschwitz. Er hat den berühmten Hungermarsch 
der letzten 1000 Auschwitzer mitgemacht, der sie von 
Meißen in die Tschechei hinein führte. wo noch 300 von 
ihnen ankamen. Denn wer aus Entkräftung nicht weiter 
konnte, bekam von den begleitenden SS-Mannsdtaften 
einen Genickschuß und blieb am Wege liegen. 
In der Nähe von Pilsen geriet der Zug elender Skelette 
in die Hände der Russen. Als diese erfuhren, um wen es 
sich handelte. fuhren sie mehrere Feldküchen auf und 
ließen die Leute essen. so viel sie wollten. Einige sind 
dabei . noch umgekommen. weil ihre Körper das nicht 
mehr vertragen konnten. 
Paul Witte aber war damals schon nicht mehr dabei. Es 
war ihm gelungen. sich fortzuschleichen, aber einige 
Nazis fanden ihn und schlugen ihn so. daß.  er mit ver- 
letztem Rückgrat und einem Schädelbruch ins Kranken-
haus nach Pilsen kam, wo er etwa 10 Monate lang ver-
blieb. 
Dort erfuhr er eines Tages, was aus seiner Familie ge-
worden war. Der Vater hatte 2 Wohnwagen und 5 
Pferde besessen. Als die Naziflut bedrohlich wurde. 
flüchtete er mit allen Verwandten nach Süden, heraus 
aus diesem Land. Nur Paul blieb im KZ zurück. und ein 
Onkel, dem es gelang, in Bayern unterzutauchen. Die 
anderen ereilte ihr Schicksal als sie schon südlich der 
Donau waren. Kroatische Ustatschis haben dort den 
ganzen Stamm Witte, insgesamt 34 Personen, darunter 
Pauls Eltern und Geschwister, nach grausamen Miß- 
handlungen in einer Scheune lebendig verbrannt. Paul 
besitzt eine amtliche Bescheinigung darüber von dem 
Pfarrer von Marija Sorica. 
Zigeuner hängen sehr an der Familie. Paul hat den 
Verlust von allem, was ihm lieb war, nie verwunden. 
Irgendwie gelangte er nach Berlin. Dort heiratete er 
eine Frau. deren Haare so schwarz sind wie die seinen, 
obgleich sie keine Zigeunerin ist. und beide haben sie 
ein kleines :\I:itIchen mit blonden Locken und blauen 
Augen. das sein ganzes Entzücken ist. 

Aber Paul Witte ist kein ganz vollwertiger Mensch 
mehr. Es fiel ihm schwer, sich durchzuschlagen, und so 
beging er in Berlin eine Reihe von Betrügereien. wobei 
er unglücklicherweise auch die Sektorengrenze nicht be-
achtete. Das hatte zur Folge, daß er in die Hände gleich 
von zwei Justizsystemen geriet. Der Osten verurteilte 
ihn zu einer längeren Gefängnisstrafe, der Westen zu 
31/2 Jahren Zuchthaus und Ehrverlust. 
Und so lebt er nun hinter Kerkermauern und soll das 
Unrecht büßen. was er getan hat. Mitunter kommt die 
Frau mit dem Kind, dann hat er sein Mädchen auf dem 
Schoß und ist mal für eine Viertelstunde ein glüdclicher 
Mensch. Sonst verläßt ihn seine tiefe Verbitterung nie-
mals. 
Gelegentlich macht er ein Gnadengesuch, das erfolglos 
bleibt. Denn die Stellen. die das beurteilen oder ent- 
scheiden. müssen überzeugt sein. daß er erstens die ”Ge- 

• währ für künftiges Wohlverhalten' bietet und daß er 
zweitens „den Unrechtsgehalt seiner Taten' einsieht 
und bereut. Von beidem sind sie nicht überzeugt. 
Wird der kleine Kerl draußen im feindlichen Leben 
sich behaupten können? Er ist ja nur noch ein halber 
Mensch. Und er ist Zigeuner. er weiß, daß die allge-
mein in dem Rufe stehen, daß sie es mit dem Eigentum 
anderer Leute nicht sehr genau nehmen. Einem Zigeu-
ner traut man nicht, das fühlt er, das weiß er. „Ich bin ja 
noch immer verfolgt wegen meiner Rasse*, habe ich ihn 
sagen hören. Am liebsten will er mal nach München. zu 
dem Onkel, der auch Zigeuner ist, von dem er sicher ist. 
daß er ihn nicht mißachtet, daß er ihn ganz versteht. 
Allerdings: die Frau und das kleine blonde Mädchen, 
die müssen mit. 
Aber wie soll er nach München gelangen? Er ist ja völ-
lig mittellos, Frau und Kind leben von Sozialunterstüt-
zung. Wer wird einem armen Zigeuner und seiner Fa-
milie die Reise nach München bezahlen? Noch dazu, 
wenn er schwer vorbestraft ist? 
Zu einer so vollkommenen Reue, wie sie die Justiz ver-
langt. wird Paul Witte nicht kommen. Wohl sieht er 
ein. daß er Unrecht getan hat, aber er rechnet auf. Was 
für Unrecht hat man denn ihm angetan? Sein zerschun-
dener Körper, seine ermordete Familie. zwei Wohn-
wagen, fünf Pferde — sehen denn' diejenigen, die das 
auf dem Gewissen haben. den .Unrechtsirehalt ihrer 
Taten" ein? Bieten sie .Gewähr für" künftiges Wohl-
verhalten?" 
Jetzt ist die Nachricht in seine Zelle gedrungen, daß 
„der Staat' die Opfer nationalsozialistischer Verfol-
gung entschädigt. Da kam er zu mir. und ich habe ihm 
geholfen. endlo.c Frageiplgen au,zufiillen. einen An-
trag zu stellen. Freilich. die Familie gibt ihm niemand 
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